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1. ANLASS, METHODIK UND KURZCHARAKTERISTIK 

1.1 Ziele und Zwecke der 56. Flächennutzungsplanänderung der Gemeinde Hünxe 

Der Windenergie als regenerative Energie kommt als Energieerzeugung im Hinblick auf die 
Belange Luftreinhaltung, Klimaschutz und Ressourcenschonung eine erhebliche und zuneh-
mende Bedeutung zu. Der Schaffung von substantiellem Raum für die Windenergie und zur 
Steuerung der Windenergienutzung im Außenbereich der Gemeinde Hünxe nach Maßgabe 
von § 35 Abs. 3 Satz 3 Baugesetzbuch (BauGB) ist die Gemeinde Hünxe mit der 45. Änderung 
des Flächennutzungsplans bereits nachgekommen. 

Auf Grund der erhöhten Nachfrage und des Bedarfs von geeigneten und genehmigungsfähi-
gen Standorten für die Errichtung und den Betrieb von Windenregieanlagen sowie den erneut 
geänderten gesetzlichen Rahmenbedingungen beabsichtigt die Gemeinde Hünxe, die baupla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung der Windenergie im Gemeindegebiet über 
die in der 45. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe dargestellten drei Konzentrationszonen für 
die Windenergie hinaus zu schaffen. 

Durch die 56. Änderung des Flächennutzungsplans soll daher die Darstellung eines Sonder-
gebiets „Windenergie Steinberge“ (Sonderbaufläche) als sogenannte Positivplanung ohne au-
ßergebietliche Ausschlusswirkung auf einer Fläche von insgesamt 145,7 ha in der Gemarkung 
Drevenack, Flur 2, 3, 4 und 7 auf diversen Flurstücken erfolgen. 

1.2 Ausgangssituation und Rahmenbedingungen 

Bei der Herleitung der Konzentrationszonen für die Windenergie in der 45. FNP-Änderung der 
Gemeinde Hünxe wurde ein schlüssiges, gesamträumliches Planungskonzept zur Steuerung 
der Windenergienutzung mittels Tabu- und Ausschlusskriterien vor dem Hintergrund des § 1 
Abs. 7 BauGB erarbeitet. Dem Planungskonzept lag zu Grunde, von welchen Erwägungen die 
positive Standortzuweisung getragen wurde und welche Gründe es rechtfertigten, den übrigen 
Planungsraum im Gemeindegebiet von Windenergieanlagen freizuhalten.  

Ein Kriterium, welches für die Abwägung heranzogen wurde, stellte bei den konkurrierenden 
Belangen der Landschaftsschutz mit den festgesetzten Landschaftsschutzgebieten dar. Die 
Gebietsfläche für die beabsichtigte Darstellung „Windenergie Steinberge“ in der Gemarkung 
Drevenack umfasst die seinerzeitige Fläche der Potentialfläche „P 02“. Die Potentialfläche P02 
wurde bei der damaligen Aufstellung der 45. Flächennutzungsplanänderung nicht weiter für 
eine Darstellung berücksichtigt, da eine Befreiung oder Entlassung aus dem Landschafts-
schutz von der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Wesel nicht in Aussicht gestellt wer-
den konnte und somit die Vollzugsfähigkeit der Konzentrationszone nicht gewährleistet gewe-
sen wäre (vgl. Abwägungsergebnis für die Fläche P02, Kap. 1.8.2, Begründung zur 45. FNP-
Änderung). 

Dem Landschaftsschutz wurde aufgrund der Ausstattung und Funktion des Landschafts-
schutzgebietes an dieser Stelle ein höheres Gewicht beigemessen als der Nutzung der Wind-
energie. Der damalige Ausschluss der Fläche war somit nicht von einem Grundzug der Pla-
nung getragen, sondern folgte aus der höheren Gewichtung der Belange des Landschafts-
schutzes im Rahmen der städtebaulichen Abwägung der auf den einzelnen Flächen betroffe-
nen öffentlichen Belange. Wäre die Einschränkung durch den Landschaftsschutz zum Zeit-
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punkt der 45. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe nicht einschlägig gewesen, wäre eine Dar-
stellung als Konzentrationszone durchaus in Betracht gezogen worden, da keine der ange-
wendeten Kriterien gegen die Flächenausgleich sprach und auch in der Bewertung der kon-
kurrierenden Belange mit Ausnahme des Landschaftsschutzes keine weiteren Belange gegen 
eine grundsätzliche Vollzugsfähigkeit des Flächenbereiches sprachen. Unter heutiger Voraus-
setzung der Vorgaben für die Abwägung (u.a.: Landschaftsschutz nachrangig zur Windener-
gie) darf mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass auch die sei-
nerzeit ca. 119,7 ha große Potentialfläche P02 als Konzentrationszone im FNP der Gemeinde 
Hünxe dargestellt worden wäre.  

Bezüglich der aktuellen Rahmenbedingungen haben sich u.a. mit dem in Kraft treten der EU-
Notfallverordnung (VO (EU) 2022/2577) zum 30.12.2022 zum beschleunigten Ausbau der Nut-
zung erneuerbarer Energien und die Umsetzung in nationales Recht die rechtlichen Vorgaben 
deutlich verändert. Der Wichtigkeit eines kurzfristigen und deutlichen Ausbaus der erneuerba-
ren Energie wurde massiver Nachdruck verliehen. Mit dem Gesetz zur Erhöhung und Be-
schleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land („Wind-an-Land-Gesetz“, 20. 
Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) und dem zweiten Gesetz zur Änderung des Windenergie-auf-See-
Gesetzes vom 20.07.2022 hatte der Bundestag bereits Gesetzesänderungen beschlossen, die 
dazu beitragen sollen, die Energiewende entschieden voranzutreiben. Ergänzend wurde das 
Gesetz zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes und anderer energiewirtschaftlicher 
Vorschriften vom 8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726) sowie das Gesetz zur sofortigen Verbes-
serung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht vom 4. 
Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) beschlossen. 

Mit dem 28. Dezember 2022 wurde per Erlass des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Kli-
maschutz und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen die Auslegung und die Umsetzung 
von Festlegungen des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) im Rah-
men eines beschleunigten Ausbaus der erneuerbaren Energien (Wind- und Solarenergie) 
(LEP-Erlass Erneuerbare Energien) geändert. Demnach sind nunmehr Waldgebiete wieder für 
die Windenergie zugängig, sofern – unter anderem - Laubwaldflächen nicht berührt werden. 
Der gesetzliche Mindestabstand („1.000 m – Abstand“) wurde inzwischen durch das 5. Gesetz 
zur Änderung des BauGB-AG NRW vollständig aufgehoben. 

Eine weitere Einschränkung der potentiellen Eignungsflächen für die Windenergie wurde durch 
den Bundesgesetzgeber mit dem 01. Februar 2023 im Sinne des § 249 Abs. 10 BauGB ab-
schließend zurückgenommen, wonach der öffentliche Belang einer optisch bedrängenden Wir-
kung einem Windenergievorhaben in der Regel nicht entgegensteht, wenn der Abstand von 
der Mitte des Mastfußes der WEA bis zu einer zulässigen baulichen Nutzung zu Wohnzwecken 
mindestens der zweifachen Gesamthöhe der WEA entspricht (Verringerung des bislang in der 
Rechtsprechung anerkannten Abstandwertes von 3 H (3 x Gesamthöhe WEA) auf 2 H (2 x 
Gesamthöhe WEA)). 

Die Träger der Regionalplanung in NRW sind aufgefordert, das Erreichen des durch die Lan-
desplanungsbehörde nach § 3 Absatz 2 Nr. 2 WindBG (Gesetz zur Festlegung von Flächen-
bedarfen für Windenergieanlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz)) festgelegten 
regionalen Flächenbeitragswertes festzustellen. Diese Feststellung erfolgt auf Grundlage des 
entsprechend angepassten Regionalplanes, sofern Windenergiegebiete in ausreichendem 
Umfang festgelegt wurden. Dem Träger der Bauleitplanung ist es zudem möglich, in der Über-
gangszeit bis zur Feststellung des Flächenbeitragswerts zusätzlich Zonen auszuweisen, in 



Begründung zur 56. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Hünxe – Städtebaulicher Teil 

IB LANGE GmbH & Co. KG  7 

denen dann Windenergieanlagen genehmigt werden können. Nach Inkrafttreten der Neurege-
lungen in §§ 245e und 249 BauGB am 1. Februar 2023 wird das bisherige System der räum-
lichen Steuerung der Windenergie im Außenbereich modifiziert.  

Eine Ausschlusswirkung nach § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB kann einem Windenergievorhaben 
vorbehaltlich des § 249 Absatz 5 Satz 2 BauGB nur noch bis zum Erreichen des Flächenbei-
tragswertes, längstens bis Ende 2027 entgegengehalten werden. Nach § 249 Absatz 5 Satz 1 
BauGB ist der für das Erreichen des Flächenbeitragswerts zuständige Planungsträger (in 
NRW die Regionalplanung) nicht an entgegenstehende Ziele der Raumordnung und Darstel-
lungen in Flächennutzungsplänen gebunden, soweit dies erforderlich ist, den Flächenbeitrags-
wert im Sinne des WindBG zu erreichen.  

Nach entsprechender Ausweisung der Windenergiegebiete entfällt diese Bindung nach § 249 
Absatz 5 Satz 2 BauGB auch im Zulassungsverfahren. § 245e Absatz 1 Satz 1 i.V. mit § 249 
Absatz 5 BauGB regelt somit, dass die Ausschlusswirkung der bestehenden Konzentrations-
zonen einem Windenergievorhaben nicht mehr entgegengehalten werden kann, wenn dieses 
in einem zuvor ausgewiesenen Windenergiegebiet liegt, welches später zum Erreichen des 
Flächenbeitragswerts herangezogen werden soll.  

Die Ausschlusswirkung der Konzentrationszonen bleibt im Übrigen im Übergangszeitraum un-
berührt. Als Anwendungsfall kommt die vorzeitige Ausweisung von Windenergiegebieten für 
Teilbereiche oder bestimmte Fallkonstellationen (bspw. „unkritische“ Fälle) in Frage. Eine vor-
zeitige Ausweisung von Windenergiegebieten durch den Träger der Bauleitplanung ist zudem 
nicht an die in § 245e Absatz 1 Satz 6ff. BauGB aufgeführten Tatbestandsmerkmale (Grund-
züge der Planung, 25%-Regelung) gebunden. 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist bestrebt, die neuen Regelungen und die räumliche Steue-
rung so schnell wie möglich umsetzen. Bundesgesetzlich ist für NRW vorgeschrieben, für die 
Windenergie einen Flächenbeitragswert von 1,8 % der Landesfläche beizutragen. Dieser soll 
über textliche Festlegungen im Landesentwicklungsplan und darauf aufbauend in zeichneri-
sche Festlegungen in den jeweiligen Regionalpläne erreicht und umgesetzt werden. Die sechs 
Regionalplanungsträger (hier für die Gemeinde Hünxe: RVR Regionalverband Ruhr) sind auf-
gefordert im Wege der Planänderung der Regionalpläne entsprechende Windenergiebereiche 
im Rahmen der Vorgaben des Landesentwicklungsplans festzulegen. 

Die Umsetzung im Rahmen einer Darstellung von „Windenergiebereichen“ soll in enger Ab-
stimmung mit den Kommunen und unter Berücksichtigung und Übernahme der jeweils geeig-
neten kommunalen Planungen erfolgen. Bestehende Windenergiestandorte und Bereiche, die 
für die Windenergie zur Verfügung stehen, sind zu berücksichtigen. Die Gemeinde Hünxe ver-
fügt über eine solche geeignete Planung, die sie mit der 45. FNP-Änderung zur Darstellung 
von Konzentrationszonen für die Windenergie im Flächennutzungsplan der Gemeinde Hünxe 
und damit der räumlichen Steuerung der Windenergienutzung im Gemeindegebiet gemäß § 
35 Abs. 3 S. 3 BauGB auf Grundlage eines schlüssigen, gesamträumlichen Planungskonzep-
tes zum Ausdruck gebracht hat. 

Bis zur Festlegung bzw. Darstellung der Windenergiebereiche im Regionalplan und der Be-
stätigung der Erreichung des Flächenbeitragswertes ist es den Kommunen in der Übergangs-
zeit weiterhin möglich, Konzentrationszonen auszuweisen, in denen dann Windenergieanla-
gen genehmigt werden können, die sogenannte „Positivplanung“ (§ 245e, Abs. 1, Satz 5 ff. 
BauGB). Dies stellt ein vom Bundesgesetzgeber überarbeitetes Instrument der Bauleitplanung 
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dar, mit dem Kommunen weiterhin gezielt Flächen für die Windenergie auswählen und plane-
risch sichern können, um den Windenergieausbau gezielt auf den Flächen umzusetzen, die 
aus städtebaulicher Sicht dafür geeignet sind. 

Diese „Positivplanung“ bewirkt keine baurechtliche Ausschlusswirkung im restlichen Gemein-
degebiet. Der gemeindliche Wille, Windenergie auf diesen Flächen zu ermöglichen, wird 
gleichwohl zum Ausdruck gebracht und kann in das derzeitige Regionalplanverfahren entspre-
chend einfließen, sofern er in das regionale Plankonzept integriert werden kann. Eine Abwei-
chung vom Planungskonzept der ursprünglichen Konzentrationszonenplanung der Gemeinde 
Hünxe (hier: 45. FNP-Änderung) ist möglich, sofern die Grundzüge der seinerzeitigen Planung 
erhalten werden. Dass die Grundzüge der bisherigen Planung gewahrt bleiben darf dann si-
cher angenommen werden, wenn Flächen im Umfang von nicht mehr als 25 Prozent der schon 
bislang dargestellten Flächen zusätzlich dargestellt werden. 

Darüber hinaus deutlich mehr Fläche darstellen zu wollen, ist ebenfalls zulässig, wenn eine 
einzelfallbezogene Begründung feststellt, dass die Grundzüge der Planung auch bei größerem 
Flächenanteil gewahrt werden. Der Abweichung vom Planinhalt (hier eine größere anteilige 
Fläche) darf keine derartige Bedeutung zukommen, dass die angestrebte und in der 45. FNP-
Änderung zum Ausdruck gebrachte städtebauliche Ordnung in beachtlicher Weise beeinträch-
tigt wird und somit die Flächenerhöhung noch im Bereich dessen liegt, was die Gemeinde 
Hünxe gewollt hat oder gewollt hätte, wenn sie die aktuelle Entwicklung einschließlich des 
Grundes für die Abweichung bzw. Entwicklung gekannt hätte.  

Die Ausführungen in § 245e Abs. 1 S. 6 BauGB zur verstärkten Förderung des Klimaschutzes 
und der ausdrücklichen Erlaubnis eines Abweichens von dem Planungskonzept, welches der 
Abwägung über die bereits dargestellten Flächen zugrunde gelegt wurde, sind hier insbeson-
dere zu berücksichtigen. 

Diesen Rahmenbedingungen und gesetzlichen Vorgaben folgend, hat sich die Gemeinde 
Hünxe entschieden, das Aufstellungsverfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans im 
Rahmen einer isolierten Positivplanung gemäß § 245e Abs. 1 Satz 5 ff Baugesetzbuch 
(BauGB) in Form der 56. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe zu beginnen bzw. einzuleiten. 

1.3 Rechtsgrundlagen 

Die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Hünxe (Isolierte Positivplanung 
gemäß § 249 Abs. 1 Baugesetzbuch) ist auf Grundlage der jeweils aktuellen Fassung 

 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. No-
vember 2017 (BGBl. I Nr. 72 vom 10.11.2017 S.3 634), Änderung zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (Bekanntmachung 14.01.2024; BGBl. 2023 I 
Nr. 184), 

 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I Nr. 75 vom 29.11.2017 S. 3786), Änderung zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 14. Januar 2024 (BGBl. 2023 I Nr. 6),  

 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung – BauO 
NRW) vom 21.07.2018; zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Oktober 2023 (GV. 
NRW. S. 1172) 
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 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung – PlanVZ) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), 

 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 
1072), in Kraft getreten am 1. Juni 2022 durch Bekanntmachung vom 7. März 2022 
(GV. NRW. S. 286), 

 Erlass für die Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen und Hinweise für 
die Zielsetzung und Anwendung (Windenergie-Erlass) Gemeinsamer Runderlass 
des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie (Az. VI.A-3 – 
77-30 Windenergieerlass), des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz (Az. VII.2-2 – 2017/01 – Windenergieerlass) und des Ministeri-
ums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-West-
falen (Az. 611 – 901.3/202), vom 08. Mai 2018, 

 Erlass des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen zur Auslegung und Umsetzung von Festlegungen des Lan-
desentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) im Rahmen eines beschleu-
nigten Ausbaus der erneuerbaren Energien (Wind- und Solarenergie) (LEP-Erlass 
Erneuerbare Energien) vom 28. Dezember 2022 

 LEP NRW: 2. Änderung des Landesentwicklungsplan zum Ausbau der Erneuerbaren 
Energien, am 01.05.2024 in Kraft getreten (Umsetzung des Windenergieflächenbedarfs-
gesetzes (WindBG) des Bundes und so Sicherung weiterer Flächen für die Windenergie-
nutzung in Nordrhein-Westfalen) 

erarbeitet. 

Zur 56. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Hünxe wurde ein Umweltbericht 
als Ergebnis der Umweltprüfung erarbeitet. Der Umweltbericht ist als Teil der Begründung (An-
lage 1) dargelegt. Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Belange sind im Umweltbericht 
im Kap. 7.1 als Artenschutzrechtliche Ersteinschätzung angefügt.  

Weitere rechtliche Grundlagen sind für die vorliegende Planung bindend und berücksichtigt 
worden. Mit dem Art. 11 des Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes vom 
08.10.2022 (BGBl. 2022 Teil I, S. 1726, 1738) hat der Bundesgesetzgeber dem durch das 
Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen am Land 
vom 20.07.2022 neu geschaffenen § 245e Abs. 1 BauGB die Sätze 5 – 8 angefügt:  

„Werden in einem Flächennutzungsplan oder Raumordnungsplan zusätzliche Flächen 
für die Nutzung von Windenergie dargestellt, kann die Abwägung auf die Belange be-
schränkt werden, die durch die Darstellung der zusätzlichen Flächen berührt werden. 
Dabei kann von dem Planungskonzept, das der Abwägung über bereits dargestellte Flä-
chen zugrunde gelegt wurde, abgewichen werden, sofern die Grundzüge der Planung 
erhalten werden. Von der Wahrung der Grundzüge der bisherigen Planung ist regelmä-
ßig auszugehen, wenn Flächen im Umfang von nicht mehr als 25 Prozent der schon 
bislang dargestellten Flächen zusätzlich dargestellt werden. § 249 Abs. 6 bleibt unbe-
rührt“ (seit 01.02.2023 in Kraft getreten). 
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Ausweislich der Gesetzesbegründung trifft die Regelung eine Klarstellung zur sog. „isolierten 
Positivplanung“. Hierbei werden im Fall einer bestehenden Planung mit Ausschlusswirkung 
zusätzliche Flächen für die Windenergie ausgewiesen. Das Gesetz hebt hervor, dass die Ab-
wägung bei der isolierten Positivplanung auf die von den neu auszuweisenden Flächen be-
rührten Belange beschränkt werden kann und die Planung nicht an das bisherige Planungs-
konzept gebunden ist. Namentlich gelten die besonderen Anforderungen an die Darstellung 
von Windenergieflächen mit der Wirkung von § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB bei der Ausweisung der 
zusätzlichen Flächen nicht.  

Der weiteren Klarstellungen bedurfte es nur noch für die Fälle, in denen Planungsträger zu-
sätzliche Flächen ausweisen, die nicht unmittelbar die Flächenbeitragswerte erreichen. Auch 
in diesen Fällen gelten die erleichterten Anforderungen der Positivplanung. Der Grund hierfür 
liegt darin, dass in diesen Fällen eine wirksame Ausschlussplanung besteht, die erweitert wird 
und nach § 245e Abs. 1 BauGB bis zum ersten Stichtag des WindBG [31.12.2027] auch dann 
fort gilt, wenn die Flächenbeitragswerte noch nicht erreicht werden. Nicht zuletzt soll damit 
einem faktischen „Planungsmoratorium“ und damit einem Stillstand beim Ausbau der Wind-
energie insbesondere in solchen Regionen entgegengewirkt werden, in denen die zum Errei-
chen der regionalen Teilflächenziele aufgerufene Regionalplanung den ihr verbleibenden Zeit-
raum zur Ausweisung der dafür erforderlichen Windenergiegebiete bis zum 31.12.2027 wei-
testgehend ausschöpfen wird. 

Grundlage für die Anwendung des § 245e Abs. 1 S. 5 – 8 BauGB ist das Bestehen eines 
Flächennutzungsplans mit Konzentrationszonen für Windenergieanlagen, denen die Aus-
schlusswirkung des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB zukommt. Diese Ausschlusswirkung gilt nach 
Maßgabe von § 245e Abs. 1 S. 2 BauGB noch für einen Übergangszeitraum fort, und zwar so 
lange, bis für die Planungsregion das Erreichen des regionalen Teilflächenziels gemäß § 5 
Abs. 1 oder 2 WindBG festgestellt wird, längstens aber bis zum 31.12.2027. § 245e Abs. 1 S. 
5 – 8 BauGB ermöglicht es, über den Bestandsplan und die darin ausgewiesenen Konzentra-
tionszonen hinaus zusätzliche Flächen für die Nutzung von Windenergie darzustellen.  

Dies erfolgt nicht im Wege einer oder mehreren weiteren Konzentrationszonen, sondern durch 
die Ausweisung von Sonderbauflächen im Sinne von § 2 Nr. 1a WindGB. Die isolierte Positiv-
planung nach § 245e Abs. 1 S. 5 – 8 BauBG begründet somit keine erneute Ausschlusswir-
kung, sondern belässt es bei der Ausschlusswirkung, die sich bereits aus dem geltenden Flä-
chennutzungsplan ergibt. Diese wird lediglich für den Bereich der zusätzlich auszweisenden 
Windenergieflächen aufgehoben. Der geltende Flächennutzungsplan der Gemeinde Hünxe in 
der Fassung der 45. Änderung aus dem Jahr 2016 enthält Konzentrationszonen mit Aus-
schlusswirkung. Er bildet damit eine geeignete Grundlage, um aufbauend auf die bestehenden 
Konzentrationszonen und unter Beibehalt der damit korrespondierenden Ausschlusswirkung 
zusätzliche Flächen für die Windenergie auszuweisen. 

Die isolierte Positivplanung darf, wie § 245e Abs. 1 S. 6 BauGB hervorhebt, von dem Pla-
nungskonzept, welches der Abwägung über die bereits dargestellten Flächen zugrunde gelegt 
wurde, abweichen, sofern die „Grundzüge der Planung“ erhalten werden. Von der Wahrung 
der Grundzüge der bisherigen Planung ist nach § 245e Abs. 1 S. 7 BauGB regelmäßig auszu-
gehen, wenn Flächen im Umfang von nicht mehr als 25 Prozent der schon bislang dargestell-
ten Flächen zusätzlich dargestellt werden. Satz 7 begründet unter der dort genannten Voraus-
setzung eine gesetzliche Regelvermutung für die Wahrung der Grundzüge der bisherigen Pla-
nung. Werden durch die Positivplanung Flächen im Umfang von nicht mehr als 25 Prozent der 
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schon bislang dargestellten Konzentrationsflächen zusätzlich dargestellt, bedarf es daher re-
gelmäßig keiner tiefergehenden Prüfung, ob die Grundzüge der Planung erhalten werden.  

Die Vorschrift ist aber nicht in dem Sinne abschließend, dass die Grundzüge der Planung nur 
unter den Voraussetzungen von Satz 7 erhalten werden. Satz 7 greift lediglich einen möglichen 
Anwendungsfall der Positivplanung auf, in dem aufgrund der gesetzlichen Regelvermutung 
besonders geringe Darlegungsanforderungen an die Wahrung der Grundzüge der Planung 
bestehen. Das schließt aber, wie sich aus Satz 6 der Vorschrift ergibt, nicht aus, auch dann 
von der Positivplanung Gebrauch zu machen, wenn mehr als 25 Prozent der schon bislang 
dargestellten Flächen zusätzlich ausgewiesen werden. Es bedarf dann – anders als im An-
wendungsbereich von Satz 7 – einer einzelfallbezogenen Begründung, dass die Grundzüge 
der Planung gewahrt werden. Dies bestätigt die aktuelle FAQ-Sammlung „Windenergieaus-
bau“ des Wirtschaftsministeriums NRW, in der ausgeführt wird, dass auch zusätzliche Aus-
weisungen mit mehr als 25 Prozent der bisherigen Flächen möglich sind. Dabei bestehe je-
doch ein erhöhtes Begründungserfordernis. 

Die Gesetzesbegründung zu § 245e Abs. 1 S. 6 BauGB gibt keinen Aufschluss darüber, wann 
von einer Wahrung der Grundzüge der bisherigen Planung auszugehen ist. Einen gewissen 
Vergleichsmaßstab bietet aber die Rechtsprechung zu § 13 Abs. 1 S. 1 BauGB und dem dort 
ebenfalls verwendeten Begriff der „Grundzüge der Planung“. Diese Vorschrift dürfte allerdings 
noch strenger sein, weil sie die Anwendung des vereinfachten Verfahrens zur Bebauungs-
planänderung bereits dann ausschließt, wenn die Grundzüge der geltenden Planung nur „be-
rührt“ sind, wohingegen § 245e Abs. 1 S. 6 BauGB für die isolierte Positivplanung lediglich 
verlangt, dass die Grundzüge der Planung „erhalten“ werden. Die Grundzüge der Planung 
dürfen also durch die Positivausweisung nicht konterkariert werden.  

Ob eine Abweichung die Grundzüge der Planung berührt oder von minderem Gewicht ist, be-
urteilt sich im Anwendungsbereich des § 13 Abs. 1 S. 1 BauGB nach dem im Ursprungsplan 
zum Ausdruck gebrachten planerischen Wollen. Bezogen auf dieses Wollen darf der Abwei-
chung vom Planinhalt keine derartige Bedeutung zukommen, dass die angestrebte und im 
Plan zum Ausdruck gebrachte städtebauliche Ordnung in beachtlicher Weise beeinträchtigt 
wird. Es muss daher angenommen werden können, die Abweichung liege noch im Bereich 
dessen, was der Plangeber gewollt hat oder gewollt hätte, wenn er die weitere Entwicklung 
einschließlich des Grundes für die Abweichung gekannt hätte. 

Zur Auslegung des Tatbestandsmerkmals der Erhaltung der Grundzüge der bisherigen Pla-
nung in § 245e Abs. 1 S. 6 BauGB ist auch der Vergleich mit der Vorgängerregelung in § 249 
Abs. 1 BauGB a. F. und der dazu ergangenen Rechtsprechung hilfreich. Danach diente die 
Regelung des § 249 Abs. 1 BauGB a. F. im Rahmen der verstärkten Förderung des Klima-
schutzes der Beseitigung von Rechtsunsicherheiten für Gemeinden, die bereits eine Konzent-
rationszonenplanung im Rahmen eines schlüssigen Gesamtkonzepts auf Basis des § 35 Abs. 
3 S. 3 BauGB wirksam vorgenommen hatten und nunmehr erweiterte Möglichkeiten für die 
Nutzung der Windenergie zur Verfügung stellen wollten. Hieran sollten sie nicht wegen der 
Sorge gehindert werden, dass mit der Darstellung zusätzlicher Flächen zur Nutzung der Wind-
energie das bisherige gesamträumliche, schlüssige Planungskonzept in Frage gestellt wird, 
insbesondere dadurch das Risiko zunehmend gegeben wäre, nunmehr in allen aufgrund der 
bisherigen Planung ausgeschlossenen Bereichen des Gemeindegebietes Windenergieanla-
gen grundsätzlich zulassen zu müssen. 
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Der § 245e Abs. 1 S. 6 BauGB schafft demgegenüber weitergehende Möglichkeiten einer iso-
lierten Positivplanung. Er erlaubt – anders als die Vorgängerregelung – ausdrücklich ein Ab-
weichen von dem Planungskonzept, welches der Abwägung über die bereits dargestellten Flä-
chen zugrunde gelegt wurde. Die Gesetzesbegründung stellt hierzu klar, dass die Positivpla-
nung nicht an das bisherige Planungskonzept gebunden ist. Insofern kommt es für die trotz 
Abweichung vom Planungskonzept zu erhaltende Grundzüge der Planung im Sinne der oben 
widergegebenen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts darauf an, was der (histo-
rische) Plangeber gewollt hat oder gewollt hätte, wenn er die weitere Entwicklung einschließ-
lich des Grundes für die Abweichung gekannt hätte. 

In der Regel unproblematisch sind hiernach Fälle, in denen eine vormalige Potentialfläche, die 
sich nach Abzug der harten und weichen Tabuflächen ergab und seinerzeit aufgrund einer 
Einzelfallabwägung nicht als Konzentrationszone ausgewiesen wurde, nunmehr aufgrund ei-
ner Änderung der tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse oder aufgrund einer sachgerech-
ten neuen Bewertung und Gewichtung der abwägungserheblichen Belange als Positivfläche 
für die Windenergie ausgewiesen werden kann. Die Neuausweisung kollidiert dann nicht mit 
den dem Planungskonzept des geltenden Plans zugrunde gelegten Ausschlusskriterien. Diese 
Sichtweise entspricht auch der Rechtsprechung zur Vorgängerregelung in § 249 Abs. 1 
BauGB a. F. 

Die Positivplanung zielt nicht darauf ab, die Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
herbeizuführen. Deshalb gelten für sie auch nicht die von der Rechtsprechung entwickelten 
Anforderungen an die schrittweise Erarbeitung eines schlüssigen gesamträumlichen Pla-
nungskonzeptes (harte und weiche Tabuflächen etc.). Der Plangeber muss also keine gesamt-
räumliche, auf den Außenbereich im gesamten Gemeindegebiet bezogene Betrachtung vor-
nehmen, sondern im Wesentlichen nur die Eignung der zusätzlich auszuweisenden Flächen 
für die Windenergienutzung darlegen. Geltungsbereich der Positivplanung ist folglich nicht das 
gesamte Stadtgebiet, sondern sind nur die zusätzlich auszuweisenden Flächen für die Wind-
energienutzung. 

Dies bedeutet, dass die städtebauliche Abwägung, wie § 245e Abs. 1 S. 5 BauGB klarstellt, 
auf die Belange beschränkt werden kann, die durch die Darstellung der zusätzlichen Flächen 
berührt werden. Der Plangeber muss sich also nicht dafür rechtfertigen, weshalb er nicht auch 
weitere Flächen für die Windenergienutzung ausweist, denn die Positivplanung begründet 
keine Ausschlusswirkung für andere Grundstücke. Dies bestätigt auch die Planerhaltungsvor-
schrift in § 249 Abs. 6 S. 2 BauGB, auf die § 245e Abs. 1 S. 8 BauGB verweist. Danach ist es 
für die Rechtwirksamkeit des Plans unbeachtlich, ob und welche sonstigen Flächen im Pla-
nungsraum für die Ausweisung von Windenergiegebieten geeignet sind. 

Inhalt der Positivausweisung ist auch keine (zusätzliche) Konzentrationszone, sondern eine 
Sonderbaufläche für die Windenergienutzung im Sinne von § 2 Nr. 1a WindBG. 

Als Sonderbaufläche und damit als Windenergiegebiet im Sinne der vorgenannten Bestim-
mung stünde die Fläche auch dauerhaft und unabhängig davon, ob sie im künftigen Regional-
plan als Vorranggebiet ausgewiesen wird, für die privilegierte Zulassung von Windenergiean-
lagen zur Verfügung (§ 249 Abs. 2 BauGB). Die Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 S. 3 
BauGB außerhalb der bestehenden Konzentrationszonen und der zukünftig im Wege der Po-
sitivplanung auszuweisenden Flächen besteht auf Grundlage des geltenden Flächennut-
zungsplans fort und muss nicht erneut angeordnet werden. 
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In Bezug auf die Abwägung der Belange, die von der Planung berührt sind, ist § 2 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151) geändert worden ist, von wesentlicher Be-
deutung. Hierin ist die Bedeutung des Ausbaus der erneuerbaren Energien (als „überragendes 
öffentliches Interesse“) im Rahmen von Schutzgüterabwägungen herausgestellt. Gemäß § 2 
Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger 
Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Zu den 
Schutzgüterabwägungen zählen insbesondere Abwägungsentscheidungen unter anderem ge-
genüber seismologischen Stationen, dem Denkmalschutz, Radaranlagen, Wasserschutzge-
bieten, dem Landschaftsbild oder im Forst-, Immissionsschutz-, Wasser-, Naturschutz-, Bau- 
oder Straßenrecht. 

In NRW ist hierzu ein Erlass zur Klarstellung der Grundsatzfragen bei der Anwendung des § 2 
EEG bei Verwaltungsentscheidungen im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien (§ 2 
EEG-Grundsatzerlass) als gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Wirtschaft, Indust-
rie, Klimaschutz und Energie, des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr, des Mi-
nisteriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung und des Ministeriums für Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 25. Juni 2024 ergan-
gen. Der Erlass dient als Arbeitshilfe, um im Einzelfall eine Anwendung des § 2 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes zu prüfen und gibt Hinweise, mit welcher Bedeutung § 2 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes in eine Schutzgüterabwägung einzustellen ist. 

1.4 Grundlagen zur Herleitung des Geltungsbereiches für das  
Sondergebiet „Windenergie Steinberge“ 

Da die 45. Änderung des Flächennutzungsplans 2016 in Kraft getreten ist, besteht keine Not-
wendigkeit, die Windenergienutzung im gesamten Gemeindegebiet unter Erarbeitung eines 
schlüssigen gesamträumlichen Planungskonzepts insgesamt einer erneuten bauleitplaneri-
schen Steuerung zu unterziehen. Daher soll im Wege einer auf § 245e Abs. 1 Satz 5 ff. BauGB 
gestützten isolierten Positivplanung auf Ebene des Flächennutzungsplans eine weitere Fläche 
für die Windenergienutzung im nordwestlichen Teilbereich des Gemeindegebietes ca. 3 km 
nördlich der Ortslage Drevenack als „Sondergebiet Windenergie Steinberge“ (Sonderbauflä-
che) ausgewiesen werden. 

Die isolierte Positivausweisung bezieht sich damit auf die jeweils beplante Fläche und entfaltet 
keine darüberhinausgehenden Rechtswirkungen, insbesondere keine außergebietliche Aus-
schlusswirkung nach Maßgabe von § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB. Es handelt sich von daher nicht 
um die Ausweisung einer „Konzentrationszone“, auch nicht um eine „Erweiterung der beste-
henden Konzentrationszone“, weil die Planung keine Konzentrationswirkung entfaltet. Durch 
die Darstellung eines Sondergebiets „Windenergie Steinberge“ wird der Windenergienutzung 
nur eine weitere Fläche zur Verfügung gestellt, indem sie an dieser Stelle die sich aus dem 
geltenden Flächennutzungsplan ergebende Ausschlusswirkung überlagert.  

Die Herleitung des „Sondergebiets Windenergie Steinberge“ der 56. FNP-Änderung der Ge-
meinde Hünxe erfolgt somit anhand der Kriterien des gesamträumlichen Planungskonzeptes 
aus der 45. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe aus dem Jahr 2016, in der drei Konzentrati-
onszonen für die Windenergie dargestellt wurden. Die Herleitung erfolgt unter Berücksichti-
gung der aktuellen räumlichen Ausprägungen der einzelnen Kriterien sowie der aktuellen ein-
schlägigen gesetzlichen Vorgaben. So ist neben der Änderung der Abwägung zum Land-
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schaftsschutz beispielsweise auch der nach der 45. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe 
rechtskräftige gewordene Regionalplan Ruhr (i.d.F.d.B.v. 28.02.2024) zugrunde zu legen. 

Für die Ermittlung der für die Windenergienutzung geeigneten Flächen wurde im Konzept aus 
2014 (Potentialflächenanalyse) von „heute gängigen Windenergieanlagen“ als Anlagen mit 
Dreiblatt-Rotoren und einem Stahlturm ausgegangen, die eine (durchschnittliche) Gesamt-
höhe von 150 m (Nabenhöhe 100 m) im Mittel erreichen (Referenzanlage). Derzeitiger Stand 
der Technik (2024) und Prognose sowie grundsätzliche Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen las-
sen für die Planung davon ausgehen, dass Gesamthöhen der Windenergieanlagen von min-
destens 200 m bis 275 m anzunehmen sind.  

Für die Herleitung der Fläche für das „Sondergebiet Windenergie Steinberge“ ist eine Gesamt-
höhe von 225 m (Nabenhöhe 150 m) als zulässige und belastbare Höhe für die Anwendung 
als Referenzanlage anzusetzen. 

Des Weiteren wird erneut klargestellt, dass die Kriterien des gesamträumlichen Planungskon-
zeptes aus der 45. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe zur Herleitung geeigneter Flächen für 
die Windenergie und die in der 56. FNP-Änderung zu Grunde gelegten Kriterien berücksichti-
gen, dass die gesamte bauliche Anlage der „Windenergieanlage“ (Turm incl. der Rotorblätter, 
bis zur Blattspitze) vollständig innerhalb der auszuweisenden Fläche – also des beabsichtigten 
Geltungsbereiches der FNP-Änderung - Platz finden müssen („Rotor-in“).  

Dem folgend ergeben sich verschiedene Veränderungen in den harten Kriterien, die wie folgt 
in der Herleitung zum Vorschlag des Geltungsbereiches des Sondergebietes berücksichtigt 
werden (angepasste abstrakte harte Kriterien für die Ermittlung des Windenergiebereiches): 

„Harte Kriterien“ 

Lfd. 
Nr. 

Kriterium Begründung 

1. Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) Konflikt mit bestehender Nutzung 

2. 450 m Abstand zu Allgemeiner Siedlungsbe-
reich (ASB) 

untere Grenze für einzuhaltende Abstände; 
aus Gründen des Rücksichtnahmegebotes 
(optisch bedrängende Wirkung) wird ein Ab-
stand von 2 x Höhe Anlage = 450 m bestimmt 
(2 H Regel / Gesetz zur sofortigen Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für die erneuer-
baren Energien im Städtebaurecht 11/2022) 

3. Wohnbauflächen  Konflikt mit bestehender Nutzung 

4. 450 m Abstand zu Wohnbauflächen untere Grenze für einzuhaltende Abstände; 
aus Gründen des Rücksichtnahmegebotes 
(optisch bedrängende Wirkung) wird ein Ab-
stand von 2 x Höhe Anlage = 450 m bestimmt 
(2 H Regel) 

5. Gemischte Bauflächen  Konflikt mit bestehender Nutzung 

6. 450 m Abstand zu Gemischten Bauflächen untere Grenze für einzuhaltende Abstände; 
aus Gründen des Rücksichtnahmegebotes 
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(optisch bedrängende Wirkung) wird ein Ab-
stand von 2 x Höhe Anlage = 450 m bestimmt 
(2 H Regel) 

7. Sondergebiete mit schutzwürdiger Nutzung  Konflikt mit bestehender Nutzung 

8. 450 m Abstand zu Sondergebieten mit 
schutzwürdiger Nutzung 

 

untere Grenze für einzuhaltende Abstände; 
aus Gründen des Rücksichtnahmegebotes 
(optisch bedrängende Wirkung) wird ein Ab-
stand von 2 x Höhe Anlage = 450 m bestimmt 
(2 H Regel) 

9. Satzungen nach § 34 und § 35 BauGB und 
als im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
 

Konflikt mit bestehender Nutzung 

10. 450 m Abstand zu Satzungen nach § 34 und 
§ 35 BauGB sowie als im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile 

untere Grenze für einzuhaltende Abstände; 
aus Gründen des Rücksichtnahmegebotes 
(optisch bedrängende Wirkung) wird ein Ab-
stand von 2 x Höhe Anlage = 450 m bestimmt 
(2 H Regel) 

11. Schützenswerte Nutzungen im Außenbe-
reich (Wohnhäuser) 

Konflikt mit bestehender Nutzung 

12. 450 m Abstand zu Schützenswerten Nut-
zungen im Außenbereich (Wohnhäuser) 

untere Grenze für einzuhaltende Abstände; 
aus Gründen des Rücksichtnahmegebotes 
(optisch bedrängende Wirkung) wird ein Ab-
stand von 2 x Höhe Anlage = 450 m bestimmt 
(2 H Regel) 

13. Bereich zum Schutz der Natur  Konflikt mit Ziel des Regionalplans (vgl. Regio-
nalplan RVR, in Kraft getreten zum 28.02.2024) 
und vgl. Windenergie-Erlass NRW, Kap. 3.2.4.3 

14. Naturschutzgebiet (NSG) vgl. OVG NRW 2. Senat vom 01.07.2013 – 2 D 
46/12.NE 

15. Fließgewässer mit Namen gemäß GSK 3C vgl. Windenergie-Erlass NRW, Kap. 8.2.1.6, § 
38 Abs. 3 WHG 
 

16. 5 m Abstand zu Fließgewässern mit Namen 
gemäß GSK 3C 

vgl. Windenergie-Erlass NRW, Kap. 8.2.1.6, § 
38 Abs. 3 WHG 

17. Wasserschutzgebiet, Zone I vgl. Windenergie-Erlass NRW, Kap. 8.2.2 

18. Bundesautobahnen vgl. OVG NRW 2. Senat vom 01.07.2013 – 2 D 
46/12.NE 

19. 40 m Abstand zu Bundesautobahnen vgl. § 9 FStrG und Windenregie-Erlass NRW, 
Kap. 8.2.4 

20. Bundesstraßen, Landes- und Kreisstraßen 
sowie örtliche Hauptverkehrszüge 

vgl. OVG NRW 2. Senat vom 01.07.2013 – 2 D 
46/12.NE 

21. Flugplatz vgl. OVG NRW 2. Senat vom 01.07.2013 – 2 D 
46/12.NE 
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22. Hochspannungsfreileitungen inkl. Schutz-
streifen 

Konflikt mit bestehender Nutzung 

Weiterhin ist es gemäß Windenergieerlass NRW vom Mai 2018, Kap. 8.2.2.2 möglich, dass es 
sich bei den Gebieten unter c) bis f) [Naturdenkmale, geschützte Landschaftsbestandteile ge-
mäß § 29 BNatSchG, gesetzlich geschützte Landschaftsbestandteile gemäß § 39 LNatSchG 
NRW] um kleinflächige Gebiete handelt, deren Schutz zwar eine direkte Flächeninanspruch-
nahme durch Fundamente, Zuwegungen oder Kranstellflächen ausschließt, eine Genehmi-
gung jedoch nicht entgegenstünde, wenn sich nur der Rotor über ihnen dreht. Ein Ausschluss 
dieser kleinflächigen Gebiete ist daher nicht erforderlich, soweit auf Genehmigungsebene si-
chergestellt werden kann, dass die außerhalb gelegenen Fundament-, Zuwegungs- und 
Kranaufstellflächenstandorte keinen nachteiligen Einfluss auf die jeweiligen Gebiete haben 
und andere Belange (wie beispielsweise der Artenschutz) nicht entgegenstehen.  

Vor diesem Hintergrund und um eine Zersplitterung der Flächen zu vermeiden, sind Natur-
denkmale, geschützte Landschaftsbestandteile gemäß § 29 BNatSchG, gesetzlich geschützte 
Landschaftsbestandteile gemäß § 39 LNatSchG für die Herleitung der Sondergebietsfläche 
nicht als harte Tabuflächen zu betrachten, die eine Unzulässigkeit für die gesamte Windener-
gieanlage auslösen würden, d.h. einschließlich der Überstreichung durch die Rotorblätter. 

In den weichen Tabukriterien kamen für das gesamträumliche Konzept der Gemeinde Hünxe 
2015 / 2016 die städtebaulichen Vorstellungen der Gemeinde zum Ausdruck. Diese bedurften, 
weil sie disponibel sind, einer entsprechenden planerischen Willensbildung und folglich der 
Beschlussfassung durch den Rat der Gemeinde Hünxe im Feststellungsbeschluss. Die aktu-
ellen regionalplanerischen Vorstellungen seitens des Regionalplanungsträgers RVR können 
hierzu abweichen. Nachstehend sind die – einheitlichen - weichen Kriterien dargelegt, von 
denen die Gemeinde derzeit annehmen darf, dass sie in der regionalplanerischen Anwendung 
und Abwägung Berücksichtigung finden werden.  

„Weiche Kriterien“ 

Lfd. 
Nr. 

Kriterium Begründung 

1. 600 m Abstand zu Allgemeinen Siedlungs-
bereichen 

Der Abstandspuffer setzt sich zusammen aus 
dem Rücksichtnahmegebot hinsichtlich der op-
tisch bedrängenden Wirkung (2 x H), immissi-
onsrechtlichen Anforderungen sowie einer 
möglichen Siedlungsentwicklung. Der Abstand 
zu WEA soll mind. 150m zum heutigen Sied-
lungsrand für die Siedlungsentwicklung zzgl. 
der zweifachen Gesamtanlagenhöhe (= 600 m) 
entsprechen (Vorsorgewert). 

2. 600 m Abstand zu Wohnbauflächen  wie vor lfd. Nr. 1 

3. 600 m Abstand zu Gemischten Bauflächen  wie vor lfd. Nr. 1 

4. 600 m Abstand zu Sonderbauflächen / Son-
dergebiete mit schutzwürdigen Nutzungen 
hier: Campingplatz 

wie vor lfd. Nr. 1 
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5. Flächen für den Gemeinbedarf  Flächen für den Gemeinbedarf sind von einer 
Darstellung als Windenergiebereich vollständig 
freizuhalten. 

6. 600 m Abstand zu Flächen für den Gemein-
bedarf  

wie vor lfd. Nr. 1 

7. Realnutzungen ohne schutzwürdige Nut-
zung, hier: Raststätten / Rastplätze, Ge-
werblich genutzte Flächen, Ver- / Entsor-
gungseinrichtungen 

Flächen dieser Realnutzungen ohne schutz-
würdige Nutzung sind von einer Darstellung 
als Windenergiebereich vollständig freizuhal-
ten. 

8. 600 m Abstand zu Satzungen nach § 34 und 
§ 35 BauGB sowie als im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile 

wie vor lfd. Nr. 1 

9. 0 m Abstand zu Schützenswerte Nutzungen 
im Außenbereich (Wohnhäuser) 

keine zusätzlichen Abstandspuffer (gem. aktu-
eller verbindlicher Gesetzgebung) 

10. Bereiche für Industrie und Gewerbe (GIB) / 
Bereiche für Industrie und Gewerbe mit 
zweckgebundener Nutzung (GIB Zweck) 

Flächen für Industrie und Gewerbe (GIB) / Be-
reiche für Industrie und Gewerbe mit zweckge-
bundener Nutzung (GIB Zweck) sind von einer 
Darstellung als Windenergiebereich vollständig 
freizuhalten. 

11. Gewerbliche Bauflächen Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

12. Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen  Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

13. Grünflächen  Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

14. Bereich zur Sicherung und zum Abbau ober-
flächennaher Bodenschätze 

Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

15. Abgrabungsflächen (in Betrieb befindlich) Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

16. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft 

Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

17. 40 m Abstand zu Autobahnen, Bundes- und 
Landesstraßen 

Sicherstellung, dass ein möglicher Ausbau der 
klassifizierten Straßen gewährleistet bleibt (Ab-
standspuffer = Anbauverbotszone zu BAB) 

18. Platzrunde um Verkehrslandeplatz Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

19. Beschränkter Bauschutzbereich um Ver-
kehrslandeplatz (1,5 km –Radius um Flug-
hafenbezugspunkt) 

Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich aus Gründen der Belange der 
Flugsicherheit vollständig freizuhalten 
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20. 100 m Abstand zu Hochspannungsfreileitun-
gen 

Beachtung der Turbulenzschleppe im Lee des 
Rotors, die die Leiterseile nicht erreicht (vgl. 
Windenergie-Erlass NRW, Kap. 8.1.2), keine 
Einzelfallprüfung, sicherer Betrieb der WEA als 
auch der Hochspannungsfreileitungen 

21. 100 m Abstand zu Richtfunktrassen gem. Darstellung FNP, Schutzabstände zur 
Vermeidung der Beeinflussung 

22. Stillgewässer  Flächen sind von einer Darstellung als Wind-
energiebereich vollständig freizuhalten 

23. 50 m Abstand zu Stillgewässern > 5 ha
  

vgl. Windenregie-Erlass NRW, Kap. 8.2.1.6: 
„Außerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile besteht […] an stehenden Gewässern 
mit einer Fläche von mehr als 5 ha in einem 
Abstand von 50 m ein Bauverbot […]“ 

24. Wasserschutzgebiet, Zone II Freihaltung Wasserschutzgebiete, Zone II, als 
Schutzbereiche der WSG, und Zone I für eine 
gesicherte Trinkwasserversorgung, von einer 
Darstellung als Windenergiebereich vollständig 
freizuhalten. 

25. FFH-Gebiet Die Gemeinde beabsichtigt diese naturschutz-
fachlich hochwertigen Bereiche von europäi-
scher Bedeutung von einer Darstellung als 
Windenergiebereich vollständig freizuhalten 
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2. PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN 

2.1 Raumordnungsgesetz (ROG) 

Das Raumordnungsgesetz formuliert als Grundsatz in § 2 Abs. 2 Nr. 6, dass den räumlichen 
Erfordernissen des Klimaschutzes Rechnung zu tragen ist, sowohl durch Maßnahmen, die 
dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-
wandel dienen. Dabei sind die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien, für eine sparsame Energienutzung sowie für den Erhalt und die Entwicklung natür-
licher Senken für klimaschädliche Stoffe und die Einlagerung dieser Stoffe zu schaffen. 

Die vorliegende Planung soll die Voraussetzung für die Errichtung und den Betrieb von Wind-
energieanlagen im Sondergebiet SO „Windenergie Steinberge“ herstellen. Somit werden die 
Voraussetzungen für den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien in der Gemeinde Hünxe 
geschaffen.  

2.2 Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz (BRPH) 

Seit dem 01.09.2021 ist der Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz (BRPH) gültig. Die 
dort formulierten Ziele sind zu beachten, die Grundsätze zu berücksichtigen. Relevant sind für 
die vorliegende Planung die Kapitel I.1, I.2 und II.1.1-1.3 des BRPH: 

I. Allgemeines   
1. Hochwasserrisikomanagement  
I.1.1 (Z) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungs-
entwicklung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen 
verfügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines 
Hochwasserereignisses und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wasser-
tiefe und die Fließgeschwindigkeit. Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und 
Schutzwürdigkeiten der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von 
Hochwasserrisiken einzubeziehen.  

I.1.2 (G) Bei raumbedeutsamen Maßnahmen zum Hochwasserschutz sollen neben den fach-
rechtlich erforderlichen Belangen auch wasserwirtschaftliche Erkenntnisse aus vergange-
nen extremen Hochwasserereignissen zugrunde gelegt werden. Gleichfalls sollen die volks-
wirtschaftlichen Auswirkungen dieser Ereignisse zugrunde gelegt werden, soweit diesbe-
zügliche Daten und Bewertungskriterien bekannt oder bei öffentlichen Stellen verfügbar 
sind.  

2. Klimawandel und -anpassung  
I.2.1 (Z) Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch 
oberirdische Gewässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes 
Meerwasser sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der 
Siedlungsentwicklung nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vo-
rausschauend zu prüfen. 

I.2.2 (G) Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz sollen in mit-
telfristigen Zeiträumen im Hinblick auf die Auswirkungen des Klimawandels überprüft und 
gegebenenfalls angepasst werden. Die Vorschriften des § 73 Absatz 6 und des § 75 Absatz 
6 Satz 3 und 4 WHG bleiben unberührt. 
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II. Schutz vor Hochwasser ausgenommen Meeresüberflutungen  
1. Einzugsgebiete nach § 3 Nummer 13 WHG  
II.1.1 (G) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Einzugsgebieten nach § 3 
Nummer 13 WHG sollen hochwasserminimierende Aspekte berücksichtigt werden. Auf eine 
weitere Verringerung der Schadenspotentiale soll auch dort, wo technische Hochwasser-
schutzanlagen schon vorhanden sind, hingewirkt werden.  

II.1.2 (Z) In Einzugsgebieten nach § 3 Nummer 13 WHG ist hinter Hochwasserschutzanlagen 
der Raum, der aus wasserwirtschaftlicher Sicht für eine später notwendige Verstärkung der 
Hochwasserschutzanlagen erforderlich sein wird, von entgegenstehenden Nutzungen und 
Funktionen freizuhalten. Gleichermaßen ist der aus wasserwirtschaftlicher Sicht erforderli-
che Raum für Deichrückverlegungen von entgegenstehenden Nutzungen und Funktionen 
freizuhalten. Als erforderlich im Sinne von Satz 1 und 2 ist ein Raum nur dann anzusehen, 
wenn die für den Hochwasserschutz zuständige Behörde aufgrund einer hinreichend ver-
festigten Planung gegenüber einem potenziellen Nutzer im Zeitpunkt von dessen Antrag-
stellung nachweist, dass dort eine bestimmte Verstärkungsmaßnahme oder Deichrückver-
legung notwendig werden wird. Die Sätze 1 und 2 gelten nur für den Fall, dass den Maß-
nahmen des Hochwasserschutzes keine unüberwindbaren Rechte entgegenstehen; Satz 2 
gilt nicht, wenn eine Erweiterung bestehender Anlagen den Hochwasserschutz nur uner-
heblich beeinträchtigt und diese Beeinträchtigung im zeitlichen, räumlichen und funktiona-
len Zusammenhang ausgeglichen wird. § 77 WHG bleibt unberührt. 

II.1.3 (Z) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Einzugsgebieten nach § 3 
Nummer 13 WHG ist das natürliche Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen 
des Bodens, soweit es hochwassermindernd wirkt und Daten über das Wasserhaltevermö-
gen des Bodens bei öffentlichen Stellen verfügbar sind, zu erhalten. Einer Erhaltung im 
Sinne von Satz 1 wird gleichgesetzt: eine Beeinträchtigung des Wasserversickerungs- und 
Wasserrückhaltevermögens des Bodens wird in angemessener Frist in einem räumlichen 
und funktionalen Zusammenhang ausgeglichen. 

2.3 Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) 

Der aktuell geltende LEP NRW ergibt sich aus der LEP-Fassung von 2017, der 1. Änderung 
2019 und der 2. Änderung des LEP NRW, welche am 01.05.2024 in Kraft getreten ist. Am 14. 
März 2025 wurde seitens der Landesregierung beschlossen, eine 3. Änderung vorzunehmen, 
um nicht nur den Ausbau der Erneuerbaren Energien voranzutreiben, sondern auch eine ins-
gesamt mit dem Leitbild eines klimaneutralen Industrielands eine nachhaltigere Landesent-
wicklung zu gewährleisten. Insbesondere die 2. Änderung des Landesentwicklungsplans 
Nordrhein-Westfalen dient der schnellen Umsetzung des “Wind-an-Land-Gesetzes”, das die 
Sicherung weiterer Flächen für die Windenergie in Nordrhein-Westfalen erfordert. Nordrhein-
Westfalen muss in der Folge insgesamt mindestens 1,8 Prozent der Landesfläche planerisch 
für die Windenergienutzung bis 2032 ausweisen. Für das Jahr 2027 wird durch das WindBG 
ein Flächenbeitragswert von mindestens 1,1 Prozent der Landesfläche identifiziert. Nach dem 
derzeitig bekannten Stand der Planung sind in NRW 1,3 Prozent der Landesfläche für Wind-
energie landesweit ausgewiesen. Auf Ebene der Regionalplanung werden nicht durchgängig 
Bereiche für Windenergie ausgewiesen, um das Flächenziel zu erreichen.  

Für die zeitliche und flächenhafte Zielerreichung werden mit der 2. Änderung im LEP NRW 
grundsätzlich weitere Flächenbereiche der Windenergie zugänglich. So entfallen unter ande-
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rem gewisse Mindestabstände, etwaige Höhenbeschränkungen (10.2-3 Ziel Unvereinbarkeit 
von Höhenbeschränkungen mit Windenergiebereichen) oder es werden Schutzbereiche von 
Natur und Landschaft vereinfachter zugänglich. Durch die Änderungen ist die Windenergie in 
Nordrhein-Westfalen grundsätzlich – unter anderem - auch in Nadelwäldern, ohne pauschale 
Abstände und in den nicht fachrechtlich geschützten Flächenanteilen der Bereiche für den 
Schutz der Natur möglich. Der Ausbau erfolgt zukünftig gesteuert über “Windenergiebereiche” 
in den Regionalplänen, welche sich in Aufstellung befinden. 

Mit Ziel 10.2- 6 „Windenergienutzung in Waldbereichen“ wird festgelegt, dass regionalplane-
risch festgelegte Waldbereiche für die Windenergienutzung in Anspruch genommen werden 
können, sofern es sich um Nadelwald handelt. Ausgenommen hiervon sind Naturschutzge-
biete, Nationalparke, Nationale Naturmonumente, Naturwaldzellen, Wildnisentwicklungsge-
biete sowie Natura 2000-Gebiete. Sofern ein Gemeindegebiet als „waldarm“ (unter 20 Prozent 
Waldanteil im Gemeindegebiet), soll in regionalplanerisch festgelegten Waldbereichen auf die 
Festlegung von Windenergiebereichen verzichtet werden (Grundsatz. 10.2- 7). Ebenso ist als 
Grundsatz betont, dass bei der regionalplanerischen Festlegung von Windenergiebereichen 
die Belange der betroffenen Kommunen besonders in den Blick zu nehmen sind. Des Weiteren 
ist mit Grundsatz 10.2-9 festgelegt, dass bei der Festlegung von Windenergiebereichen ge-
mäß Ziel 10.2-2 geeignete Windenergiestandorte und geeignete Windenergieplanungen der 
Kommunen berücksichtigt werden sollen. 

Die Steuerung der Windenergienutzung im Übergangszeitraumwird in Ziel 10.2- 13 festgelegt. 
Der Zubau von Windenergieanlagen soll in NRW zukünftig in Windenergiebereichen gemäß 
Ziel 10.2-2 sowie auf Sonderbauflächen, in Sondergebieten und mit diesen vergleichbaren 
Ausweisungen in Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen erfolgen. Die Träger der Re-
gionalplanung sind demnach gemäß Grundsatz 10.2-5 gehalten, diese Windenergiebereiche 
im erforderlichen Umfang bis 2025 festzulegen. 

 
Abb. 1 Auszug aus dem Landesentwicklungsplan NRW, zeichnerische Festlegungen 

2. Änderung, 5/2024, o.M.(Quelle: Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen;  
online:www.land.nrw//lep_nrw_karte_) 
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In Kap. 4-1 Klimaschutz wird als Grundsatz festgelegt, dass die Raumentwicklung zum Res-
sourcenschutz, zur effizienten Nutzung von Ressourcen und Energie, zur Energieeinsparung 
und zum Ausbau der erneuerbaren Energien beitragen soll. Mit der 56. FNP-Änderung der 
Gemeinde Hünxe wird ein Sondergebiet SO „Windenergie“ dargestellt, wodurch die Voraus-
setzung für den Ausbau der Windenergie und somit der Nutzung erneuerbarer Energien und 
einer nachhaltigen Energieversorgung vorbereitet wird. Die 56. FNP-Änderung trägt somit zur 
Erfüllung des vorgenannten Grundsatzes des LEP bei. 

In Bezug auf die “Energieversorgung” wird in Kap. 10.1-1 “Nachhaltige Energieversorgung” 
der Grundsatz festgelegt, dass in allen Teilen des Landes den räumlichen Erfordernissen einer 
Energieversorgung Rechnung getragen werden soll, die sich am Vorrang und den Potenzialen 
der erneuerbaren Energien orientiert. Dies dient einer ausreichenden, sicheren, klima- und 
umweltverträglichen, ressourcenschonenden sowie kostengünstigen, effizienten Energiever-
sorgung einschließlich des Ausbaus von Energienetzen und Speichern. Des Weiteren ist es 
anzustreben, dass vorrangig erneuerbare Energieträger eingesetzt werden. 

In Kap. 10.1-2 (geänderte Fassung 2. Änderung) “Räumliche Voraussetzungen für die Ener-
gieversorgung” wird festgelegt, dass die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der er-
neuerbaren Energien, die Erhöhung der Energieeffizienz und für eine sparsame Energienut-
zung zu schaffen sind. Mit der räumlichen Darstellung von Flächen für den Ausbau der erneu-
erbaren Energie durch die 56. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe mittels des Sondergebiet 
SO „Windenergie Steinberge“ werden die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der 
Windenergie und somit der nachhaltigen Energieversorgung durch erneuerbare Energien vor-
bereitet wird. Die 56. FNP-Änderung trägt somit zur Erfüllung der Grundsatzes 10.1-1 und 
10.1-2 (geänderte Fassung) bei. 

Eine gesamträumliche Steuerung der Windenergienutzung im Außenbereich der Gemeinde 
Hünxe ist bereits durch die 45. FNP-Änderung (Darstellung von drei Konzentrationszone für 
die Windenergie mit Ausschlusswirkung) erfolgt. Das Sondergebiet SO „Windenergie Stein-
berge“ erweitert die bereits dargestellte Flächenkulisse für die Windenergie. Im LEP NRW ist 
die Fläche des geplanten Sondergebiets Windenergie Steinberge als Freiraum (zeichnerische 
Festlegung) enthalten. Weitere Festlegungen im LEP berühren die Flächenbereiche des be-
absichtigten Sondergebietes nicht. Durch die 56. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Gemeinde Hünxe sind die in Aufstellung befindlichen Ziele des LEP NRW (3. Änderung) nicht 
betroffen. 

2.4 Regionalplan Ruhr (RVR) 

Der für den Geltungsbereich rechtwirksame Regionalplan ist der “Regionalplan Ruhr” (RVR) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.02.2024. Die Verbandsversammlung des RVR 
hat in ihrer Sitzung am 13.12.2024 den Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Regional-
plans Ruhr – Windenergie gefasst. Mit Bekanntmachung in den Amtsblättern der Bezirksre-
gierungen Arnsberg, Düsseldorf und Münster kommt den im Planentwurf enthaltenen zeich-
nerischen und textlichen Zielen mittlerweile der Rechtscharakter von in Aufstellung befindli-
chen Zielen der Raumordnung zu (vgl. § 2 Abs. 4 LPlG). 

In den textlichen Festlegungen wird zum “Klimaschutz und Klimaanpassung” der Grundsatz in 
Kap. 4.1 für den Klimaschutz “Räumliche Voraussetzungen zur Reduzierung von Treib-
hausgasen schaffen” formuliert. Dem folgend sollen Planungen und Maßnahmen so umge-
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setzt werden, dass sie der Erderwärmung und dem daraus resultierenden Klimawandel ent-
gegenwirken. Dabei soll zu einer Verminderung durch Einsparung von Treibhausgasen beige-
tragen werden, indem räumliche Voraussetzungen für den Ausbau und die Speicherung er-
neuerbarer Energien geschaffen werden, eine CO2-sparsame, effiziente Ressourcennutzung 
ermöglicht und eine klimaschonende Siedlungs-, Verkehrs- und Freiraumentwicklung geför-
dert wird. 

Abb. 2 Auszug aus dem Regionalplan Ruhr, o.M., zeichnerische Festlegungen  
(Quelle: rvr.ruhr//Regionalplan_Ruhr/2024/RP_Ruhr_Zeichnerische_Festlegungen) 

Mit der 56. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe wird ein Sondergebiet SO „Windenergie“ dar-
gestellt, wodurch die räumliche Voraussetzung für den Ausbau erneuerbarer Energien ge-
schaffen wird und eine nachhaltige Energieversorgung vorbereitet wird. Die 56. FNP-Änderung 
trägt somit zur Erfüllung des vorgenannten Grundsatzes des Regionalplanes bei. 

In Kap. 5.1 „Erneuerbare Energien“ zur „Windenergie“ wurde festgelegt, dass die raumordne-
rische Beurteilung von Planungen und Maßnahmen zur raumbedeutsamen Nutzung der Wind-
energie sich nach den zeichnerischen und textlichen Festlegungen zu den jeweiligen Ge-
bietskategorien im Regionalplan Ruhr richtet. Diese stellen in Ergänzung der Vorgaben des 
LEP NRW, der einschlägigen Rechtsprechung sowie weiterer Vorgaben wie z. B. Erlasse und 
Leitfäden eine hinreichende Beurteilungsgrundlage für die raumverträgliche Steuerung der 
Windenergie dar. Nähere räumliche Festlegungen zu Windbereichen oder regionalplanerisch 
konkretisierenden Aussagen werden im rechtswirksamen Regionalplan nicht vorgenommen. 

Gemäß den zeichnerischen Festlegungen des Regionalplanes Ruhr bestehen für die geplante 
Sondergebietsfläche folgende Festlegungen: Die gesamte Vorhabenbereich als ist „Fläche für 
Wald“ festgelegt. Diesen Waldbereich umgebend sind Flächen als „Allgemeiner Freiraum- und 
Agrarbereich“ festgelegt. Der Gesamtraum wird überlagert mit der Festlegung „Bereiche zum 
Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung“. 

Die vorliegende Planung zur 56. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe liegt gemäß Entwurf 
der 1. Änderung des Regionalplans Ruhr außerhalb eines Windenergiebereichs. Da das 
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geplante Sondergebiet ein Windenergiegebiet im Sinne § 2 Abs. 1 a) WindBG (Windenergief-
lächenbedarfsgesetz) ist, ist diese Tatsache jedoch unerheblich. In Aufstellung befindliche 
Ziele der 1. Änderung des RP Ruhr stehen der beabsichtigten Planung somit grundsätzlich 
nicht entgegen. 

Unzerschnittene verkehrsarme Räume (EK 3) 

Die Unzerschnittenen verkehrsarmen Landschaftsräume in NRW (UZVR NRW) wurden durch 
Auswertung des Amtlich Topographischen-Kartographischen Informationssystems (ATKIS) 
des Landesvermessungsamtes NRW ermittelt. Sie liegen als landesweiter Datenbestand vor 
und können über das LANUV abgefragt werden.  

Als UZVR werden Räume definiert, die nicht durch technogene Elemente wie klassifizierte 
Straßen, Schienenwege, schiffbare Kanäle, flächenhafte Bebauung oder sonstige Anlagen 
und Betriebsflächen mit besonderen Funktionen wie z. B. Verkehrsflugplätze zerschnitten wer-
den. Unzerschnittene, verkehrsarme Räume sind auf Landes- und Bundesebene ein aner-
kannter Umweltindikator zur frühzeitigen Einschätzung der Auswirkungen einer fortschreiten-
den Zerschneidung der Landschaft, insbesondere auf Lebensräume für Pflanzen und Tiere 
und die Erholung des Menschen. Die Karte dient als Grundlage für konzeptionelle Überlegun-
gen zur Wiederherstellung überregionaler Wanderkorridore für Tierarten und damit der Durch-
gängigkeit von Biotopverbundsystemen. 

Der nordwestliche Teil des Gemeindegebiets Hünxe ist im Übergang zum Gemeindegebiet 
Schermbeck Teil eines UZVR der Größenklasse 10 bis 50 km². In diesem Landschaftsteilraum 
befindet sich der Geltungsbereich für das geplante Sondergebiet. Ein UZVR östlich dazu mit 
der Größenklasse 50 und 100 km² liegt z. T. im Gemeindegebiet Hünxe jedoch im Wesentli-
chen im Gemeindegebiet Schermbeck. 

Landschaftsräume (EK 4) 
Der Bereich des geplanten Sondergebietes befindet sich im Übergang zu zwei Landschafts-
räumen. Der südwestliche Teilbereich ist dem Landschaftsraum LR-I-007 „Isselauen-Korridor 
mit Bruchniederungen zuzuordnen; der nordwestliche Teilflächenbereich ist demnach Teil der 
„Brünen-Schermbecker Sandplatten (LR-I-009). 

Regionale Grünzüge (EK 5) 
Das geplante Sondergebiet ist nicht Teil eines „Regionalen Grünzuges“. Der Bereich befindet 
sind auch nicht in Annäherung an die Grenze der Übergangszone der Darstellungsbereiche 
der Regionalen Grünzüge. 

Bereiche zum Schutz der Natur (EK 6) 
Im Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld sind keine „Bereiche zum 
Schutz der Natur“ im Regionalplan festgelegt. Derartige Festlegungen sind als zeichnerische 
Festlegungen nördlich und östlich erst in ca. 0,8 – 1,1 km Distanz entlang lokaler Gewässer-
bereiche gegeben. Wildnis-Entwicklungsgebiete sind für den Geltungsbereich in der Erläute-
rungskarte EK 6 ebenfalls nicht gegeben.  

Biotopverbundschwerpunkte (EK 7) 
Der lokale Waldkomplex Steinberge / Schwarze Heide wird incl. des geplanten Bereiches des 
Sondergebietes als Biotopschwerpunkt „Wald“ in der Erläuterungskarte 7 dargestellt. Die Um-
gebungsflächen des Waldbereiches sind ohne weitere Darstellungen. Darstellungen zum 
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Biotopverbund herausragender Bedeutung sind nicht gegeben; derartige Festlegungen sind in 
den Bereichen zum Schutz der Natur bzw. den FFH-Gebieten gegeben (vgl. Darstellungen in 
EK 6). Der beabsichtigte Geltungsbereich liegt innerhalb eines Biotopverbundes mit besonde-
rer Bedeutung. 

Landschaftsbild (EK 8) 
Für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld sind keine Festlegungen 
oder Darstellungen in Bezug auf das Landschaftsbild getroffen. Räume für das Landschaftsbild 
mit herausragender Bedeutung oder mit besonderer Bedeutung sind nicht gegeben. 

Bereiche zum Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung (EK 9) 
Der gesamte nordwestliche Bereich des Gemeindegebietes ist als Bereich zum Schutz der 
Landschaft und landschaftsorientieren Erholung festgelegt. Die zeichnerische Darstellung wird 
überlagert mit Fläche für „Landschaftsschutzgebiete“.  

Bereiche zum Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für Vogelarten  
des Offenlandes (EK 10) 

Für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld sind keine Festlegungen 
oder Darstellungen in Bezug auf Bereiche zum Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeu-
tung für Vogelarten getroffen. 

Landwirtschaft (EK 11) 
Da der Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld maßgeblich die lokalen 
Waldflächen umfasst, sind keine Festlegungen oder Darstellungen in Bezug auf die Landwirt-
schaft getroffen. Landwirtschaftliche Flächen mit hohen Standortwerten werden nördlich des 
Waldbereiches dargestellt. Südlich und östlich des Waldkomplexes liegen diese Eignungen 
nicht vor, so dass hier keine Darstellung erfolgt. 

Wald und Forstwirtschaft (EK 12) 
Der gesamte heutige Waldkomplex „Steinberge / Schwarze Heide“ ist als Wald in den zeich-
nerischen Festlegungen dargestellt. Weitere Festlegungen oder Darstellungen zu Versuchs-
flächen, Naturwaldzellen, Saatgutbestand oder auch Wildnis-Entwicklungsgebiete sind hier 
nicht gegeben. 

Schutzwürdige Böden (EK 13) 
Für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld sind keine Darstellungen 
in Bezug auf Bereiche mit „Schutzwürdigen Böden“ getroffen. 

Grundwasser und Gewässerschutz (EK 14) 
Festlegungen oder Darstellungen für „Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz“ 
als näheres Einzugsgebiet im Sinne der Wasserschutzzone I – IIIA sind für den Bereich des 
geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld nicht gegeben. Weitere Einzugs- oder Schutz-
gebiete im Sinne einer Wasserschutzzone IIIB / IIIC, die über diese Bereiche für den Grund-
wasser- und Gewässerschutz hinausgehen, werden nicht dargestellt. 

Unmittelbar südöstlich des Sondergebietsbereiches sind Darstellungen für die Trinkwasserge-
winnung WG Haus Aap Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz als weiteres 
Einzugsgebiet im Sinne der Wasserschutzzone IIIB / IIIC vorhanden (Wasserschutzgebiet). 
Darstellungen zu Wasserreservegebieten sind nicht gegeben. 
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Vorbeugender Hochwasserschutz (EK 15) 
Für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld sind keine Festlegungen 
oder Darstellungen in Bezug auf den vorbeugenden Hochwasserschutz getroffen. Gewässer 
mit signifikantem Hochwasser-Risiko sind nicht gegeben. Nordwestlich und südwestlich sind 
den Gewässerauenbereichen der Issel etc. Festlegungen zu Überschwemmungsgebieten 
(HQ100), Potenziellen Überflutungsbereichen (HQ100 / HQextrem) sowie rückgewinnbaren 
Rückhalteflächen gegeben. 

Freizeit und Erholung (EK 16) 
In der Erläuterungskarte zu „Freizeit und Erholung“ werden für den Bereich des geplanten 
Sondergebietes und dessen Umfeld keine Darstellungen zu lärmarmen naturbezogenen Er-
holungsräumen getroffen. Ebenso sind keine regional bedeutsamen touristischen Radrouten 
oder Seen mit hohem Freizeit- und Erlebniswert gegeben. Dem Landschaftsbild des Planbe-
reiches wird eine mittlere Wertigkeit in Bezug auf das Landschaftsbild und der daraus ableit-
baren Erholungseignung zugeordnet. 

Kulturlandschaftsentwicklung (EK 17) 
Für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen Umfeld sind keine Festlegungen 
oder Darstellungen in Bezug die Kulturlandschaftsentwicklung gegeben.  

Es wird - entsprechend des waldgeprägten Planbereiches – ein waldgeprägter Kulturland-
schaftsbereich in ca. 7 km räumlicher Distanz im östlich gelegenen Dämmerwald dargestellt. 
Ein Kulturlandschaftsbereich der Bäuerlichen Kulturlandschaft ist südwestlich der Bundesau-
tobahn BAB A3 dargestellt. 

Klimaanpassung und Klimatische Ausgleichsräume (EK 18) 
Die Waldflächen des nordwestlichen Randbereiches des geplanten Sondergebietes sowie die 
daran nach Norden anschließenden Flächen bis zur Issel-Niederung werden als „Klimatischer 
Ausgleichsraum mit gegenwärtig besonderer Bedeutung“ in der Erläuterungskarte zur Klima-
anpassung dargestellt.  

Ein klimatischer Ausgleichsraum, der aufgrund der in Zukunft zunehmenden Hitzebelastung 
zusätzlich eine besondere Wichtigkeit erlangt, ist nicht dargestellt. Ebenso sind keine Darstell-
lungen für Frischluftzufuhr-Leitbahnen oder potentielle Luftbahnen gegeben. 

Rohstoffgewinnung (EK 20) 
Bezüglich der Bestandsituation zur Rohstoffgewinnung sind keine bestehenden Abgrabungen 
nach fachrechtlicher Grundlage für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen 
Umfeld vorhanden. In den zeichnerischen Festlegungen sind ebenfalls keine Festlegungen für 
Bereiche zur Sicherung und Abbau oberflächennaher Bodenschätze (mit oder ohne Eignungs-
wirkung) getroffen. 

Regionales Radwegenetz (EK 22) 
Darstellung zum regionalen Radwegenetz sind für den Bereich des geplanten Sondergebietes 
und dessen Umfeld nicht getroffen. Auch im Konzept zum Regionales Radwegenetz Metropole 
Ruhr (Stand Juni 2019) sind keinerlei Radschnellverbindungen, Radhauptverbindungen oder 
Radverbindungen für den Planungsraum angedacht. 
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2.5 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Hünxe datiert gemäß den Verfahrensvermerken aus 
1979/1980. Seither wurde der Flächennutzungsplan zahlreichen Änderungen unterzogen, von 
denen derzeit 46 Änderungen rechtwirksam geworden sind.  

Die beabsichtigten Flächen des „Sondergebietes Windenergie Steinberge“ und dessen unmit-
telbares Umfeld sind im Flächennutzungsplan überwiegend als Fläche für Wald gargestellt. 
Die Umgebungsflächen werden als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Im Nordwesten 
ist die Trasse der 380-kV-Strom-Freileitung nachrichtlich dargestellt. Die Alte Raesfelder 
Straße sowie die Landesstraße L1 und die Bundesautobahn BAB A3 werden als Verkehrs-
flächen dargestellt. 

 

Abb. 3 Auszug Flächennutzungsplan (nordwestlicher Gemeindebereich)  
(beabsichtigter Geltungsbereich: schwarz-farbene Strichellinie; Quelle: Gemeinde Hünxe) 

Bis auf einen nördlichen Teilbereich ist der gesamte beabsichtigte Geltungsbereich 
nachrichtlich als Bereich für den Wasserschutz / Wasserschutzgebiet (W) gekennzeichnet. 
Des Weiteren ist der gesamte Bereich nachrichtlich als Bereich für den Landschaftsschutz (L) 
kekennzeichnet. Die nachrichtliche Darstellung des FNP zum „Wasserschutzgebiet“ entspricht 
nicht der Festsetzung der aktuellen Schutzgebietsabgrenzung (Hinweis: in den mit der 56. 
FNP-Änderung neuen Plandarstellungen wird innerhalb des beabsichtigten Geltungsbereich 
die gültige Grenze des festgesetzten Wasserschutzgebietes (WSG „Haus Aap“) in der 
Planurkunde aktualisiert als nachrichtliche Übernahme dargestellt). 

Da es sich hierbei um nachrichtliche Darstellungen handelt, ist die Richtigkeit der Darstellung 
im FNP für die Planung nicht von besonderer Bedeutung. Zusätzliche räumliche Darstellun-
gen, die für die Planung relevant wären, sind nicht gegeben. Rechtswirksame Änderungen des 
FNP für den beabsichtigten Geltungsbereich des Sondergebietes sind nicht vorhanden. Die 
Erläuterungen, welche Darstellungen des Flächennutzungsplans zur Herleitung des Geltungs-
bereiches des Sondergebietes „Windenergie Steinberge“ als harte und weiche Tabuzonen de-
finiert wurden, sind in Kap. 1.4 dargelegt. 
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2.6 Landschaftsplan, Schutzgebiete, Biotope 

Für die beabsichtigten Flächen des Sondergebietes „Windenergie Steinberge“ ist der Land-
schaftsplan des Kreises Wesel Raum Hünxe / Schermbeck (2004) des Kreises Wesel heran-
zuziehen. Im diesem rechtswirksamen Landschaftsplan sind Naturschutzgebiete, Land-
schaftsschutzgebiete, Geschützte Landschaftsbestandteile und Naturdenkmale verbindlich 
festgesetzt. 

Naturschutzgebiete, Geschützte Landschaftsbestandteile und Naturdenkmäler sowie die nach 
europäischem Recht ausgewiesenen NATURA 2000-Gebiete stellen harte oder weiche 
Tabukriterien für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen dar (vgl. Kap. 1.4), 
sodass der Geltungsbereich des geplanten Sondergebietes nicht innerhalb eines derartigen 
Schutzgebietes liegen darf. 

 

Abb. 4 Festsetzungskarte Landschaftsplan Schermbeck / Hünxe, o.M.  
(beabsichtigter Geltungsbereich: rot-farbene Strichellinie; Quelle: Kreis Wesel: online: kreis-we-
sel.de//landschaftsplan_raum_huenxe-schermbeck) 

Der Vorhabenbereich liegt in Gänze im ca. 340 ha großen Landschaftsschutzgebiet L3 „Forst-
revier Steinberge“. Festsetzungen von weiteren besonders geschützten Teilen von Natur und 
Landschaft wie Naturschutzgebiete, Naturdenkmale oder Geschützte Landschaftsbestandteile 
sind nicht gegeben. Innerhalb der beabsichtigten Flächen des Sondergebietes „Windenergie 
Steinberge“ sind keine gesetzlich geschützten Biotope vorhanden. Ebenfalls sind keine Bio-
topkatasterflächen vorhanden. Am Nordrand des Waldkomplexes „Forstrevier Steinberge“ 
sind auf dem Gemeindegebiet der Gemeinde Schermbeck zwei Biotopkatasterflächen be-
schrieben (BK-4206-035 Magere Wegränder südlich der Issel / BK-4206-038 Heidefläche im 
Forstrevier Steinberge südlich Voshövel). 

2.7 Freizeit und Erholung 

Der Bereich des Sondergebietes „Windenergie Steinberge“ und die Umgebungsbereiche lie-
gen am Rande des Ballungsraumes Ruhrgebiet und sind durch maßgeblich forstwirtschaftlich 
sowie auch landwirtschaftlich genutzte Flächen geprägt. Die im Forstrevier Steinberge 
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befindlichen forstwirtschaftlichen Flächen sind im Sinne für die Erholung nutzbarer Wege nur 
wenig erschlossen. Im Allgemeinen besitzen die lokalen Waldflächen vor allem einen erhöhten 
kontemplativen Erholungswert. Die örtlichen Waldflächen sind für aktive Freizeitaktivitäten we-
der ausgestattet noch im näheren derzeit geeignet. Dem Flächenbereich kommt nur eine ge-
ringe bis mittlere Bedeutung für Erholung zu.  

Übergeordnete regionale Hauptwanderweg oder -routen sind nicht gegeben. Ein regionaler 
Hauptwanderweg (X 13: „Oberhausen-Sterkrade nach Rees“) quert von Südosten über den 
„Hohen Weg“ nach Nordwesten den Geltungsbereich. 

    

Abb. 5 Wanderwege im Untersuchungsraum, o.M. 
(beabsichtigter Geltungsbereich: rot-farbene Strichellinie; Quelle: online Geoportal-NRW) 

Übergeordnete regionale Hauptwanderwege oder -routen sind nicht gegeben. Der von West 
nach Ost orientierte „Hohe Mark-Steig“ im Naturpark Hohe Mark quert den Geltungsbereich 
auf einem der nördlich im Geltungsbereich befindlichen Hauptforstwege und führt innerhalb 
des Ostrandes des Waldgebietes bis an dessen Südgrenze. Ein regionaler Hauptwanderweg 
quert von Südosten über den „Hohen Weg“ nach Nordwesten den Geltungsbereich.  

Weitere regionale Wanderwege sind nordwestlich (randlich des Forstreviers Steinberge und 
außerhalb des Geltungsbereiches) entlang der Issel über Haus Esselt sowie Otto-Pankok-Weg 
und die „Alte Raesfelder Landstraße“ nach Voshoevel im Norden geführt. Der Grad der Vor-
belastungen durch die südwestlich gelegene Autobahn A 3 ist in Bezug auf die Freizeit- und 
Erholungseignung eher gering bis mittel. 

2.8 Wald 

Die Flächen des beabsichtigten Sondergebietes SO „Windenergie Steinberge“ und die Umge-
bungsbereiche liegen vollständig in einem Waldgebiet. Die Flächen sind Wald im Sinne des 
Landesforstgesetzes NW. In der Gemeinde Hünxe sind ca. 37 % der Fläche des Gemeinde-
gebietes Wald, wonach die Gemeinde als „nicht waldarme“ Gemeinde charakterisiert ist. 
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Eine Zugänglichkeit dieser Waldflächen für die Windenergie ist grundsätzlich gemäß LEP 
NRW 2017 i.V.m. 2. Änderung LEP NRW 5/2024 wieder möglich. Die Zugänglichkeit einer 
direkten Bebauung ist jedoch beschränkt auf Waldflächen, die maßgeblich mit Nadelholz be-
stockt sind. Mischwaldflächen mit überwiegend Laubholz sind einer Nutzung nicht zugänglich. 

Laubwaldflächen sind vorbehaltlich der Bewertung durch die Fachbehörde der Windenergie 
für eine Inanspruchnahme durch Bebauung (Überbauung durch Fundamente, Zuwegungen 
oder Kranstellflächen) nicht zugänglich und stellen Ausschlussflächen dar.  

 

Abb. 6  Übersicht zu den Waldnutzungen (Nadelwald, Mischwald, Laubwald), o.M.  
(beabsichtigter Geltungsbereich: rot-farbene Strichellinie; Quelle: Atkis opengeodata.nrw.de) 

Die abschließende Bewertung in Bezug auf die Genehmigungsfähigkeit der Nutzung der je-
weiligen Waldfläche erfolgt auf der Genehmigungsebene nach Bundesimmissionsschutzge-
setz durch die zuständige Untere Forstbehörde (hier: Landesbetrieb Wald und Holz, Regional-
forstamt Niederrhein), nicht im Zuge der FNP-Darstellung. In der Funktion als Untere Forstbe-
hörde (Landesbetrieb Wald und Holz, Regionalforstamt Niederrhein) hat diese im derzeitigen 
Verfahren zur 56. FNP-Änderung bereits darauf hingewiesen, dass Waldflächen, die einer In-
anspruchnahme von nahezu geschlossenen Ilex-aquifolium-Beständen („Europäische Stech-
palme“) aus forstfachlicher Sicht nicht zugestimmt werden wird, da es sich bei diesem Laub-
gehölz um eine national geschützte Art handelt. Es wird ergänzend darauf verwiesen, dass 
damit auch die im Windenergieerlass NRW genannten Ausschlussgründe erfüllt sind und diese 
Unzulässigkeit der Inanspruchnahme auch für die Planung von Zuwegungen und Kabeltras-
sen zu beachten ist. 

Eine Überstreichung aller Waldflächen durch die Rotorblätter einer WEA ist jedoch möglich 
bzw. zulässig, da dadurch weder die Waldfläche (oder andere Waldflächen gem. LFoG wie 
Wildackerflächen, Blößen, etc.) in Anspruch genommen wird, noch die Waldfunktionen erheb-
lich oder erheblich nachteilig beeinträchtigt werden. 

Im Rahmen der beabsichtigten Darstellung der Fläche im Flächennutzungsplan der Gemeinde 
als Sondergebiet für die Windenergie ist jedoch bereits dort klarzustellen, auf welchen Flä-
chenbereichen eine unmittelbare Bebauung der Flächen unvereinbar wäre und so eine 
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Vollzugsfähigkeit ausgeschlossen ist. Die eindeutig nicht direkt bebaubaren Flächen (hier 
„Laubwald“) werden entsprechend räumlich in einer Karte gekennzeichnet (Anlage 8). Über-
baubare und nicht überbaubare Flächen innerhalb des Sondergebietes SO Windenergie Stein-
berge“). 

Für den Waldkomplex „Forstrevier Steinberge“ werden sind keine besonderen Schutz- oder 
Waldfunktionen dargestellt. Im Einzelnen sind für die Funktionen Immissionsschutz, Klima-
schutz und Lärmschutz keine besonderen Darstellungen gegeben. Für die Erholungsfunktion 
werden weder Erholungswald der Stufe 1 oder der Stufe 2 dargestellt. Das Forstrevier liegt im 
Naturpark Hohe Mark. Für die Waldfunktionen im Sinne von Flächen für Forschung und Lehre 
bzw. Genressource und Kultur (als langfristige forstliche Versuchsfläche, Saatgutbestand oder 
auch Bestattungswald) sind ebenfalls keine näheren Darstellungen im Geltungsbereich des 
Sondergebietes gegeben. 

Für die Waldfunktionen im Sinne des Natur- und Landschaftsschutzes wird die Kulisse der 
Landschaftsschutzgebiete dargestellt. Weitere Darstellungen zu höherwertigen Schutzgebie-
ten gibt es nicht. Ebenso keine für Wildnisgebiete oder Naturwaldzellen. Für die Bodenschutz-
funktion (wie z.B. für den Erosionsschutz gegenüber Wasser und Wind) und die Wasser-
schutzfunktion werden ebenfalls keine Darstellungen getroffen. Für den Geltungsbereich der 
56. FNP-Änderung wird in der Waldfunktionenkartierung kein Erholungswald der Stufe 1 oder 
der Stufe 2 dargestellt. Die jedoch im Naturpark Hohe Mark gelegenen Waldflächen erfüllen 
für den Naturpark jedoch allgemeine Erholungsfunktionen. 

Für die nachgeschalteten konkreten BImSchG-Zulassungsverfahren für die WEA ist im Sinne 
von § 39 Landesforstgesetz NRW darauf hinzuweisen, dass die negativen Auswirkungen von 
Waldumwandlungen durch die Neuanlage von Wald (Ersatzaufforstungen) zu kompensieren 
sind. Die Ersatzaufforstungen sind in den Genehmigungsverfahren nach BImSchG auf zu Ver-
fügung stehenden Flächen nachzuweisen. In Gebieten mit einem Waldanteil unter 40 % sind 
für Waldverluste und für Beeinträchtigungen von Waldfunktionen vollständig Ersatzaufforstun-
gen vorzunehmen (vgl. auch: Hinweise zur Kompensation im Zusammenhang mit Wald; 
MUNLV 2008). Nach derzeitigem Stand ist aufgrund der Bestandtypen, -alter und -strukturen 
sowie der erfüllten Waldfunktionen davon auszugehen, dass das erforderliche Verhältnis 
Waldumwandlung zu Ersatzaufforstung bei 1 zu 1,5 bis 1,6 liegen wird (Einschätzung Untere 
Forstbehörde: Landesbetrieb Wald und Holz, Regionalforstamt Niederrhein). 

2.9 Bau- und Bodendenkmäler 

Für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen unmittelbarem Umfeld sind für 
das Planvorhaben relevante Baudenkmäler nicht vorhanden bzw. bekannt. Das geplante Son-
dergebiet ist nicht Teil eines erhaltenswerten Kulturlandschaftsbereiches. 

In Bezug auf Bodendenkmale ist das Bodendenkmal WES 171 „Mittelalterliche bis neuzeitliche 
Hohlwege“ (NI 2014-3047 / NI 2013-3062) in die Denkmalliste eingetragen. Die so festgestell-
ten Flächen sind im Sinne der Inhalte der Planung des Vorhabens von einer dauerhaften Be-
bauung freizuhalten. Dies gilt ebenfalls für beabsichtigte Nebenanlagen für die späteren WEA 
als auch für deren Erschließung.  

Neben dem eingetragenen Bodendenkmal durchziehen weitere, unterschiedlich ausgeprägte 
bzw. erhaltene Strukturen ehemaliger Hohlwege den Waldbereiche von Nordost nach Süd-
west, die jedoch bodendenkmalpflegerisch nicht von besonderer Wertigkeit im Sinne eines 
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Bodendenkmales sind. Das örtliche Waldwegenetz wird seitens des Fachdezernates bei LVR 
(Dezernat „Kultur und Landschaftliche Kulturpflege“) als intaktes historisches Waldwegenetz 
identifiziert (Preußische Kartenaufnahme um 1891). Als Hinweis für die spätere Erschließung 
der jeweiligen beabsichtigten WEA-Standorte ist der grundsätzliche Erhalt dieser Wegestruk-
tur gefordert. 

Im Sinne der Bodendenkmalpflege liegt eine weitere Verdachtsfläche („Rechteckige Struktur“) 
im südöstlichen Teilflächenbereich des Planbereiches. 

 
Abb. 7 Auskunft LVR zu vermuteten / eingetragenen Bodendenkmalen, o.M.  

(beabsichtigter Geltungsbereich: rot-farbene Strichellinie; Quelle: tim-online.de, Grundlage) 

2.10 Leitungsgebundene Infrastruktur 

Innerhalb der beabsichtigten Flächen des Sondergebietes „Windenergie Steinberge“ sind nach 
derzeitigem Kenntnisstand planrelevante leitungsgebundene Infrastrukturen nicht vorhanden. 
Hinweise zu bestehenden Fremd- und Fernleitungen (z.B. Strom-Freileitung, Strom-Erdkabel, 
erdgebundene Ferntransportleitungen) im Geltungsbereich sind in Zuge des Verfahrens zur 
56. FNP-Änderung nicht eingegangen. 

Unmittelbar nordwestlich des Geltungsbereiches verläuft nordost-südwest-gerichtet die 
Trasse der 380 kV-Höchstspannungstrasse der Amprion GmbH. Die Geltungsbereichsgrenze 
der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt in einem Abstand von ca. 100 m zur Lei-
tungsachse und somit außerhalb des Schutzstreifens der Höchstspannungsfreileitung. Die 
Trasse ist mit einem ca. 80 m breiten Schutzstreifen (ca. 40 m beidseitig zur Trassenachse) 
gesichert, der holzfrei gehalten wird. Mit 100 m Abstand zur Trassenachse ist die Grenze des 
Geltungsbereiches des Sondergebietes derzeit verortet bzw. festgelegt. 

2.11 Altlasten / Altlastenverdachtsflächen / Bergbau 

Es liegen derzeit keine aktuellen Hinweise auf Altlasten- oder Altlastenverdachtsflächen vor.  

Im Altlastenkataster ist im Plangebiet zwar die Fläche „Abgrabung Steinberge / Am Bauern-
schott“ verzeichnet. Da die Fläche bei der Erstbewertung 2001 weder im Gelände noch auf 
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den Luftbildern nachvollziehbar war, wurde der Fall aus dem Altlastenkataster jedoch wieder 
gestrichen. Vermutlich wurde die Abgrabung seinerzeit nur beantragt, aber nicht begonnen. 
Gemäß den der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Wesel vorliegenden Informationen 
ist nicht damit zu rechnen, dass es dort eine Verfüllung gibt. Sollte es jedoch Auffälligkeiten 
bei zukünftigen Baumaßnahmen geben, wäre die untere Bodenschutzbehörde sofort zu infor-
mieren. Im Rahmen eines nachgeschalteten bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens wäre dann eine genaue Bestandsaufnahme erforderlich. 

Der Geltungsbereich der 56. FNP-Änderung liegt nach Auskunft der Bezirksregierung Arns-
berg über den auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeldern „Hamminkeln“ und „Rees“, sowie 
über dem auf Steinsalz verliehenen Bergwerksfeld „Bocholt“. Alle verliehenen Rechte sind im 
Eigentum des Landes NRW. Es wurde seitens der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Berg-
bau und Energie mitgeteilt, dass aus wirtschaftlichen und geologischen Gründen in den Berg-
werksfeldern, die im Eigentum des Landes Nordrhein-Westfalen stehen, auch in absehbarer 
Zukunft nicht mit bergbaulichen Tätigkeiten zu rechnen sei. 

2.12 Übergeordnete und klassifizierte Straßen  

Innerhalb des Geltungsbereiches der 56. FNP-Änderung sind keine Kreis-, Landes oder Bun-
desstraßen vorhanden. Als gewidmete Verkehrswege der Gemeinde Hünxe ist nur der nord-
süd-gerichtete Weg „Hoher Weg“ gegeben. Alle weiteren, im Geltungsbereich erkennbaren 
Wegeflächen sind innerhalb der geschlossenen Waldfläche „Forstwege“ im Sinne des Lan-
desforstgesetze (LFoG). 

Südwestlich des geplanten Sondergebietes befindet sich die Straße „Esseltweg“, im Süden 
und Norden die Fortsetzung des Weges „Hoher Weg“. Östlich des Waldbereiches befindet 
sich unmittelbar angrenzend die Landesstraße L1 („Postweg“). Nördlich befindet sich die 
Straße „Am Bauernschott“ und im Nordwesten die „Alte Raesfelder Straße“.  

Seitens des Landesbetrieb Straßenbau.NRW, Regionalniederlassung Niederrhein, Außen-
stelle Wesel, werden diverse Hinweise in Bezug auf die übergeordneten Straßen gegeben, die 
erst im späteren konkreten BImSchG-Zulassungsverfahren unbedingt zu beachten sind. 
Hierzu wird hingewiesen, dass Arbeiten von Grundstücken der Bundes- oder Landesstraßen 
aus werden nicht gestattet werden und, dass die Sicherheit und Leichtigkeit der Bundes- oder 
Landesstraßen zu gewährleisten ist. Das Abstellen von Material oder Baumaschinen im Be-
reich der Bundes- oder Landesstraßen wird nicht gestattet. Der Beginn der Bauarbeiten ist 
rechtzeitig vorab der jeweiligen Straßenmeisterei mitzuteilen. Des Weiteren ist Straßenbegleit-
grün auf dem Grundstück der Bundes- oder Landesstraßen ist zu erhalten. Bei einem Eingriff 
sind   entsprechende Ausgleichsmaßnahmen in Absprache mit der hiesigen Niederlassung 
durchzuführen. 

Zudem sind die vorgeschriebenen lichten Abstände zu den Bundes- oder Landesstraßen ein-
zuhalten und eine Gefährdung der Verkehrsteilnehmer auszuschließen. Direkte Zufahrten zur 
Bundes- oder Landesstraße werden nicht gestattet. Die jeweilige Zuwegung zu den späteren 
WEA hat ausschließlich über das untergeordnete Straßen- und Wegenetz zu erfolgen. Sollte 
eine Erschließung nur über eine Zufahrt zur Landesstraße möglich sein, ist diese in dem ge-
sonderten Verfahren der Sondernutzungserlaubnis zu beantragen und damit verbundene Auf-
lagen zu erfüllen. Dies gilt auch bei indirekter Erschließung z.B. über Feldwege. Die Leitungs-
kreuzungen von Bundes- und Landesstraßen ist mittels Nutzungsvertrag gesondert zu regeln 
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oder über einen bestehenden Rahmenvertrag abzuwickeln. Kreuzungen sind grundsätzlich 
orthogonal zur Straßenachse bzw. auf kürzestem Wege und in geschlossener Bauweise 
durchzuführen. Die Leitungskreuzung von Bundes- und Landesstraßen ist nur außerhalb von 
Knotenpunkten mit einem Mindestabstand von 20 m (von der Knotenpunktmitte) zulässig. 

2.13 Wasser und Schutzgebiete 

Oberflächengewässer sind im Sinne von klassifizierten Fließgewässern oder größeren Stillge-
wässern nicht vorhanden. Eine kleinflächige teichartige Mulde befindet sich im süd-westlichen 
Teil („Löschteich“ Forst). Eine Vielzahl von Seiten der Forstwirtschaft errichteten Entwässe-
rungsgräben durchzieht den Geltungsbereich rasterartig.  

Festgesetzte Überschwemmungsbereiche liegen im Geltungsbereich nicht vor (ÜSG „Issel“ in 
ca. 0,5 – 0,7 km Distanz nordwestlich). Ebenso sind die Flächen des Geltungsbereiches der 
56. FNP-Änderung nicht Teil ermittelten Flächen der Hochwassergefahren- bzw. Hochwasser-
risikokarten. 

 

Abb. 8 Wasserschutzgebiet Zone III B WSG „Haus Aap“, o.M.  
(beabsichtigter Geltungsbereich: rot-farbene Strichellinie; Quelle: Bezirkregierung Düsseldorf: online 
brd.nrw.de//Wasserwirtschaft/Grundwasser-und-Wasserversorgung/Wasserschutzgebiete) 

Schutzgebietsflächen für die Trinkwasserversorgung oder sonstige Schutzdarstellungen für 
das Grundwasser sind - bis auf kleine Flächenteilbereiche im Südosten des Geltungsbereiches 
flächenhaft - nicht gegeben. In Übergang zur Gemeindegrenze liegen südöstlich davon Teile 
der Wasserschutzgebietszone III B des festgesetzten Wasserschutzgebietes „WSG Haus 
Aap“ im Geltungsbereich (Festsetzung gem. ordnungsbehördlicher Verordnung vom 
25.10.1992). Die gemäß Verordnung festgesetzten Verbote und Genehmigungsvorbehalte 
sind in Bezug auf die spätere Errichtung und den Betrieb von WEA zu beachten und einzuhal-
ten. Der Grundwasserflurabstand liegt im Geltungsbereich in der Regel deutlich unter 20 dm. 

Gemäß Wasserschutzzonenverordnung (WSGVO) ist u.a. der Kahlschlag von über 3 ha Wald 
im Wasserschutzgebiet ein Verbotstatbestand. Weiterhin ist gemäß WSGVO die Errichtung 
oder das wesentliche Ändern von Windenergieanlagen, sowie die zugehörigen Erschließungs-
anlagen und deren Versorgungsleitungen genehmigungspflichtig. 
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3. HERLEITUNG DES GELTUNGSBEREICHES UND BEWERTUNG DER BELANGE 

3.1 Herleitung und Bewertung für das Sondergebiet „Windenergie Steinberge“ 

Der für das Sondergebiet „Windenergie Steinberge“ beabsichtigte Geltungsbereich wurde auf 
Grundlage der oben aufgeführten und aus dem bisherigen gesamträumlichen Konzept über-
tragenen sowie überprüften Tabukriterien hergeleitet (vgl. Kap. 1.4). Die entsprechenden 
räumlichen Grenzen der Kriterien wurde im Lageplan dargestellt und so eine Fläche für das 
SO Windenergie Steinberge ermittelt, welche eine allgemeine Eignung innerhalb des Flächen-
bereiches zunächst sicherstellt. 

In der Herleitung ist darzulegen, dass das Vorhaben grundsätzlich vereinbar ist mit den Zielen 
der Raumordnung bzw. den dort getroffenen Grundsätzen und den Einzelaussagen je The-
menbereich. 

Des Weiteren ist in der Herleitung aufzuzeigen, dass die so identifizierten Flächenbereiche vor 
dem Hintergrund weiterer fachgesetzlicher Vorgaben hinreichend vollzugfähig sind und die 
Sondergebietsfläche auch in wesentlichen Teilen für die Windenergie (im nachgeschalteten 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG) zugänglich ist. Die so eventuell mit dem Planziel 
konkurrierenden Belange sind abzuprüfen und eine Abschätzung bzw. Bewertung je Belang 
darzulegen. 

Im Rahmen der Herleitung wird berücksichtigt, dass die später zulässigen Windenergieanla-
gen im Plangebiet unter Einbeziehung der sogenannten „dazugehörigen Nebenanlagen" er-
mittelt werden (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 1 WindBG, Definition nach § 3 Nr. 15a EEG). Eine „dazu-
gehörige Nebenanlage“ ist demnach eine Nebenanlage, die der Errichtung oder dem Betrieb 
einer Anlage dient, einschließlich der elektrischen Leitungen, der Steuerungs- und Kommuni-
kationsleitungen, der Montage- und Kranaufstellflächen, der Zuwegungen, der Transformator- 
und der ggfs. erforderlichen Übergabestationen. 

3.1.1 Bewertung der planerischen Belange 

Für die Belange der Raumordnung und weiteren Belange der behördenverbindlichen Pläne 
sind die oben dargestellten Festlegungen des Regionalplanes Ruhr maßgeblich. Der beab-
sichtigte Geltungsbereich des Sondergebietes liegt außerhalb der folgenden zeichnerischen 
Festlegungen dieses Regionalplanes (oder den Darlegungen der Erläuterungskarten) und hat 
somit keine direkten oder indirekt feststellbaren erheblichen Wirkungen auf dessen Ziele und 
Grundsätze: Regionale Grünzüge, Landschaftsräume, Bereiche zum Schutz der Natur, Bio-
topverbundschwerpunkte, Bereiche zum Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für 
Vogelarten des Offenlandes, Landwirtschaft, Kulturlandschaftsentwicklung, Klimaanpassung 
und Klimatische Ausgleichsräume, Rohstoffgewinnung, Regionales Radwegenetz, Schutzwür-
dige Böden, Grundwasser und Gewässerschutz sowie Vorbeugender Hochwasserschutz. 

Die regionalplanerischen Festlegungen zum „Landschaftsbild“, zeigen auf, dass keine 
Räume für das Landschaftsbild mit herausragender Bedeutung oder mit besonderer Bedeu-
tung getroffen durch den Geltungsbereich und dessen Umfeld sein werden. Die im Regional-
plan dargestellten Bereiche zum Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten 
Erholung sind im Landschaftsplan bereits als Landschaftsschutzgebiete festgesetzt. Da ge-
mäß aktueller gesetzlicher Vorgaben der „Windenergie“ Vorrang gegenüber dem Landschafts-
schutz einzuräumen ist, sind die Belange der regionalplanerischen Festlegungen zum Schutz 
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der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung zwar berührt, jedoch steht der Grad 
der Berührheit des Belanges in der Abwägung nicht gegen die Windenergie.  

Für den ergänzenden Belang „Freizeit und Erholung“ werden für den Geltungsbereich und 
dessen Umfeld keine naturbezogenen Erholungsräume festgelegt. Ebenso sind keine regional 
bedeutsamen touristischen Radrouten oder Seen mit hohem Freizeit- und Erlebniswert gege-
ben. Dem Landschaftsbild des Planbereiches wird eine mittlere Wertigkeit in Bezug auf das 
Landschaftsbild und der daraus ableitbaren Erholungseignung zugeordnet. Insofern ist der 
Belang durch die Planung im Sinne der regionalplanerischen Festlegungen nicht im Besonde-
ren oder erheblichen Maße betroffen. Die Ziele und Grundsätze werden hierzu nicht negativ 
berührt. 

Mit der beabsichtigten Darstellung des Sondergebietes „Windenergie Steinberge“ im FNP der 
Gemeinde Hünxe ist das flächig festlegte regionalplanerische Festlegung „Wald“ eindeutig 
berührt. Der derzeitige Waldkomplex „Steinberge / Schwarze Heide“ weist eine Fläche von 
derzeit ca. 4.030 ha (ca. 4 km2) auf. Durch die Darstellung als Sondergebiet auf ca. 145,7 ha 
Fläche wäre ca. 3,6 % der Gesamtfläche potentiell betroffen.  

Die eigentliche dauerhafte Inanspruchnahme von „Wald“ (im Sinne der dem Wald zugeordne-
ten Funktionen) bei der Anlage, dem Bau und dem Betrieb einer Windenergieanlage umfasst 
im Flachland in der Regel 0,8 – 1,1 ha (je nach Vorhabenträger und Design) zzgl. der Flächen 
der äußeren Erschließung. Unter Maßgabe, dass 5 - 7 WEA bei vollständiger Ausnutzung des 
Sondergebietes insgesamt maximal möglich sein könnten, wäre eine Mindestinanspruch-
nahme für die WEA-Einzelstandorte von „Wald“ von 4 ha und eine maximale Inanspruch-
nahme von 7,7 ha (8,0 ha) anzunehmen (zzgl. der dauerhaften Eingriffsflächen für die Er-
schließung).  

Alle umliegenden Waldflächen sind im Sinne der Waldfunktionen nicht negativ oder dauerhaft 
betroffen (vgl. Erlasslage Landesbetrieb Wald und Holz / Fachbeurteilung Höhere Forstbe-
hörde). Die Waldfunktionen und „Wald“ im Sinne des Landesforstgesetzes sind folglich nur 
maßgeblich auf den direkten Eingriffsflächen betroffen. Unter Annahme, im geplanten Sonder-
gebiet werden dauerhaft für die WEA-Standorte ca. 6 ha Wald in Anspruch genommen, wären 
ca. 0,15 % der Gesamtfläche betroffen. Die beanspruchte Waldfläche ist zudem forstrechtlich 
flächenmäßig mindestens vollständig durch Wald als Erstaufforstung auszugleichen. Insofern 
wird die Waldflächenbilanz neutral zu bewerten sein.  

Der regionalplanerische Belang „Wald“ wird insofern berührt, wenngleich die oben benannten 
Ziele und Grundsätze der Festlegung und die Funktionen des Waldes dauerhaft umsetzbar 
bleiben bzw. weiterhin gesichert werden. Da „Wald“ in der flächenmäßigen Bilanz nicht negativ 
betroffen sein wird, bleibt der uneingeschränkte flächenmäßige Walderhalt auch mit der Bau-
leitplanung zur 56. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe gewahrt. In der Bewertung der Be-
lange zueinander (Regionalplanerischer Belang „Wald“ zu „Schaffung von Flächen für den 
Ausbau der Windenergie“ wird der Windenergie Vorrang eingeräumt analog zu den gesetzli-
chen Vorgaben und Zielen des EEG und des Gesetzes zur Erhöhung und Beschleunigung des 
Ausbaus von Windenergieanlagen (Wind-an-Land-Gesetz) in Verbindung mit dem WindBG 
und den Zielen des LEP NRW (2. Änderung) Vorrang eingeräumt. 

Die unzerschnittenen verkehrsarmen Räume (UZVR) sind ein Indikator für die Überprägung 
des Landschaftsraums durch technische Infrastrukturen. Als Nutzungen mit zerschneidender 
Wirkung sind solche Nutzungen definiert, die nach ihrer räumlichen Verteilung und Intensität 
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Ausdruck der Wirkung des Kultureinflusses sind und einen vergleichsweise hohen Grad einer 
Veränderung der Landschaft (Hermerobiegrad) kennzeichnen.  

Die UZVR sind in Größenklassen unterteilt anhand derer die Eignung einer Fläche für die 
Windenergie i. S. des Kriteriums beurteilt werden. 

 Größenklasse Eignung 
 < 5 km²  sehr deutlich geeignet 
 5 – 10 km²  deutlich geeignet 
 > 10 – 50 km²  geeignet 
 > 50 – 100 km²  eingeschränkt geeignet 
 > 100 km²  stark eingeschränkt oder nicht geeignet 

Der beabsichtigte Geltungsbereich liegt wie in Kap. 2.3 dargelegt im nordwestlichen Teil des 
Gemeindegebiets Hünxe im einem UZVR der Größenklasse 10 bis 50 km². Gemäß dem Be-
urteilungskriterium ist der Flächenbereich für das geplante Sondergebiet als „geeignet“ für die-
sen Belang einzustufen. Die Belange der Raumordnung werden in Bezug auf die unzerschnit-
tenen verkehrsarmen Räume nicht erheblich negativ berührt. 

Für den Geltungsbereich des SO Windenergie Steinberge Vorbelastungen im Sinne des Wind-
energieerlass des Landes NRW (Kap. 4.3.2) eindeutig festzustellen. Gemäß dem Erlass soll 
bei der Planung von Windenergiebereichen die Ausweisung von Konzentrationszonen entlang 
vorhandener Infrastrukturelementen bevorzugt werden. Diese Vorbelastungen können durch 
Schallemissionen (Klassifizierte Straßen, Bahnstrecken) oder überörtliche Strom-Freileitun-
gen bestehen. Durch die Errichtung und den Betrieb von Windenenergieanlagen entlang von 
Infrastrukturtrassen können die zusätzlichen Beeinträchtigungen gebündelt und bisher unbe-
einträchtigte Bereiche freigehalten werden. 

Kriterium   Eignung 

Abstand    < 200 m zu Autobahn, Bahnstrecke, Freileitung sehr deutlich geeignet 
Abstand    < 500 m zu Autobahn oder Freileitung  deutlich geeignet 
Abstand    < 200 m zu Bundesstraßen  deutlich geeignet 
Abstand < 1.000 m zu Autobahn, Bahnstrecke, Freileitung geeignet 
Abstand    < 500 m zu Bundesstraßen geeignet 
Abstand < 2.000 m zu Autobahn, Bahnstrecke, Freileitung eingeschränkt geeignet 
Abstand < 1.000 m zu sonstigen klassifizierten Straßen eingeschränkt geeignet 
Abstand > 2.000 m zu Autobahn, Bahnstrecke oder Freileitung stark eingeschränkt oder 
 nicht geeignet 
Abstand > 1.000 m zu sonstigen klassifizierten Straßen  stark eingeschränkt oder 
 nicht geeignet 

Unmittelbar nördlich des Geltungsbereiches verläuft eine bestehende 380 kV-Hochspan-
nungsfreileitung des Übertragungsnetzes. Des Weiteren liegt die Bundesautobahn BAB A3 in 
wenige als 1.000 m zur südwestlichen Grenze des Geltungsbereiches. Den Beurteilungskrite-
rien entsprechend ist die beabsichtigte Sondergebietsfläche im Sinne des Planungszieles als 
„sehr deutlich geeignet“ zu beurteilen.  

Für den Bereich des geplanten Sondergebietes und dessen unmittelbare Umfeld sind für das 
Planvorhaben relevante Baudenkmäler nicht vorhanden bzw. bekannt. 
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3.1.2 Bewertung der konkurrierenden Belange 

Denkmalschutz und Bodendenkmalschutz  

Nach § 9 Denkmalschutzgesetz (DSchG) ist die Errichtung von Windenergieanlagen auf einem 
Bodendenkmal, in einem Denkmalbereich und – wenn hierdurch das Erscheinungsbild des 
Denkmals beeinträchtigt wird - in der engeren Umgebung von Baudenkmälern und ortsfesten 
Bodendenkmälern erlaubnispflichtig.  

Die Erlaubnis der unteren Denkmalbehörde ergeht im Benehmen mit dem Amt für Denkmal-
pflege oder Bodendenkmalpflege beim Landschaftsverband (§ 21 DSchG; vgl. Sonderrege-
lung für das Stadtgebiet Köln gemäß § 22 Abs. 5 DSchG). Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn 
Gründe des Denkmalschutzes nicht entgegenstehen oder ein überwiegendes öffentliches In-
teresse die Maßnahme verlangt (§ 9 Abs. 2 DSchG). Gründe des Denkmalschutzes stehen 
einem Vorhaben entgegen, wenn es Belange des Denkmalschutzes mehr als nur geringfügig 
beeinträchtigt. 

Ob und inwiefern Gründe des Denkmalschutzes der Errichtung von Windenergieanlagen ent-
gegenstehen, ist stets aus den Besonderheiten des zur Entscheidung anstehenden konkreten 
Falles abzuleiten. Voraussetzung für die Erteilung einer Erlaubnis nach § 9 Abs. 2 b DSchG 
ist, dass für die Durchführung der Maßnahme öffentliche Interessen sprechen, die gewichtiger 
sind als die Belange des Denkmalschutzes. Gründe des Denkmalschutzes stehen laut gelten-
dem Windenergie-Erlass NRW einem Vorhaben entgegen, wenn es Belange des Denkmal-
schutzes mehr als nur geringfügig beeinträchtigt. Mit § 2 EEG 2023 ist im Sinne der Erzeugung 
regenerativer Energie (so u.a. durch Windenregie) klargestellt, dass diesbezüglich ein über-
ragendes öffentliches Interesse besteht. Die Errichtung und der Betrieb von Erneuerbare-
Energien-Anlagen liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen 
Sicherheit. Die erneuerbaren Energien sind als vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwä-
gungen einzubringen. Die Gewichtung ist mit § 2 EEG 2023 vorgegeben und nicht alleinig den 
Behörden im Vollzug überlassen. Gemäß OVG Greifswald (07.02.2023 – 5 K 171/22 OVG) gilt 
dies auch im Landesrecht wie dem Denkmalschutzrecht und ist bei allen behördlichen Abwä-
gungsentscheidungen strikt zu beachten. Im Ergebnis folgt daraus ein „regelmäßiges Überge-
wicht der Erneuerbaren Energien“, das nur in atypischen Ausnahmefällen überwunden werden 
kann.  

Dieses „regelmäßige“ Übergewicht bedeutet keinen absoluten Vorrang, bei dem sich die er-
neuerbaren Energien immer durchsetzen würden, sondern einen relativen Vorrang, der im 
Einzelfall nur bei entsprechend gewichtigen Gegeninteressen überwunden werden kann. Der 
Prüfungsumfang bei Abwägungsentscheidungen beschränkt sich jedoch wegen des gesetzli-
chen Regel-Ausnahme-Verhältnisses darauf, ob ein atypischer Ausnahmefall vorliegt. Gibt es 
hierfür keine Anhaltspunkte, setzt sich als Regelfall das überragende öffentliche Interesse am 
Erneuerbaren-Ausbau durch. Die Darlegungs- und Begründungslast hierfür verschiebt sich 
vom Vorhabenträger auf die Behörde.  

Im Rahmen der Abwägung kommt es nicht auf mögliche Standortalternativen an, die das Ab-
wägungsgewicht der erneuerbaren Energien abschwächen könnten, da § 2 EEG 2023 dies 
nicht vorsieht. Die Frage nach Standortalternativen ist zumindest bei der Abwägung also nicht 
zu berücksichtigen, also kein abwägungsfähiger Belang. Gemäß § 2 EEG 2023 ist neben dem 
öffentlichen Interesse in Form des Klimaschutzes auch das öffentliche Sicherheitsinteresse 
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bei der Gewichtung und Abwägung zu beachten (hier: Energieversorgungssicherheit; zur Un-
terstützung der derzeit besonders gefährdeten Sicherung der Energieversorgung). 

In Bezug auf Bodendenkmale ist in Kap. 2.8 dargelegt, dass das Bodendenkmal WES 171 
„Mittelalterliche bis neuzeitliche Hohlwege“ (NI 2014-3047 / NI 2013-3062) in die Denkmalliste 
eingetragen ist. Das Erfordernis, dass ein direkter Zugriff in das Bodendenkmal durch Bebau-
ung mittels einer WEA trotz unmittelbarer lokaler Alternativen zur Vermeidung (Wahl eines 
anderen Standortes innerhalb des Geltungsbereiches) im Sinne des EEG § 2 vorrangig sei, 
wird nicht geteilt.  

Das für diesen Fall eine bodendenkmalpflegerische Zustimmung im nachgelagerten Geneh-
migungsverfahren aus fachrechtlicher Sicht möglich ist, darf als nicht belastbar zurückgewie-
sen werden. Planerisch wird folglich dieser festgestellte Bereich in einer Beikarte zur 56. FNP-
Änderung vorsorgend so gekennzeichnet, dass der Bereich des WES 171 von jedweder Be-
bauung frei zu halten ist (als Hinweis auf die Genehmigungsfähigkeit im späteren Genehmi-
gungsverfahren nach BImSchG).  

Für die weiteren Flächenbereiche, die bodendenkmalpflegerisch von Interesse oder Belang 
sind oder sein könnten, liegt ein Schutzfestsetzung nicht vor. Eine grundsätzliche Zugriffsmög-
lichkeit auf die Flächen oder Teile der Flächen ist im Zuge der 56. FNP-Änderung zu unterstel-
len. Die Vorrangigkeit der punktuellen Errichtung von Windenergieanlagen im Sinne des EEG 
wird hier eindeutig betont, da eine Atypik nicht erkennbar ist. Insofern ist die Genehmigungs-
fähigkeit eines bedingten Zugriffes auf die Flächen durch die Anlage oder den Bau einer Wind-
energieanlage als vollzugsfähig festzustellen. Inwieweit sich der konkrete Zugriff beschreiben 
ließe und wie darauf die bodendenkmalpflegerische Bewertung zu ergehen hat, ist dem nach-
folgenden Fachverfahren überlassen. Daher ist jeweils im Einzelfall entweder im Rahmen 
einer verbindlichen Bauleitplanung oder eines Bauantrages / BImSchG-Fachverfahrens zu 
klären, welche Bedeutung diesem Aspekt bzw. Belang im Einzelnen ggf. zukommt.  

Landschaftsschutz 

Der Planbereich befindet sich im Landschaftsschutzgebiet HS-L03 „Forstrevier Steinberge“ 
und ist gemäß des Landschaftsplanes mit dem Entwicklungsziel „Erhaltung“ und dem Maß-
nahmenraum „Waldbereich“ dargestellt. Gemäß der besonderen Erhaltungsziele für diesen 
Entwicklungsraum (E8) ist der Gesamtbereich als geschlossene Waldfläche zu erhalten und 
die Nadelwaldbestände langfristig in heimische, standortgerechte Laubwaldbestände zu über-
führen. Des Weiteren sind demnach die vorhandenen, meist kleinflächigen Biotope aus relik-
tischen Heide- und Trockenrasenflächen, mageren Wegrainen und Feuchtwiesen zu erhalten 
und zu optimieren. Im Allgemeinen ist die Erhaltung einer mit naturnahen Lebensräumen oder 
sonstigen natürlichen Landschaftselementen reich oder vielfältig ausgestatteten Landschaft 
anzustreben, wobei die derzeitige Landschaftsstruktur zu erhalten und zu pflegen ist.  

Es sollen insbesondere vorhandene Waldbestände erhalten und der derzeitige Laubholzanteil 
beizubehalten oder vergrößert werden. Boden soll als wertvolle natürliche Ressource zu er-
halten werden und der Bodenerosion und der Gewässerverunreinigungen entgegengewirkt 
werden. Die naturnahen Biotope und deren Vernetzung untereinander als Lebensräume für 
gefährdete Tier- und Pflanzenarten sollen erhalten, gepflegt und zu einem landesweiten Bio-
topverbundsystem entwickelt werden. Die geomorphologischen Besonderheiten wie u.a. 
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markante Geländekanten und natürliche Reliefstrukturen und Hangzonen sowie Sanddünen 
sind zu erhalten. Gleiches gilt für das kulturlandschaftlich geprägte Landschaftsbild. 

Der durch das beabsichtigte Sondergebiet „SO Windenergie Steinberge“ betroffenen Flächen-
bereich im oben genannten kleinräumigen Landschaftsschutzgebiet wird ca. 30 % der Schutz-
gebietskulisse umfassen. Die darin in der Flächenkulisse möglichen ca. 5 – 7 Standorte mo-
derner Windenergieanlagen werden nur einen – relativ gesehen zum Entwicklungsraum - sehr 
kleinen Flächenanteil der in Anspruch nehmen. Dadurch werden die landschaftsökologischen 
und sonstigen Funktionen des Teilraumes nicht erheblich oder mit besonderer Schwere be-
einträchtigt oder deren Entwicklungen gestört oder behindert. Das Landschaftsbild erfährt eine 
deutliche und im Zuge der Betriebsdauer der einzelnen WEA eine erhebliche temporäre Ver-
änderung.  

Der Schutz der wertgebenden Einzelflächen wird gegenüber einer direkten Inanspruchnahme 
durch Bebauung durch eine WEA (Mast / Fundament / dauerhafte Kranaufstellfläche) höher 
eingestuft, als die der möglichen Zulässigkeit der Inanspruchnahme, da hinreichend weitere 
Teilflächen gegeben sind, als alternativer Standort für eine potentielle WEA herangezogen zu 
werden. Insofern werden diese kleinräumigen Teilflächen von der Eignung im Sinne der Zu-
lässigkeit einer Bebauung durch eine Windenergieanlage ausgenommen (keine Aussicht auf 
Vollzug (Genehmigung) im Zuge eines nachgeschalteten Genehmigungsverfahrens nach 
BImSchG). Die Flächen können durch den Rotor der Anlage überstrichen werden. Die Dar-
stellung der Flächenabgrenzung dieser Teilflächen ist Anlage 8 zu entnehmen. In der zeich-
nerischen Darstellung zur 56. Änderung des FNP der Gemeinde Hünxe sind diese Flächen – 
wie die der eindeutig feststellbaten Laubwaldflächen – als Flächen für „Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ gemäß § 5 (2) 10 
BauGB (als Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft) dargestellt 

Die Betroffenheit des Landschaftsschutzgebietes L3 „Forstrevier Steinberge“ wird auch sei-
tens des Trägers der Landschaftsplanung und der Kreisplanung des Kreises Wesel als solches 
festgestellt. Aus Sicht der Landschaftsplanung bestehen gegen die Inhalte der 56. FNP-
Änderung der Gemeinde Hünxe vorbehaltlich der Entscheidung des Trägers der Landschafts-
planung keine grundsätzlichen Bedenken, sofern aufgezeigte Darlegungs- und Begründungs-
erfordernisse eingebracht werde.  

Gemäß § 26 BNatSchG ist in Absatz 3 festgehalten, dass in einem Landschaftsschutzgebiet 
die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen sowie der zugehörigen Nebenanlagen 
nicht verboten ist, wenn sich der Standort der Windenergieanlagen in einem Windenergiege-
biet nach § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes vom 20. Juli 2022 befindet. 
Das soll auch gelten, wenn die Erklärung zur Unterschutzstellung nach § 22 Absatz 1 entge-
genstehende Bestimmungen enthält. Damit bedarf es für die Durchführung eines im Übrigen 
zulässigen Vorhabens auch keiner Ausnahme oder Befreiung. 

Nach Satz 4 (§ 26 BNatSchG Absatz 3) gilt dies auch außerhalb von für die Windenergienut-
zung ausgewiesenen Gebieten im gesamten Landschaftsschutzgebiet entsprechend und zwar 
solange, bis gemäß § 5 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes festgestellt wurde, dass das 
jeweilige Land den Flächenbeitragswert nach Anlage 1 Spalte 2 des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes oder der jeweilige regionale oder kommunale Planungsträger ein daraus abge-
leitetes Teilflächenziel erreicht hat. Die mit der 56.-FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe 
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verbundenen Bauleitplanung würde hierzu einen Teilflächenbeitrag leisten. Insofern überragt 
der Belang der Erzeugung regenativer Energien den des Landschaftsschutzes auf Grund des 
festgestellten überragenden öffentlichen Interesses. 

In welchen Umfang und Maß durch die Planung (56. FNP-Änderung „SO Windenergie Stein-
berge) die Darstellungen des Landschaftsplanes und die Festsetzungen zum Landschafts-
schutzgebiet L3 „Forstrevier Steinberge“ berührt sind, wird nachstehend unabhängig zu § 26 
(3) BNatSchG dargelegt und begründet. Der Landschaftsplan stellt für den insgesamt 359 ha 
großen Entwicklungsraum E 8 „Forstrevier Sternberge“ Entwicklungsziele und konkrete 
Schutzzwecke gem. § 10 Abs. 1 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) dar. Diese sind nach-
folgend aufgeführt und für den Geltungsbereich des beabsichtigten Sondergebietes vertiefend 
betrachtet: 

Zu den Entwicklungszielen im Einzelnen:  

„Die derzeitige Landschaftsstruktur ist zu erhalten und zu pflegen, insbesondere sind 
vorhandene Waldbestände zu erhalten und der derzeitige Laubholzanteil beizubehalten 
oder zu vergrößern.“ 

In einigen Teilflächen innerhalb der geplanten Sondergebietes sind eindeutig Laubwaldflächen 
vorhanden. Für die Laubwaldflächen wird eine grundsätzliche potentielle Betroffenheit der Ent-
wicklungsziele unterstellt. Hierbei wird keine Unterscheidung in der Qualität der Flächen ge-
troffen (Alter / Altersstruktur / Art der Bestockung / Vitalität / etc.). Es wird eine höhere Konflik-
tintensität zu den Entwicklungszielen und Schutzzwecken des Landschaftsschutzgebietes 
festgestellt. Diese Laubwaldflächen sind einzeln in einer Karte dargestellt und abgegrenzt. Es 
wird klargestellt, dass für diese Laubwaldflächen – sofern sie im nachfolgenden Fachverfahren 
durch eine Antragstellerin als „überbaut“ beantragt würden – eine Genehmigung nach nicht in 
Aussicht gestellt wird. Das Überstreichen der Rotorblätter der WEA im Luftraum oberhalb die-
ser Bestände bleibt in Zuge der Ausweisung im FNP unberührt, da das Überstreichen zulässig 
ist. Das Entwicklungsziel und der Schutzzweck sind dadurch nicht negativ berührt. Die Laub-
waldflächen werden im Zuge der 56. FNP-Änderung als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft im FNP dargestellt.  

Für die Waldflächen, die der Windenergie als bauliche Standorte zugänglich sein werden, wird 
Wald (hier Nadelwald oder Mischwald mit hohen Nadelholanteil) punktuell an voraussichtlich 
7-9 Stellen im Geltungsbereich auf Einzelflächengrößen von ca. 0,3 ha in Anspruch genom-
men. Gleiches gilt für die örtliche „punktuelle“ Landschaftsstruktur. Diese Inanspruchnahme ist 
nach LFoG durch Neubegründung von Wald mindestens flächengleich durch „Laubwald“ (in 
Rahmen einer Erstaufforstung) auszugleichen. Der derzeitige Laubholzanteil wird insofern ge-
wahrt und beibehalten und wird sich randlich zu den Waldflächen des „Forstreviers Steinberge“ 
vergrößern, da forstrechtlich Laubwald bei Erstaufforstung begründet wird und ggfs. die For-
derungen der Forstbehörde für den Flächenersatz von Wald über das Maß der Flächenent-
sprechung „1:1“ hinausgehen. 

„insbesondere der Boden und die Gewässer als wertvolle natürliche Ressource zu erhal-
ten und der Bodenerosion und Gewässerverunreinigungen entgegenzuwirken; insbeson-
dere sind Böden mit besonderen Standortverhältnissen (extreme Wasser- und Nährstoff-
angebote) als natürlicher Lebensraum zu erhalten und zu schützen“.  
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Für den Geltungsbereich sind Gewässer (mit Ausnahme kleinstflächiger Teiche sowie klein-
flächiger senkenartiger Feuchtebereiche) nicht vorhanden. Böden mit besonderem Schutzsta-
tus oder mit besonderer Funktion sind nicht gegeben. Die vorhandenen Gewässer und die 
Feuchtebereiche werden im Rahmen der Planung als höherwertige Biotope von der Zulässig-
keit einer Bebauung ausgenommen. Diese Flächen werden im Zuge der 56. FNP-Änderung 
als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft im FNP dargestellt und so als wertvolle natürliche Ressource erhalten. Klein-
räumig sind Böden mit gebietsspezifisch besonderen Standortverhältnissen (geringere Nähr-
stoffangebote) vorhanden; diese entsprechen derzeit den Flächen der (potentiellen) Magerra-
senflächen und reliktisch vorkommenden Heiden. Auch diese Flächen werden von der Zuläs-
sigkeit einer Bebauung ausgenommen und im Zuge der 56. FNP-Änderung als Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
im FNP dargestellt. 

Mit der Planung und der späteren konkreten Umsetzung durch die Errichtung und den Betrieb 
von WEA ist eine grundsätzliche Besorgnis, Bodenerosion und / oder Gewässerverunreinigun-
gen würden hierdurch verursacht, zu verneinen, da im Rahmen der späteren gesonderten Ge-
nehmigungsverfahren derartige negative oder ggfs. erheblich Wirkungen auf den Boden und 
die Gewässerkörper durch Auflagen und Nebenbestimmungen ausgeschlossen werden. 

„insbesondere Fließ- und Stillgewässer, Quellen sowie sonstige Feuchtgebiete in einem 
naturnahen Zustand zu erhalten und ausgebaute Gewässer soweit wie möglich naturnah 
zu gestalten; die Sicherung der Vorflut der Gewässer und der ordnungsgemäße Wasser-
abfluss sind bei allen Maßnahmen gleichrangig zu beachten“ 

Für den Geltungsbereich sind Fließ- und Stillgewässer sowie Quellen nicht gegeben. Die we-
nigen kleinstflächigen Teiche sowie die kleinflächigen senkenartigen Feuchtebereiche werden 
im Rahmen der Planung als höherwertige Biotope von der Zulässigkeit einer Bebauung aus-
genommen. Diese Flächen werden im Zuge der 56. FNP-Änderung als Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft im FNP 
dargestellt.  

„insbesondere naturnahe Biotope und deren Vernetzung untereinander als Lebensräume 
für gefährdete Tier- und Pflanzenarten zu erhalten, zu pflegen und zu einem landeswei-
ten Biotopverbundsystem zu entwickeln“ 

Als sehr wertvolle oder höherwertige Biotope sind im Geltungsbereich – neben den Laubwald-
flächen - nur die kleinflächigen Bereiche der Magerrasen, der reliktischen Heiden, der kleinen 
Teiche und der senkenartigen Feuchtbereiche in den Waldflächen anzusprechen. Als natur-
nahe Biotope sind in Ansätzen die Laubwaldflächen anzusprechen, wenngleich diese der forst-
wirtschaftlichen Nutzung und Pflege unterliegen. Diese Flächen werden mit der Planung in 
Summe in ihrem Flächenbestand gegenüber dauerhafter Inanspruchnahme „gesichert“ (Dar-
stellung als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft). Eine Betroffenheit durch die Planung (56. FNP-Änderung SO Wind-
energie Steinberge“) für die Funktionen der Biotopvernetzung und des -verbundes ist im Gel-
tungsbereich festzustellen, da dieser sich im Biotopverbund mit besonderer Bedeutung befin-
det. Da die tatsächlichen Auswirkungen der Planung an den späteren, gesondert zu genehmi-
genden Einzelstandorten von WEA eher „punktuell“ und dort wenig flächenhaft innerhalb des 
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ca. 145,7 ha großen Geltungsbereiches wirksam werden, ist die grundsätzliche Flächenkulisse 
und Ausstattung der Landschaft und des Biotopverbundes gewahrt. Die Entwicklungsmöglich-
keiten im Sinne des Zieles der Vernetzung und Stärkung des Verbundes sind nicht negativ 
und nicht erheblich berührt. 

„insbesondere geomorphologische Besonderheiten wie grundwassergeprägte Senken, 
Altstromrinnen, markante Geländekanten, natürliche Reliefstrukturen, Hangzonen der 
Stauchmoränen sowie Sanddünen zu erhalten; bergbaubedingte Veränderungen sind 
auf das unvermeidbare Maß zu reduzieren“ 

Im Geltungsbereich sind geomorphologische Besonderheiten wie grundwassergeprägte Sen-
ken, Altstromrinnen, markante Geländekanten, Hangzonen der Stauchmoränen sowie Sand-
dünen nicht vorhanden oder nicht im Besonderen ausgeprägt. Die Planung berührt insofern 
diese Entwicklungsziele des Landschaftsschutzgebietes nicht. Die natürlichen Reliefstrukturen 
werden im Geltungsbereich werden durch spätere und konkrete Vorhaben punktuell an vo-
raussichtlich 7-9 Stellen auf Einzelflächengrößen von ca. 0,3 ha in Anspruch genommen. Da 
Relief wird dort dauerhaft verändert. Unter Maßgabe der Größe des Geltungsbereiches zu ca. 
145,7 ha zu den tatsächlich zu erwartenden Eingriffsflächen, die mit der Planung verbunden 
sein können, ist der Verlust an natürlichen Reliefstrukturen gesamträumlich eher unterschwel-
lig zu beurteilen. In der Bewertung des Zieles sind die anthropogenen Überformungen durch 
die Vielzahl der rezenten Fahrwege und Hohlwege im Bereich der schwachen Reliefänderun-
gen nordwestlich des „Hohen Weges“ nicht berücksichtigt, da dort eine Natürlichkeit des Reli-
efs nicht mehr vorliegt. 

„insbesondere das kulturlandschaftlich geprägte Landschaftsbild zu erhalten und zu ent-
wickeln“ 

Der derzeit rechtgültige Windenergieerlass stellt unter Pkt. 8.2.2.1 klar, dass Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes durch Windenergieanlagen aufgrund der Höhen der Anlagen (> 
20m) in der Regel nicht ausgleichbar oder ersetzbar im Sinne des §15 Abs.6 Satz1 BNatSchG 
sind. Eine landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neugestaltung der Landschaft im 
Sinne von §15 Abs.2 BNatSchG, sodass die unvoreingenommene Beobachterin und der un-
voreingenommene Beobachter, der die vom Eingriff betroffene Örtlichkeit nicht kennt, diese 
nach Neugestaltung nicht als Fremdkörper in der Landschaft erkennen kann, ist bei vertikalen 
Strukturen mit der Höhe moderner Windenergieanlagen nicht möglich. Daher ist, wenn eine 
solche Anlage zugelassen wird, für diese Beeinträchtigungen ein Ersatz in Geld zu leisten.  

Des Weiteren ist festzuhalten, dass – wie oben dargelegt – der Bundesgesetzgeber mit Neu-
fassung des EEG und der Erlassgeber in NRW feststellen, dass für den Sonderfall der Aus-
weisung für Windbereiche das öffentliche Interesse am Ausbau der Erneuerbaren Energien 
gegenüber dem Landschaftsbild auch in LSG überwiegt. Das Ziel des Erhalts und der Entwick-
lung des Landschaftsbildes steht zurück. Eine Vereinbarkeit mit der Schutzfunktion des Land-
schaftsschutzgebietes und dem Ziel „Landschaftsbild“ muss unter Würdigung der Untersu-
chungen und Abwägungen als gegeben eingestuft werden. Es wird festgestellt, dass für den 
Sonderfall der Konzentrationszonen das öffentliche Interesse am Ausbau der Erneuerbaren 
Energien überwiegt. 
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„insbesondere Landschaftszersiedlungen zu verhindern und insbesondere Eingriffe in 
Natur und Landschaft zu vermeiden.“ 

Mit der Planung der 56. FNP-Änderung „SO Windenergie Steinberge“ (Sonderbaufläche) ist 
eine dauerhafte Landschaftszersiedlung nicht gegeben. Die zulässigen baulichen Anlagen für 
die Windenergie werden als neuer Bestandteil der Landschaft zu betrachten sein. Die Akzep-
tanz dieser baulichen Anlagen ist in der Bewertung bzw. Vorstellung von „Landschaft“ je Be-
trachter indifferent und individuell. Die mit den späteren genehmigten WEA tatsächlich erfol-
genden Eingriffe in Natur und Landschaft werden im Zuge der gesondert zu erteilenden Ge-
nehmigungen auf ihr Minimum reduziert. 

In Bezug auf die Entwicklungsziele gilt des Weiteren für den insgesamt 359 ha großen Ent-
wicklungsraum E 8 „Forstrevier Sternberge“ im Konkreten:  

„Die geschlossene Waldfläche ist zu erhalten. Der Nadelholzanteil ist langfristig in ein-
heimische, standortgerechte Bestände zu überführen“ und   
„Überführung von strukturarmen Nadelholzbeständen in reich strukturierte, standortge-
rechte Laub-/ Mischwaldbestände“  

Mit der späteren, durch die Planung für das „SO Windenergie Steinberge“ vorbereitete und in 
gesonderter Einzelgenehmigung genehmigten Errichtung und dem Betrieb von WEA werden 
voraussichtlich punktuell an 7-9 Stellen im Geltungsbereich auf Einzelflächengrößen von ca. 
0,3 ha Waldflächen dauerhaft in Anspruch genommen. Für die Erschließung werden durch 
Verbreiterung oder Ertüchtigung von vorhandenen Forstwegen oder neuen Wegen Waldflä-
chen zusätzlich in Anspruch genommen. Die Inanspruchnahme ist punktuell oder linear, je-
doch nicht keinesfalls auf Grund der geringen Breiten Schneisen bildend (vgl. vorh. „Schneise“ 
der 380 kV-Freileitungstrasse. Insofern ist die Planung nicht geeignet, dass geschlossene, ca. 
349 ha große Waldgebiet dauerhaft negativ oder erheblich zu beeinträchtigen. Das Ziel, der 
Nadelholzanteil solle langfristig in einheimische, standortgerechte Bestände überführt werden, 
bleibt von der Planung unberührt. 

Die vorhandenen Biotope (Heide- und Trockenrasenflächen, magere Wegraine, Fließge-
wässer, Quellbereiche und Feuchtwiesen) sind zu erhalten und zu optimieren. 

Im Geltungsbereich sind Biotope der Fließgewässer, Quellbereiche und Feuchtwiesen nicht 
vorhanden oder als solche erkennbar. Die kleinflächig vorhandenen reliktischen Heideflächen 
und die Trockenrasenflächen werden gemäß Planung von der Zulässigkeit einer direkten Be-
bauung ausgenommen (Erläuterungen siehe oben). Die Flächen werden zu dem im Zuge der 
56. FNP-Änderung als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft im FNP dargestellt. Die notwendige Pflege und Entwicklung 
der Flächen bleiben von der Planung unberührt (vgl. auch „Schutzzwecke“) 

Entwicklung von Waldsäumen (ca. 0,5 ha) Optimierungsmaßnahmen 

Die Möglichkeiten der Entwicklung von Waldsäumen mit einer Mindestgröße als grundsätzli-
che Optimierungsmaßnahmen im LSG bleiben von der Planung unberührt (vgl. auch „Schutz-
zwecke“). Im Bereich der späteren und konkreten jeweiligen WEA-Standorte ließen sich der-
artige Entwicklungsmaßnahmen umsetzen. 
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Des Weiteren setzt der Landschaftsplan für den beabsichtigten Geltungsbereich des SO Wind-
energie Steinberge im Landschaftsschutzgebiet L 3 „Forstrevier Steinberge“ folgende Schutz-
zwecke gemäß § 26 Abs. 1, Satz 1-3 BNatSchG, fest: 

„zur Erhaltung und Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts im Be-
reich des Waldgebietes, insbesondere   

zur Erhaltung und Entwicklung der großflächigen, zusammenhängenden Waldfläche und 
der Heiderelikte wegen der Bedeutung des Gebietes für den regionalen Biotopverbund“ 

Mit der späteren, durch die Planung für das „SO Windenergie Steinberge“ vorbereitete und in 
gesonderter Einzelgenehmigung genehmigten Errichtung und dem Betrieb von WEA werden 
voraussichtlich punktuell an 7-9 Stellen im Geltungsbereich auf Einzelflächengrößen von ca. 
0,3 ha Waldflächen dauerhaft in Anspruch genommen. Für die Erschließung werden durch 
Verbreiterung oder Ertüchtigung von vorhandenen Forstwegen oder neuen Wegen Waldflä-
chen zusätzlich in Anspruch genommen. Die Inanspruchnahme ist punktuell oder linear, je-
doch nicht keinesfalls auf Grund der geringen Breiten Schneisen bildend (vgl. vorh. „Schnei-
se“ der 380 kV-Freileitungstrasse. Insofern ist die Planung nicht geeignet, dass geschlossene, 
ca. 349 ha große Waldgebiet dauerhaft negativ oder erheblich zu beeinträchtigen.  

Als sehr wertvolle oder höherwertige Biotope sind im Geltungsbereich u.a. die kleinflächigen 
Bereiche der reliktischen Heiden anzusprechen. Diese Flächen werden mit der Planung in 
Summe in ihrem Flächenbestand gegenüber dauerhafter Inanspruchnahme „gesichert“ (Dar-
stellung als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft). Eine Betroffenheit durch die Planung (56. FNP-Änderung SO Wind-
energie Steinberge“) für die Funktionen der Biotopvernetzung und des -verbundes ist im Gel-
tungsbereich festzustellen, da dieser sich im Biotopverbund mit besonderer Bedeutung befin-
det. Da die tatsächlichen Auswirkungen der Planung an den späteren, gesondert zu genehmi-
genden Einzelstandorten von WEA eher „punktuell“ und dort wenig flächenhaft inner-halb des 
ca. 145,7 ha großen Geltungsbereiches wirksam werden, ist die grundsätzliche Flächenkulisse 
und Ausstattung der Landschaft und des Biotopverbundes gewahrt. Die Entwicklungsmöglich-
keiten im Sinne des Zieles der Vernetzung und Stärkung des Verbundes sind nicht negativ 
und nicht erheblich berührt. 

„insbesondere wegen der charakteristischen Eigenart der Waldfläche und ihrer Bedeu-
tung für das Landschaftsbild“ 

Die heutigen forstwirtschaftlich genutzten Nadelforste und Mischwälder aber auch die einge-
streuten Laubwaldflächen bilden auf Grund der Nutzungsart, der Verteilung der Altersstufen 
und der begrenzten Diversität der Bestände derzeit noch eine nur eingeschränkt bedeutungs-
volle Waldfläche. Mit der Erreichung der Entwicklungsziele kann und wird sich dies steigern. 
Den Waldflächen im Geltungsbereich eine besondere und / oder charakteristische Eigenart 
als Waldfläche zuzuordnen ist nur eingeschränkt möglich. 

Der derzeit rechtgültige Windenergieerlass stellt unter Pkt. 8.2.2.1 klar, dass Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes durch Windenergieanlagen aufgrund der Höhen der Anlagen (> 
20m) in der Regel nicht ausgleichbar oder ersetzbar im Sinne des §15 Abs.6 Satz1 BNatSchG 
sind. Eine landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neugestaltung der Landschaft im 
Sinne von §15 Abs.2 BNatSchG, sodass die unvoreingenommene Beobachterin und der 
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unvoreingenommene Beobachter, der die vom Eingriff betroffene Örtlichkeit nicht kennt, diese 
nach Neugestaltung nicht als Fremdkörper in der Landschaft erkennen kann, ist bei vertikalen 
Strukturen mit der Höhe moderner Windenergieanlagen nicht möglich. Daher ist, wenn eine 
solche Anlage zugelassen wird, für diese Beeinträchtigungen ein Ersatz in Geld zu leisten.  

Des Weiteren ist festzuhalten, dass – wie oben dargelegt – der Bundesgesetzgeber mit Neu-
fassung des EEG und der Erlassgeber in NRW feststellen, dass für den Sonderfall der Aus-
weisung für Windbereiche das öffentliche Interesse am Ausbau der Erneuerbaren Energien 
gegenüber dem Landschaftsbild auch in LSG überwiegt. Das Ziel des Erhalts und der Ent-
wicklung des Landschaftsbildes steht zurück. Eine Vereinbarkeit mit der Schutzfunktion des 
Landschaftsschutzgebietes und dem Ziel „Landschaftsbild“ muss unter Würdigung der Unter-
suchungen und Abwägungen als gegeben eingestuft werden. Es wird festgestellt, dass für den 
Sonderfall der Konzentrationszonen das öffentliche Interesse am Ausbau der Erneuerbaren 
Energien überwiegt. 

„insbesondere wegen der besonderen Bedeutung des Waldgebietes für die lokale und 
regionale Erholung“ 

Die anlagenbedingten Auswirkungen auf die Erholung oder die Erholungseignung werden auf 
Grundlage der heutigen nur eingeschränkten Nutzbarkeit mäßig sein. Die ausgewiesenen 
Wanderrouten im Geltungsbereich des „SO Steinberge“ werden vor allem durch die nur sehr 
eingeschränkte Sichtbarkeit nur gering beeinträchtigt. Das Landschaftserleben auf den Wan-
derrouten im Umfeld – vor allem diejenigen im Offenland – sind durch die Sichtbarkeit in den 
Mitteldistanz zwar nicht erheblich, aber deutlicher betroffen. In der Bauphase werden die Er-
holungs- und Freizeiteignung innerhalb der Räume des jeweiligen Baufeldes und den Anlie-
ferstrecken ebenfalls weder dauerhaft noch erheblich betroffen sein können. 

Für das Schutzgut „Landschaft und Erholung“ sind mit Ausnahme des sich drehenden Rotors 
besondere betriebsbedingte Wirkungen nicht zu erwarten. Die Kontroll- und Pflegemaßnah-
men sind jahresbedingt in der Regel in quartalsmäßigen Intervallen und ansonsten für Dritte 
(Erholungsuchende) kaum wahrnehmbar. Im Betrieb der WEA wird die Wahrnehmung der 
WEA im Landschaftsbild zusätzlich durch die Drehbewegung der Rotorblätter „intensiviert“. 
Hierbei ist der negative Eindruck (individuelle Wahrnehmung) umso stärker, je schneller sich 
der Rotor bewegt. Da die modernen WEA auf Grund ihrer enormen Rotorblattgröße stets ein 
„langsames Rotieren“ vermitteln, ist der Negativaspekt und die Betroffenheit für die Landschaft 
und die Erholung gedämpft. 

Eine Betroffenheit durch die Planung (56. FNP-Änderung SO Windenergie Steinberge“) für 
den Belang des Biotopverbundsystems ist im Geltungsbereich festzustellen, da dieser sich im 
Biotopverbund mit besonderer Bedeutung befindet. Da die tatsächlichen Auswirkungen der 
Planung an den späteren, gesondert zu genehmigenden Einzelstandorten von WEA eher 
„punktuell“ und dort wenig flächenhaft innerhalb des ca. 145,7 ha großen Geltungsbereiches 
wirksam werden, ist die grundsätzliche Flächenkulisse und Ausstattung der Landschaft und 
des Biotopverbundes gewahrt. Die Entwicklungsmöglichkeiten im Sinne des Zieles der Ver-
netzung und Stärkung des Verbundes sind nicht negativ und nicht erheblich berührt. 
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Belange „Naturpark Hohe Mark“ 

Der beabsichtigte Geltungsbereich für das SO „Windenergie Steinberge“ liegt am südwestli-
chen Rand der Gebietskulisse des „Naturpark Hohe Mark“. Der Naturpark um fasst eine Ge-
samtfläche von ca. 2.000 km2. Nach §27 BNatSchG sollen Naturparke einheitlich zu entwi-
ckelnde und zu pflegende Gebiete sein, die großräumig und überwiegend aus Landschafts-
schutz- und Naturschutzgebieten bestehen sollen. Der Windenergie sind Flächen innerhalb 
von Naturparken zunächst grundsätzlich zugänglich, da sie im Sinne von nach §26 Abs. 3 (5) 
BNatSchG einen weniger hohen Schutzstatus genießen (wie z.B. NSG, Natura 2000-Gebiete 
oder einer Stätte, die nach Artikel 11 des Übereinkommens vom 16. November 1972 zum 
Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt in die Liste des Erbes der Welt aufgenommen 
wurde). Nach §27 Abs. 3 BNatSchG besteht eine besondere Beachtenspflicht hinsichtlich der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Gebietsfläche eines Naturparks. 

Es ist festzustellen, dass innerhalb der Flächen des Naturparkes Hohe Mark eine Vielzahl 
vorhandener Windparks und WEA-Einzelanlagen vor allem in den westlichen und nordwestli-
chen Offenlandflächen besteht, wie z.B. in Raesfeld, Hamminkeln, Schermbeck und auch 
Hünxe. Die Vereinbarkeit mit den Zielen der Gebietsausweisung vor dem Hintergrund der lo-
kalen Schutzgebietskulisse im Sinne der Landschaftsplanung auf jeweiligen Kreisebene ist 
gegeben. Mit der Bauleitplanung der Gemeinde Hünxe im Flächenbereich „Steinberge“ ist der 
äußerste Südwestrand des Naturparkes betroffen. Eine Zulässigkeit im Sinne des örtlichen 
Landschaftsschutzes ist – wie oben bereits dargelegt – begründet in Aussicht gestellt. Darüber 
hinaus gehende Ziele und Grundsätze, die der „Naturpark Hohe Mark“ erfüllen soll oder sollte 
sind nicht gegeben. Insofern ist nicht zu erkennen, dass die Ziele der Ausweisung „Naturpark 
Hohe Mark“ und die weitere Entwicklung der Gebietskulisse grundsätzlich der Absicht der Ge-
meinde Hünxe im Rahmen der Aufstellung der 56.-FNP-Änderung zu wider laufen. 

Wald und Forstwirtschaft 
Große Teile des beabsichtigten Sondergebietes „Windenergie Steinberge“ sind Teil der Wald-
fläche „Forstrevier Steinberge“. Nur geringe Teilflächen werden parzellenartig als Wiese oder 
Grünland genutzt. Gemäß Leitfaden Windenergie im Wald des Landes Nordrhein-Westfalen 
und der aktuellen Landesgesetzgebung zur Windenergie kommen standort-gerechte 
Laubwälder für die Nutzung der Windenergie nicht in Frage. In Nadelwaldbeständen und 
Mischwäldern sind die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen unter bestimmten 
Voraussetzungen möglich.  

Für die Waldflächen im Bereich des „Forstreviers Steinberge“ ist grundsätzlich festzuhalten, 
dass Wald im Gemeindegebiet der Gemeinde Hünxe der Windenergie im Sinne des Grund-
satzes im LEP NRW (2.Änderung; 10.2-7) zugänglich ist, da ca. 37 % der Gemeindefläche 
Wal sind und somit keine waldarme Gebietsfläche vorliegt. Des Weiteren ist festzustellen, dass 
innerhalb des Waldbereiches keine Naturwaldzellen oder Wildnisentwicklungsgebiete im 
Sinne von Ziel 10.2- 6 „Windenergienutzung in Waldbereichen“ (LEP NRW 2. Änderung) be-
troffen sind. Wie bereits oben dargelegt, sind auch keine Naturschutzgebiete sowie Natura 
2000-Gebiete betroffen. 

Vor diesem Hintergrund wurden die Biotoptypen in den Sondergebietsfläche im Sinne einer 
forstrechtlichen Einstufung zur Feststellung der jeweiligen Waldeigenschaft erweitert und 
klassifiziert. Die Daten setzen sich zusammen aus vorhandenen Biotoptypenerfassungen, der 
Auswertung von Forstbetriebskarten, weiteren Luftbildauswertungen sowie stichpunktartigen 
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Überprüfungen vor Ort. Ergänzend wurden die Layer-Darstellungen zur Baumarten-
klassifikationen des Landesbetrieb Wald und Holz heranzogen (Sentinel2-Satellitenauf-
nahmen).  

Demnach dominieren bei den Nadelholz-Flächen deutlich Kiefern-geprägte Flächen. Flächen 
mit Fichte, Douglasie und Lärche kommen eingestreut vor. Bei den eher wenigen Laubwald-
flächen dominieren Buntlaubhölzer und Buche sowie tlw. Eiche.  

Zur Klärung der Eignung einer Waldfläche im Sinne der Zulässigkeit einer Bebauung durch 
eine Windenergieanlage wurde nachstehende Zuordnung und Bewertung zu Grunde gelegt. 
Hierbei darf erwähnt werden, dass nur wenige Flächen im Geltungsbereich als reine Nadel-
waldflächen anzusprechen sind. Neben den eindeutigen Laubwaldflächen wurden die meisten 
der verbleibenden Flächen als Nadelholz-dominierte Mischwaldflächen identifiziert. 

 sehr deutlich geeignet  Nadelholz > 90 %, dichter Bestand, Baum-/z.T. Altholz 
Wiese / Grünland / holzfreie Fläche  

 deutlich geeignet  Nadelholz > 70 % / z.T. Laubholz, Baum-/Altholz; lo-
ckerer Schirm 

 geeignet Nadelholz > 70 % Baum-Altholz / > Laubholz 2. BS; 
sehr lockerer Schirm  
Nadelholz > 70 % Baum-Altholz / z.T. Laubholz; locke-
rer Schirm  
Nadelholz > 50 % / Laubholz <50%, Baum- z.T. Altholz 

 eingeschränkt geeignet Laubholz > 50 % / Nadelholz <50%, Baum- z.T. Altholz 
Laubholz > 50 % / Nadelholz <50%, j. Baumholz  
Haupt-Forstweg, randlich mit Laubbaum-Reihe 

stark eingeschränkt / nicht geeignet Laubholz > 90 %, dichter Bestand, j. Baum- bis z.T. 
Altholz 
Laubholz > 70 %, Baum-Altholz / z.T. Nadelholz  
ehem. Blöße / Gehölz-Sukzession, Laubbaumarten 

Die als für die Windenergie in jedem Falle als „überbaubaren Flächen“ einzustufenden 
Waldflächen einsprechen der Bewertung „geeignet“ bzw. „sehr / deutlich geeignet“. Die als 
„eingeschränkt geeignet“ bewerteten Flächen bedürften bezüglich der Zulässigkeit der 
näheren Klärung mit der zuständigen Fachbehörden (hier Landesbetrieb Wald und Holz), da 
hier zwar Mischwaldflächen gegeben sind, der Nadelholzanteil jedoch nicht überwiegt. 

Trotz der räumlich dispersen Verteilung der Eignungsflächen (von „eindeutig geeignet“ bis „nur 
bedingt geeignet“) ist für den Geltungsbereich festzustellen, dass ein hoher Gesamtflächen-
anteil gegeben ist, der einer direkten Bebauung für WEA (nebst Kranaufstellfläche) zugänglich 
sein wird.  

Die so ermittelbaren Flächen haben einen Flächenanteil von 105,6 ha (von ca. 145,7 ha Gel-
tungsbereichsgröße) und machen so ca. 72,5 % der Gesamtfläche aus (eindeutig geeignet: 
ca. 39,2 ha / deutlich geeignet: ca. 20,90 ha / geeignet: ca. 31,8 ha / nur bedingt eindeutig 
geeignet: ca. 13,6 ha / nicht geeignet: ca. 40,1 ha). Die zulässige, durch die Rotorblätter über-
streichbare Fläche ist hierin nicht enthalten. Insofern ist der im Sinne der Windenergie „ver-
wertbare Flächenanteil“ erheblich größer). 
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Abb. 9 Übersicht zu den Eignungsflächen „Wald“ im Geltungsbereich, o.M.  
(beabsichtigter Geltungsbereich: rot-farbene Strichellinie; Quelle: Gemeinde Hünxe) 

Mit der oben dargestellten gesonderten Kennzeichnung der für eine direkte Bebauung durch 
Windenergieanlagen nicht zugänglichen Flächen können die Belange für den „Wald“ hinrei-
chend geregelt und abgewogen werden. Eine spätere Vollzugsfähigkeit im Sinne der nachfol-
genden, gesonderten Genehmigungsverfahren je WEA ist innerhalb der so gekennzeichneten 
Flächenbereiche innerhalb des Sondergebietes nicht gegeben. Die Darstellung der Flächen-
abgrenzung dieser Teilflächen ist Anlage 8 zu entnehmen.  

In der zeichnerischen Darstellung zur 56. Änderung des FNP der Gemeinde Hünxe sind diese 
Waldflächen (eindeutig festgestellte Laubwaldflächen) als Flächen für „Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ gemäß § 5 (2) 10 
BauGB (als Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft) dargestellt. 

Wasserschutz, Hochwasserschutz, Starkregenvorsorge, Klimaschutz 

Am östlichen Rand des Geltungsbereiches sind durch die beabsichtigten Darstellungen Flä-
chen des Wasserschutzgebietes WSG „Haus Aap“ (Trinkwassergewinnung) in der Wasser-
schutzgebietszone III B berührt. Die Wahrung der Ziele der Schutzgebietsausweisung sind 
durch die beabsichtigte geänderte Darstellung im FNP nicht negativ berührt. Etwaige Erforder-
nisse zur Wahrung der Ziele können im nachgeschalteten konkreten Genehmigungsverfahren 
nach BImSchG umgesetzt bzw. abgesichert werden. 

Aufgrund der Auswertung vorliegender Hochwasserrisiko- und -gefahrenkarten kann eine po-
tentielle Überschwemmung des Geltungsbereichs sicher ausgeschlossen werden.  
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Gemäß Ziel I.2.1 Bundes-raumordnungsplan (BRPH) sind die Auswirkungen des Klimawan-
dels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch Starkregen nach Maßgabe der bei öffentli-
chen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen. Im Geltungsbereich kann es bei 
möglichen Starkregenereignissen nur zu kurzfristigen partiellen Einstauungen entlang der 
Forstwege oder lokalen Mulden kommen, die jedoch insgesamt nur kleinteilig und punktuell 
ausfallen können. Wirkungen bei Starkregenereignissen die im Übergang zu außerhalb des 
Geltungsbereichs gelegenen Flächen auftreten könnten, sind eindeutig nicht erkennbar. 

Im Zuge der Baufeldfreimachung und Erschließung für die späteren, im Geltungsbereich ver-
teilt angeordneten Einzelanlagen (Windenergieanlagen) ist auf Grund des örtlichen Reliefs und 
der (Wald-) Böden davon auszugehen, dass an den jeweiligen Einzelstandorte keine Einstau-
ungen erfolgen können. Ein Überflutungsnachweis für die umgestalteten Flächenbereiche an 
den Einzelstandorten der WEA ist im Zuge der weiteren Planung (Genehmigungsebene BIm-
SchG) mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht beizubringen, da erkennbare Schadpotential fehlen. 
Schutzwürdige, hochwassermindernde Böden liegen nicht vor. Nicht verunreinigte Nieder-
schlagswässer sollen vor Ort im Bereich der Flächen der Einzelstandorte der WEA versickert 
werden; eine grundsätzliche Versickerungsfähigkeit ohne Sammeln der Wässer über die be-
lebte Bodenzone ist in Aussicht zu stellen. 

Hinsichtlich einer Zukunftsprognose der Starkregenentwicklung muss derzeit bezugnehmend 
auf den Klimawandel mit trockenen und heißen Sommern, jedoch mit einem höheren Auftreten 
von Starkregenereignissen gerechnet werden. Verlässliche oder aussagekräftige Prognosen 
über das Ausmaß der Betroffenheit und der Stärke für den Geltungsbereich und seine Umge-
bung aufgrund des Klimawandels bestehen nicht. Anfallende, nicht verunreinigte Nieder-
schlagswässer werden vor Ort zur Versickerung gebracht. Damit wird dem Ziel II.1.3 BRPH in 
der Bauleitplanung in Form einer zeitnahen und ortsnahen Versickerung Rechnung getragen. 
Durch die Änderung der Wegsamkeiten des zu versickernden Niederschlagswasser ergeben 
sich keine Auswirkungen auf das globale Klima. Ebenfalls sind keine Auswirkungen auf das 
lokale Klima erkennbar und nicht zu erwarten. Die Ziele und Grundsätze des BRPH wurden 
entsprechend geprüft. Nach derzeitiger Erkenntnislage besteht keine Betroffenheit. 

Auswirkungen auf das südöstlich angrenzende Wasserschutzgebiet (hier Zone IIIB) sind unter 
Maßgabe der geplanten Versickerung des nicht verunreinigten Niederschlagswasser inner-
halb des Geltungsbereiches ebenfalls nicht erkennbar. Zum Schutz der Qualität des Grund-
wassers ist es auf Ebene der nachfolgenden Genehmigungsebene (BImSchG) jederzeit mög-
lich, Nebenbestimmungen zu treffen, so dass potentiell negative Wirkungen der WEA (im Bau 
und Betrieb) durch wassergefährdende Stoffe bzw. durch Überschreitung von Mengenschwel-
lenwerten, ausgeschlossen sind. 

3.1.3 Bewertung technischer und sonstiger konkurrierender Belange 

Einfluss auf Radaranlagen 

Windkraftanlagen in der Nähe von stationären Radargeräten unterliegen zusätzlichen Baube-
schränkungen, da diese die Reichweite des Radargerätes verringern. Diese Verringerung wird 
oft fälschlicherweise mit dem Effekt einer Abschattung begründet. Eine solche Abschattung ist 
jedoch nur bei einer extremen Dichte eines Windparks möglich. Der Rotor selbst erzeugt wenig 
Schatten, es wirkt praktisch nur der Mast als Hindernis. Die an dem Mast ebenfalls auftretende 
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Beugung der elektromagnetischen Wellen bewirkt, dass wenige hundert Meter hinter dem Hin-
dernis wieder eine geschlossene Wellenfront gebildet wird. 

Durch den sich drehenden Rotor erhält das Radarecho einer Windkraftanlage ein ähnliches 
Spektrum wie von einem sich in der Standschwebe befindlichen Helikopter. Das Radargerät 
kann die beiden oft nicht in dem zur Verfügung stehenden Zeitlimit unterscheiden und produ-
ziert einen Falschalarm. Die Falschalarmrate ist in der Radarsignalverarbeitung eine Regel-
größe, die die Entdeckungswahrscheinlichkeit umgekehrt proportional beeinflusst und auf die-
sem Wege die nutzbare Radarreichweite verringert. Baugenehmigungen von Windenergiean-
lagen in der Nähe von stationären Radargeräten der Luftraumüberwachung (Flugsicherung 
oder Luftverteidigung) wurden deshalb bislang in der Regel verwehrt. 

Mit aktueller Stellungnahme vom 11.09.2024 zur 1. Änderung des sachlichen Teilflächennut-
zungsplan „Windenergie“ der Gemeinde Hünxe (56. FNP-Änderung) hat das Bundesamt für 
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (UID) erneut darauf hinge-
wiesen, dass das beabsichtigte Sondergebiet „Windenergie Steinberge“ innerhalb des Interes-
sengebietes der Luftverteidigungs-(LV-) Anlage Marienbaum liegt.  

Grundsätzlich ist die Errichtung von Windenergieanlagen innerhalb des Interessengebietes 
möglich. In welchem Umfange die Belange der Bundeswehr betroffen sind, kann erst festge-
stellt werden, wenn die entsprechenden Daten über die Anzahl, den Typus, die Nabenhöhe, 
den Rotordurchmesser, die Höhe über Grund, die Höhe über NN und die genauen Koordinaten 
von Luftfahrthindernissen vorliegen. Dazu ist die konkrete Vorlage der Flächen als Shape-
Datei bzw. in einem anderen GIS-fähigen Format erforderlich, die genauen Bezeichnungen 
der Flächen, analog zu den übermittelten Dateien die Angaben, von welcher Standardhöhe je 
Windenergieanlage ausgegangen werden sollte. Nur dann kann im Rahmen einer Einzelfall-
betrachtung, in Rücksprache mit den zu beteiligenden militärischen Fachdienststellen, eine 
dezidierte Stellungnahme abgeben werden. Grundsätzlich ist in den genannten Bereichen die 
Errichtung von Windenergieanlagen möglich.  

Die maximal zulässige Bauhöhe einer WEA innerhalb des beabsichtigten Sondergebietes 
„Windenergie Steinberge“ wird seitens des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr mit „518 m über NHN“ angegeben (aufgrund der „Jettief-
flugstrecke ED-R 150“). 

In vergleichbaren FNP-Änderungsverfahren zur Darstellung von Bereichen für die Windener-
gie in größerer Nähe zur Radaranlage Uedem-Marienbaum wurde seitens des Bundesamtes 
für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I 3 in einer 
schriftlichen Stellungnahme festgestellt, dass die Errichtung von WEA auch innerhalb des LV-
Radarbereiches grundsätzlich möglich ist. Demnach stehen die militärischen Belange der Dar-
stellung der Flächen als Sondergebiet „Windenergie Steinberge“ im Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Hünxe nicht grundsätzlich entgegen. 

Tatsächlich sind in zurückliegenden Jahren verschiedene Windparks mit einem geringeren 
Abstand zur Radaranlage Uedem-Marienbaum als die des geplanten Sondergebietes der 56. 
FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe genehmigt und realisiert worden. Im Rahmen des nach-
folgenden bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist auf Grundlage 
der konkreten Anlagenplanung die weitere Abstimmung mit dem Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I 3 erforderlich. 
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Flugsicherung und Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 

Im unmittelbaren Umfeld des beabsichtigten Sondergebietes sind keine Flugplätze (Flughafen 
/ Flugplatz / Modellflugplatz) oder deren unmittelbaren Einwirkbereiche vorhanden. Der Flug-
platz „Schwarze Heide“ und dessen Platzrunde sowie der beschränkte Bauschutzbereich sind 
aus Gründen der Flugsicherheit als harte bzw. weiche Tabukriterien bei der Herleitung des 
Sondergebietes (ehem. Potentialfläche W02) bereits berücksichtigt worden. Im Rahmen des 
nachfolgenden bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist auf Grund-
lage der konkreten Anlagenplanung die luftrechtliche Zustimmung gem. § 14 Luftverkehrsge-
setz durch die Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 - Luftverkehr - einzuholen. 

Aus Sicherheitsgründen sind Luftfahrthindernisse mit Höhen von mehr als 100 m über Grund 
außerhalb dicht besiedelter Gebiete gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu kennzeichnen. Nach derzeitigem Kenntnisstand ist 
davon auszugehen, dass alle im Sondergebiet errichtbaren Windenergieanlagen Höhen über 
100 m erreichen werden und so grundsätzlich der Kennzeichnungspflicht unterliegen. 

Vorbeugender Brandschutz und Löschwasserversorgung 

Nach § 68 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 BauO NRW ist jede bauliche Anlage, die höher als 30 m ist, ein 
Sonderbau i.S. des § 54 BauO NRW. Für diese Sonderbauten ist im Rahmen des nachfolgen-
den bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ein Brandschutzkonzept 
bei der Genehmigungsbehörde einzureichen, dass eine zielorientierte Gesamtbewertung des 
baulichen und abwehrenden Brandschutzes umfasst.  

Für den Brandschutz moderner WEA werden im Wald gemäß derzeitigem Stand der Technik 
automatische Löscheinrichtungen in der Regel vorgeschrieben. Der Windenergie-Erlass NRW 
führt aus, dass durch die besonderen Standort- oder Risikofaktoren im Wald ein System zur 
Brandfrüherkennung und eine selbsttätige Feuerlöschanlage zu installieren sind. Die 
Löscheinrichtungen werden mit z.B. Inertgas betrieben, welches Sauerstoff am Brandherd ver-
drängt, oder es werden wässrige Lösungen aus Feinsprühdüsen eingesetzt. 

Des Weiteren werden Vorhaltungen für Löschwasser eingesetzt (z.B. unterirdische Boden-
tanks im Bereich der dauerhaften Fahrflächen am WEA-Standort), um Flächen- beziehungs-
weise Waldbrand durch Funkenflug oder brennende Trümmerstücke zu verhindern bzw. zu 
bekämpfen. Damit ist im Sinne der DFV-Empfehlungen (Einsatzstrategien an Windenergiean-
lagen) und der VdS 3523:2008-07 Windenergieanlagen (Leitfaden für den Brandschutz) ein 
hinreichender vorbeugender Brandschutz sichergestellt.  

Da die Forderungen zum Brandschutz standörtlich je WEA jederzeit sicherstellbar sind, ist eine 
Vollzugsfähigkeit in Bezug auf diesen Belang ebenfalls eindeutig gegeben. 

Kampfmittel und Kampfmittelfreiheit 

Als konkurrierender Belang kann das Vorkommen von Kampfmitteln in einem Vorhabenbe-
reich zu erheblichen Einschränkungen im Vollzug führen. Insofern ist im Rahmen der 56. FNP-
Änderung für das Sondergebiet abzuschätzen, ob dieser Belang eine wesentliche Bedeutung 
erlangen könnte und der entsprechenden Abwägung bedarf. Derzeit liegen keine konkreten 
Hinweise auf Kampfmittel innerhalb des Sondergebietes vor.  
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Ebenso sind seinerzeitige militärische Einrichtungen, bei den Kampfmittel eingesetzt wurden, 
für den Geltungsbereich nicht bekannt. Südlich der Vorhabenflächen ist westlich der Hoflage 
Neu Schüring in den Waldflächen eine lokale Abwurfstelle von Bomben bekannt, da Spreng-
krater an der Oberfläche verblieben sind. 

Im Rahmen nachfolgender bundesimmissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfahren ist 
eine gesonderte Kampfmittelabfrage bzw. -erkundung durchzuführen. Da die Forderungen 
zum Schutz gegen Kampfmittel standörtlich je WEA jederzeit sicherstellbar sind, ist eine Voll-
zugsfähigkeit in Bezug auf diesen Belang ebenfalls eindeutig gegeben. 

Erschließung und Netzanschlussmöglichkeiten 

Windenergieanlagen sind nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB nur zulässig, wenn eine ausreichende 
Erschließung gesichert ist. Für die Darstellung von Konzentrationszonen für die Windenergie 
im Flächennutzungsplan muss geprüft werden, ob die Erschließung der Flächen grundsätzlich 
möglich ist. Im Rahmen des nachfolgenden bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens muss ein konkretes Erschließungskonzept für die einzelnen Windenergiean-
lagen erstellt werden. 

Das Grundstück, auf dem eine Windenergieanlage errichtet werden soll, muss eine ausrei-
chende Zufahrtsmöglichkeit aufweisen, die sowohl Errichtung als auch Wartung der Windener-
gieanlagen zulässt. Die Erschließung eines Grundstückes ist gesichert, wenn die Anbindung 
an das öffentliche Straßennetz und die Versorgung mit Strom im erforderlichen Maß gewähr-
leistet ist. Näheres regelt die BauO NRW. 

Für das Sondergebiet ist erkennbar, dass für alle innerhalb des Geltungsbereiches geeigneten 
(überbaubaren) Flächenbereiche eine grundsätzlich hinreichende verkehrstechnische Er-
schließung mit Anschluss an öffentlich gewidmete sowie geeignete Straßenflächen für die 
Bau- und Betriebsphase gegeben sind. Die je nach Standort der Einzelanlage zu differenzie-
renden technischen und liegenschaftsrechtlichen Einzelanforderungen sind nicht Gegenstand 
der 56. FNP-Änderung. 

Die Flächen des Sondergebietes sind im Südwesten über die Straße Esseltweg erschließbar. 
Im Süden ist die Straße „Hoher Weg“ bis zur südlichen Waldkante als geeignet zu bewerten. 
Östlich des Waldbereiches befindet sich unmittelbar angrenzend die Landesstraße L1 (Post-
weg). Nördlich ist die Straße „Am Bauernschott“ als Erschließung geeignet. Im Nordwesten 
kann die „Alte Raesfelder Straße“ in Verbindung mit der Schneise der 380 kv-Stromfreiltung 
genutzt werden. Die innere Erschließung in den Waldflächen zu den WEA-Einzelstandorten 
kann über die rasterartigen (ausgebauten und nicht ausgebauten) Forstwege dem Grunde 
nach stets sichergestellt werden, da die für die Erschließung (Fahrstraße) notwendigen Zu-
satzflächen entlang der Forstwege (voraussichtlich zusätzlich 1,5 - 2 m) in (in der Regel) na-
deldominierte Mischwaldflächen randlich (einseitig) eingreifen. Die für die Erschließung forst-
rechtlich zu erwartenden Eingriffe in den Wald sind sowohl bzgl. der Beeinträchtigungen der 
Funktion als auch der Fläche als ausgleichbar einzustufen. 

Der Anschluss einer Windenergieanlage an ein Verbundnetz zum Zweck der Stromeinspei-
sung gehört nicht zum bauplanungsrechtlichen Inhalt der Erschließung. Ob die Investitionen 
für die Stromerzeugung durch eine Windenergieanlage im Außenbereich (einschließlich des 
zur Stromeinspeisung erforderlichen Anschlusses) wirtschaftlich oder energietechnisch sinn-
voll sind, ist keine von den Bauaufsichtsbehörden im Baugenehmigungsverfahren zu entschei-
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dende Frage der (bebauungsrechtlichen) Zulässigkeit der Anlage (BVerwG, Beschluss vom 
5.1.1996 – 4 B 306.95 (OVG Schleswig)). 

Die Erschließung im Sinne hinreichend nutzbarer Einspeisepunkte ist für das Sondergebiet 
auf Grund der räumlichen Nähe zu 110-kV-Freileitungen der Netzbetreiber sowie vorhandener 
Einzelleitungen (im Westen in ca. 2,2 km Distanz) und im Südwesten (ca. 5,0 km Distanz an 
der „Umspannanlage Niederrhein“ südlich Wesel-Obringhoven) als machbar einzustufen. Die 
Netzanschlussmöglichkeiten müssen zusammen mit den entsprechenden Energieversor-
gungsunternehmen und potenziellen Investoren im Einzelfall ermittelt werden. Im Rahmen des 
nachfolgenden bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist die Netzein-
speisung auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung zu regeln. 

Abstandsflächen nach BauO NRW 

Gemäß Windenergie-Erlass NRW ergibt sich die notwendige Abstandsfläche einer Windener-
gieanlage aus § 6 Abs. 10 BauO NRW. Bei Windenergieanlagen bemisst sich demnach die 
Tiefe der Abstandflächen nach der Hälfte ihrer größten Höhe. Die größte Höhe errechnet sich 
bei Anlagen mit Horizontalachse aus der Höhe der Rotorachse über der geometrischen Mitte 
des Mastes zuzüglich des Rotorradius. Die Abstandfläche ist ein Kreis um den geometrischen 
Mittelpunkt des Mastes. Bei Anlagenhöhen von 125 m wäre somit eine Abstandsfläche nach 
BauO NW von 62,5 m einzuhalten. 

Aufgrund der bei der Herleitung des Sondergebietes zugrunde gelegten Kriterien können die 
erforderlichen Abstandsflächen jederzeit eingehalten werden. 

Schutzabstände zu Fremd- und Fernleitungen  

Zu bestehenden Fremd- und Fernleitungen (z.B. Strom-Freileitung, Strom-Erdkabel, erdge-
bundene Ferntransportleitungen) sind zum Schutz der Leitungen Abstände zwingend einzu-
halten. Eine Nutzung dieser Abstandsflächen für die dauerhafte Errichtung einer Windenergie-
anlage oder deren Nebenanlagen wird in der Regel seitens des Betreibers nicht gestattet. Eine 
temporäre Nutzung kann im Einzelfall aus Betreibersicht zulässig sein.  

Derzeit ist bekannt, dass im Geltungsbereich der 56. FNP-Änderung übergeordnete Fremd- 
und Fernleitungen nicht vorhanden sind. Direkt nordwestlich angrenzend an die Geltungsbe-
reichsgrenze besteht die Trasse der 380 kV-Höchstspannungstrasse der Amprion GmbH. Die 
Geltungsbereichsgrenze der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt in einem Abstand 
von ca. 100 m zur Leitungsachse und somit außerhalb des Schutzstreifens der Höchstspan-
nungsfreileitung. Die genaue Leitungsführung mit Leitungsmittellinie, Maststandorten und 
Schutzstreifengrenzen als tatsächliche Lage der Leitung kann ausschließlich aus der Örtlich-
keit durch Einmessung bestimmt werden. Seitens der Betreiberin der Höchstspannungsleitung 
wird für die weitere Planung von Windenergieanlagenstandorten und den einzuhaltenden Ab-
stand zu Höchstspannungsfreileitungen auf Folgendes hinweisen:  

Von der Deutschen Elektrotechnischen Kommission in DIN und VDE ist vom Komitee „Freilei-
tungen“ ein Mindestabstand zwischen Freileitung und Windenergieanlage festgelegt worden. 
Der Mindestabstand wird berechnet zwischen dem äußeren Leiterseil der Freileitung und der 
Turmachse der WEA. Für Freileitungen mit einer Spannungsebene über 110-kV gilt: Abstand 
= 0,5 x Rotordurchmesser + 30 m (spannungsabhängiger Sicherheitsabstand) + Arbeitsraum 
für den Montagekran. Sofern Kranstellfläche und Montagefläche auf der leitungsabgewandten 
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Seite der WEA liegen, kann der Wert für den Arbeitsraum 0 m betragen. Grundsätzlich würde 
gelten, dass zu keinem Zeitpunkt beim Bau und Betrieb einer Windenergieanlagenteile in den 
Schutzstreifen einer Freileitung hineinragen dürfen. Bei einem geringen Abstand kann die von 
den Rotorblättern verursachte Windströmung die Leiterseile der Leitung in Schwingungen ver-
setzen und damit mechanische Schäden an den Seilen verursachen. Bis zu einem Abstand 
vom dreifachen des Rotordurchmessers zwischen äußerem Leiterseil der Freileitung und dem 
Mittelpunkt der WEA, ist der Bedarf von Schwingungsschutzmaßnahmen an der Freileitung zu 
prüfen. Diese Festlegungen der Deutschen Elektrotechnischen Kommission sind in die Best-
immungen der gültigen DIN EN 50341-2-4 eingeflossen. 

Darüber hinaus sei es zum Schutz der Freileitung notwendig, dass deren Systemkomponenten 
durch umherfliegende Festkörper, die von der WEA ausgehen können, nicht beschädigt wer-
den. Hierzu würden z. B. abgeworfenes Eis oder umherfliegende Teile einer durch Blitz zer-
störten WEA gehören. Aufwendungen für entsprechende Schutzmaßnahmen müssten nach 
dem Verursacherprinzip vom Betreiber der WEA übernommen werden. Sollten durch den Bau 
oder den Betrieb der Windenergieanlage Schäden an der Leitung entstehen, behält sich die 
Betreiberin Schadenersatzansprüche vor. Um eine Schädigung der Leiterseile durch Schwin-
gungen, die von der Nachlaufströmung der Windenergieanlage verursacht würden, zu vermei-
den, seien ggf. Schwingungsschutzmaßnahmen an den Leiterseilen der betreffenden Felder 
in erforderlichem Umfang auszuführen. Die Kosten würden dann von der späteren Antragstel-
lerin zu tragen seien. 

Des Weiteren ist darf hinzuweisen, dass die Betreiber der Fremd- und Fernleitungen anmer-
ken, dass etwaige Maßnahmen für einen Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft zu 
den späteren WEA, nicht in den dinglich gesicherten Schutzstreifen der Fern- und Fremdlei-
tungen aus Betreibersicht zustimmungsfähig sind. 

Artenschutzrechtliche Aspekte  

Bei der Planung und Genehmigung von konkreten Windenergieanlagen sind artenschutzrecht-
liche Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung insbesondere von § 45b (Betrieb von 
Windenergieanlagen an Land) im Rahmen einer Artenschutzprüfung zu betrachten. Nach § 44 
Abs. 5 BNatSchG sind ggf. erforderliche Vermeidungsmaßnahmen inklusive vorgezogener 
Ausgleichsmaßnahmen zu ergreifen. 

Da weitestgehend Waldbestände innerhalb der beabsichtigten Sondergebietsfläche betroffen 
sind, sind insbesondere folgende Aussagen des Leitfadens ("Umsetzung des Arten- und Ha-
bitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in NRW" 6/2023) 
relevant: „Wälder sind für eine Reihe von „windenergiesensiblen“ Vogel- und Fledermausarten 
unverzichtbarer Lebensraum. Windenergieanlagen im Wald können zu artenschutzrechtlich 
relevanten Konflikten mit diesen Arten führen. Die Errichtung von Windenergieanlagen kann 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten beeinträchtigen, ihr Betrieb kann Kollisionen und Barotrau-
mata auslösen, Scheuch- und Störwirkungen entfalten oder auch als Barriere in essenziellen 
Flugkorridoren wirken.  

Die im Wald zu errichtenden Windenergieanlagen werden eine Rotorhöhe im Höhenbereich 
von unter 100 m bis über 250 m aufweisen. In diesem Höhenbereich – weit über der Kronen-
schicht älterer Baumbestände – führen große Brutvogelarten wie Störche und Greifvögel ihre 
Revier-, Balz- und Thermikflüge sowie größere Streckenflüge aus. Auch Zugvögel nutzen 
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diesen Bereich. Es liegen Untersuchungen vor, dass Zugvögel von höheren Anlagen stärker 
betroffen sind als von niedrigeren. Hochfliegende Fledermausarten jagen teilweise in Höhen 
über 100 m. Auf dem Zug fliegen Fledermausarten regelmäßig in diesem Höhenbereich.  

In diesem Zusammenhang sind nach § 44 Abs. 5 BNatSchG und § 45b incl. Anlage 1 
BNatSchG gegebenenfalls erforderliche Vermeidungsmaßnahmen inklusive vorgezogener 
Ausgleichmaßnahmen zu ergreifen. Sofern diese Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen 
Funktion der vom Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten beitragen, sind 
Windenergieanlagen im Wald bezüglich der Artenschutzbelange genehmigungsfähig. Andern-
falls wäre ein Ausnahmeverfahren nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. Zu den windener-
giesensiblen Fledermausarten Nordrhein-Westfalens zählen bevorzugt Arten, die im freien 
Luftraum auch über Waldflächen jagen oder Zugverhalten zeigen (vgl. BMU (2010): 

 Großer Abendsegler 
 Kleiner Abendsegler  
 Rauhautfledermaus 
 Zweifarbfledermaus. 

Daneben kann als weitere Art zur Zugzeit noch die Breitflügelfledermaus betroffen sein (vgl. 
BMU 2010). Die folgenden Waldstandorte sollten einer besonderen Prüfung unterzogen wer-
den: 

 Ältere Laub(misch)wälder sowie ältere strukturreiche Kiefernwälder. Diese Wälder kön-
nen ein hohes Konfliktpotenzial darstellen, da hier regelmäßig windenergiesensible Ar-
ten vorkommen. 

 Freiflächen in Wäldern, auch temporäre wie z.B. Windwurfflächen, wenn sie in unmittel-
barer Nähe von alten Laubwäldern liegen. Diese Flächen locken windenergiesensible 
Arten wie Rotmilan oder Wespenbussard sowie die Wald-Fledermäuse an, da sie solche 
offenen Flächen bevorzugt zur Nahrungssuche nutzen. 

 Markante Lagen, die während des Vogel- und Fledermauszugs regelmäßig auch in Ro-
torhöhe der Windenergieanlagen überflogen werden, hier ist auf geeignete Abschalts-
zenarien hinzuwirken. 

 Große Flusstäler und Bereiche, in denen Wald und Gewässer aneinandergrenzen. 
Diese Standorte sind von großer Bedeutung für den Fledermauszug. 

Durch geeignete Abschaltszenarien in Kombination mit Batcordern (fest installierte Fleder-
mausdetektoren) lässt sich das Kollisionsrisiko für Fledermäuse wirkungsvoll reduzieren, wo-
bei sich der Ertrag der Windenergieanlagen lediglich um 0,3 - 0,8% reduziert (vgl. BMU 2010). 
Für die windenergieempfindlichen Fledermausarten gelten in NRW artspezifische jahreszeitli-
che Aktivitätsphasen. Innerhalb dieser Rahmenzeiten können konkrete Abschaltzeiten tages-
zeitlich weiter eingegrenzt werden. Die tageszeitlichen Aktivitätszeiten beschränken sich bei 
den Fledermausarten im Wesentlichen auf die Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang. 
Im Zuge der ersten artenschutzrechtlichen Einschätzung kann keine detaillierte Artenschutz-
prüfung für die beabsichtigte Sondergebietsfläche vorgenommen werden. Bei dem LANUV 
können als Hinweise für die Planung Planungsrelevante Arten abgefragt werden, sofern ent-
sprechende Informationen für die weiterzuverfolgenden Potenzialflächen vorliegen. Extern 
vorliegende örtliche aktuelle und bezogen auf die Avifauna umfangreiche Faunaerfassungen 
können einbezogen werden. 
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Schallimmissionen 

Die lmmissionsrichtwerte der TA Lärm sind zu beachten. Beim Betrieb von Windenergieanla-
gen treten Betriebsgeräusche des Getriebes, des Generators sowie der Rotorblätter auf, deren 
Größenordnung anlagen- und standortspezifisch ist. Im Rahmen einer Standortanalyse ist für 
jeden Windenergieanlagentyp in Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten i.d.R. eine 
Schallimmissionsprognose durchzuführen, bei der auch die Vorbelastung durch bereits ge-
nehmigte Anlagen sowie sonstige Fremdgeräusche zu berücksichtigen sind. Durch die Wind-
energieanlagen werden mechanische und aerodynamische Geräusche erzeugt. Ihre Intensität 
steigt vor allem mit der Geschwindigkeit der Rotorspitzen. Mit zunehmender Windgeschwin-
digkeit nehmen zwar die Anlagengeräusche bei starkem Wind zu, jedoch auch das Umge-
bungsrauschen, sodass die Anlagengeräusche bei starkem Wind überlagert werden. Die Prob-
leme mit den Schallemissionen entstehen daher vorwiegend bei mittleren Windgeschwindig-
keiten. Diese sind aber auch anlagenspezifisch bedingt. 

Die Schallimmissionsprognose ist nach Nr. A. 2 der TA Lärm durchzuführen. Für die Immissi-
onsprognose ist grundsätzlich der Schallleistungspegel zu verwenden, der gemäß Techni-
scher Richtlinie bei einer Windgeschwindigkeit von 10 m/s in 10 m Höhe über Boden, aber bei 
nicht mehr als 95 % der Nennleistung ermittelt wurde. Bei Nabenhöhen von über 50 m liegt 
die Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe dann bei etwa 12 bis 14 m/s, sodass bei den meisten 
Anlagen die Leistungsabgabe im Bereich der Nennleistung liegt. Als typische Schallleistungs-
pegel von Windenergieanlagen mit 2 MW/2,5 MW können bei 95 % Nennleistung Werte etwa 
zwischen 103 und von 107 dB (A) genannt werden. 

Die TA Lärm enthält folgende Immissionsrichtwerte: 

- Kerngebiete, Dorfgebiete und Mischgebiete/Außenbereich: tags 60 dB (A), 
nachts 45 dB (A) 

- allgemeine Wohngebiete / Kleinsiedlungsgebiete: tags 55 dB (A), nachts 
40 dB (A) 

- reine Wohngebiete: tags 50 dB (A), nachts 35 dB (A) 
- Krankenhäuser: tags 45 dB (A), nachts 35 dB (A).  

Bezogen auf Sondergebiete werden keine detaillierten Aussagen hinsichtlich Immissionsricht-
werte getroffen. Bei betroffenen Sondergebieten wäre der Einzelfall zu prüfen. Der grundsätz-
lichen Nutzbarkeit der Sondergebietsfläche wurde aus schalltechnischer Sicht durch die in der 
Flächenherleitung zugrunde gelegten weichen Tabukriterien (Abstände zu Wohnnutzungen) 
Rechnung getragen. Im Zuge des Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutz-
gesetz ist eine schalltechnische Untersuchung für die konkreten Windenergieanlagen vorzu-
legen. 

Infraschall 

Unter Infraschall wird Schall definiert, dessen Frequenz unterhalb von etwa 16 bis 20 Hz, je-
doch oberhalb der vom Wetter verursachten Luftdruckschwankungen liegt. Das menschliche 
Ohr ist für Infraschall nahezu unempfindlich. Messtechnisch kann nachgewiesen werden, dass 
Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber 
weit unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und werden damit als harmlos be-
urteilt. Der Nachweis von schädlichen Auswirkungen der Infraschallwellen von WEA die auch 
niederfrequent moduliert hörbaren Schall abgeben, ist bisher nicht gelungen.  

http://www.iwr.de/wind/raum/bilder/sto5_www.jpg
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Es gibt keinen wissenschaftlich gesicherten Hinweis darauf, dass von dem von Windenergie-
anlagen verursachten Infraschall, der unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des menschli-
chen Gehörs liegt, eine Gesundheitsgefahr ausgeht. In der Rechtsprechung ist anerkannt, 
dass die Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen und 
dass Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle keine schädliche Umwelteinwirkung 
darstellt. 

Schattenwurf 

Jede Windenergieanlage erzeugt bei Sonnenschein einen Schatten bzw. Reflektionen. Durch 
die Drehbewegungen der Rotoren entstehen bei Sonnenlicht Reflektionen (sogenannter 
„Disco-Effekt“) und im Schlagschatten der Windenergieanlage bewegte Licht- / Schattenwech-
sel. Die Schattenwürfe der Blätter können für die umliegenden Anwohner sehr unangenehm 
sein, wenn die Schlagschatten z.B. ständig auf ein Fenster treffen. Bei der rechtlichen Bewer-
tung der Auswirkungen durch Schattenwurf kann als Anhaltspunkt für die Zumutbarkeit dienen, 
dass Benutzer von Wohn- und Büroräumen an einem sonnigen Tag nicht länger als 30 Minu-
ten je Tag und nach der statistischen Wahrscheinlichkeit maximal 30 Stunden im Jahr durch 
Schattenwurf beeinträchtigt werden. Dabei ist aber auch die Schattenintensität, die mit zuneh-
mender Entfernung abnimmt, zu berücksichtigen. 

Die Belästigung tritt nach allgemeinen Literaturangaben aufgrund von Stillstand, Bewölkung 
und Windrichtung nur mit einer 20%igen Wahrscheinlichkeit im möglichen Zeitraum auf. Auf-
grund der angesetzten weichen Tabuflächen ist jedoch das geschilderte Phänomen bei der 
Abstandswahl im Rahmen der Herleitung des Sondergebietes für die 56. Flächennutzungs-
planänderung berücksichtigt. Die möglichen Schattenwürfe können mit der Sonnenverlaufs-
bahn, der Nabenhöhe und dem Rotordurchmesser im Zuge einer konkreten Anlagenplanung 
bzw. des Genehmigungsverfahrens berechnet werden. Die Einhaltung der zulässigen Be-
schattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen der Genehmigungsebene nach Bun-
desimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

Disco-Effekt 

Der Disco-Effekt, das heißt die Reflexion des Sonnenlichts an den Rotoroberflächen kann 
durch die Verwendung von reflexionshemmenden Deckschichten (Lacke) vermieden werden. 
Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Rege-
lung des Windenergie-Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird.  

Demnach wird davon ausgegangen, dass eine maximal mögliche Einwirkungsdauer am jewei-
ligen Immissionsort von bis zu 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht erheblich belästigend ist. Die 
astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro Kalenderjahr ent-
spricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden pro Jahr. Ist dieser Wert erreicht, 
sind die maßgebenden Windenergieanlagen bei Sonnenschein über eine Abschaltautomatik 
abzuschalten.  

Eiswurf 

Zur Gefahrenabwehr durch Eiswurf sind Abstände von Windenergieanlagen zu Verkehrswe-
gen, Erholungseinrichtungen und Gebäuden einzuhalten oder funktionssichere technische 
Einrichtungen zur Gefahrenabwehr (z.B. automatische Außerbetriebnahme / Rotorblatthei-
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zung) erforderlich. Eisschlag tritt nur bei besonderen extremen Wetterverhältnissen auf. Eine 
Gefährdung für Menschen und Güter ist dann allenfalls im direkten Umfeld des Turmes zu 
erwarten. Durch ein Betriebsführungs- und ein Sicherheitssystem kann dieses Gefährdungs-
potenzial auf ein Minimum reduziert werden. Im Ergebnis sind die Gefährdungsprobleme durch 
Eisschlag lösbar. Grundsätzlich ist eine Einzelfallbetrachtung notwendig, da ein pauschaler 
Abstand ist nicht zweckmäßig ist. Konkrete Aussagen sind im nachfolgenden bundesimmissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zu treffen. 

3.2 Ergebnis der Herleitung für das Sondergebiet Windenergie Steinberge  
zur 56. FNP-Änderung  

Unter zu Grunde Legung der oben aufgeführten und aus dem bisherigen gesamträumlichen 
Konzept übertragenen sowie überprüften Tabukriterien sowie den veränderten planerischen 
Vorgaben (hier insbesondere Regionalplan Ruhr, RVR, i.d.B.d.G.v. 28.02.2024) ergibt sich in 
Bezug auf die Herleitung der Fläche für das Sondergebiet „Windenergie Steinberge“ im We-
sentlichen eine Bestätigung der seinerzeitigen Flächenermittlung der Potentialfläche P02 
(ehem. W02). Die aktuelle Flächengröße ermittelt sich mit ca. 145,7 ha (bisher ca. 119,7 ha). 

Von den in Teilen erheblichen Änderungen der zeichnerischen Festlegungen des Regional-
planes Ruhr (2024) zum bisherigen Gebietsentwicklungsplan (GEP99) im Gemeindegebiet der 
Gemeinde Hünxe sind die Zielflächen des Sondergebietes nicht berührt. Neben der Festle-
gung „Wald“ und „Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung“ sind keine zu-
sätzlichen zeichnerischen Festlegungen getroffen worden. 

   

Abb. 10 Ergebnis für den Geltungsbereich „Sondergebiet Windenergie Steinberge“, o.M.  
(empfohlene Umgrenzung für den Geltungsbereich; Quelle: Gemeinde Hünxe) 
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Für die Herleitung der Sondergebietsfläche ist in den Kartendarstellungen in Anlage 1 der 
Ausgangsstand von Natur und Landschaft abgebildet, in Anlage 2 der Bestand zur Raumstruk-
tur und zur Raumnutzung. In Anlage 3 werden in einem ersten Analyseschritt die Ergebnisse 
der Anwendung der harten Tabuflächen dargestellt und in Anlage 4 in einem darauffolgenden 
zweiten Analyseschritt die Ergebnisse der Überlagerung von harten und weichen Tabuflächen. 

Die Kartendarstellung in Anlage 5 zeigt die Ergebnisse des dritten Analyseschrittes auf, in dem 
die Visualisierung der Abwägung der wesentlichen konkurrierenden Belange erfolgt. Die sich 
aus dieser Abwägung ergebenden grundsätzlich nicht bebaubaren Einzelflächen (da z.B. ge-
setzlich geschütztes Biotop; Naturdenkmal, höherwertige Biotopflächen, Laubwald, Boden-
denkmal, etc.) werden gesondert dargestellt und im Rahmen der Darlegung der Inhalte der 
Planung (Kap. 3) aufgezeigt. 

Letztlich ergibt sich nach Anwendung aller oben aufgeführten Kriterien und im Weiteren vor-
genommenen Abwägungen zu den konkurrierenden Belangen eine Abgrenzung einer verblei-
benden Fläche für das Sondergebiet „Windenergie Steinberge“, die für die Windenergie eine 
grundsätzliche Eignung aufweist und der keine überwiegenden konkurrierenden Belange ent-
gegenstehen. Diese Fläche soll die in der 56. Änderung des Flächennutzungsplans – Ände-
rung des sachlichen Teilflächennutzungsplans Windenergie - als Sondergebiet Windenergie 
Steinberge dargestellt werden.  
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4. SONDERGEBIET „WINDENERGIE STEINBERGE“ UND INHALTE DER PLANUNG 

4.1 Lage des Geltungsbereiches der 56. FNP-Änderung 

Das Sondergebiet SO „Windenergie Steinberge“ befindet sich in im nordwestlichen Teilbereich 
des Gemeindegebietes der Gemeinde Hünxe, ca. 3 km nördlich der Ortslage Drevenack. Der 
Geltungsbereich umfasst im Wesentlichen Waldflächen des Forstreviers Steinberge, welches 
sich zwischen dem Postweg im Osten, der Alte Raesfelder Straße und der parallel führenden 
Stromfreileitung im Nordwesten sowie der Straße Esseltweg im Südwesten befindet. 

Das Sondergebiet „Windenergie Steinberge“ umfasst in seinem Geltungsbereich eine Fläche 
von 145,7 ha.  

 
Abb. 11 Übersichtskarte zur Lage des SO „Windenergie Steinberge“  

(56. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe; Quelle: Gemeinde Hünxe) 

4.2 Charakteristik des Plangebiets und seiner Umgebung  

Das geplante Sondergebiet SO „Windenergie Steinberge“ befindet sich nahezu ausschließlich 
innerhalb von forstwirtschaftlich genutzten, nadelwalddominierten Flächen. Einige wenige 
kleinteilige landwirtschaftliche Flächen sind hier eingestreut. Eine waldfrei zu haltende und als 
Grünland genutzte Schneise, welche den nordwestlichen Waldkomplex von Südwest nach 
Nordost auf Grund einer Stromfreileitung durchfährt, trennt den nordwestlichen Waldbereich 
ab. Der lokale Waldkomplex „Steinberge / Schwarze Heide“ wird von einer ruralen Kulturland-
schaft allseitig umgeben, welche durch ihre mitunter kleinteiligen landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen und einer in der Regel hohen Strukturierung durch verschiedene Landschaftselemente 
charakterisiert ist.  
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Hierin befinden sich verstreut verschiedene Hoflagen und Wohngebäude sowie vereinzelt Flä-
chen von gewerblich tätigen Einzelbetrieben. Die lokalen Nutzungen haben eine eher exten-
sive Prägung. Gewerbliche oder industrielle Nutzungen sind im näheren Plangebiet nicht ge-
geben. 

Östlich der Waldflächen und in ca. 180 m – 350 m Abstand zum Sondergebiet verläuft Nord-
Süd-gerichtet die Landesstraße L1 (Postweg). Nordwestlich verläuft die „Alte Raesfelder 
Straße“ in ca. 110 m – 200 m Abstand. Die dort parallel führende Stromfreileitung (Übertra-
gungsnetz 380 kV) grenzt mit ihrem Schutzstreifen unmittelbar an den Geltungsbereich des 
SO an. Im Südwesten verläuft die Straße Esseltweg und daran anschließend in ca. 0,85 km – 
1,35 km Entfernung zum Geltungsbereich die Bundesautobahn BAB A3. 

 

Abb. 12  Übersicht (Luftbild) Sondergebiet SO „Windenergie Steinberge“, o.M.  
(beabsichtigter Geltungsbereich: rot-farbene Strichellinie; Quelle: tim.online.de) 

4.3 Inhalte der Planung  

Im Geltungsbereich der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes und dem Sondergebiet 
„Windenergie Steinberge“ sollen die bisherigen Darstellungen des Flächennutzungsplans er-
halten bleiben und durch die Darstellung „Sondergebiet Windenergie Steinberge“ gemäß § 11 
Abs. 2 BauGB überlagert werden. 

Die Darstellungen im Geltungsbereich werden gem. § 5 (2) BauGB getroffen. Als Art der bau-
lichen Nutzung gemäß § 5 (2) 1 BauGB, § 1 und gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO wird „Sonder-
gebiet Windenergie Steinberge" („SO WS“)“ für den gesamten Geltungsbereich dargestellt. 
Die Darstellung „Flächen für Wald“ (nach § 5 (2) 9 b und (4) BauGB) werden weiterhin für den 
gesamten Geltungsbereich dargestellt. 
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Durch die begrenzende Wahl der Art der baulichen Nutzung als Nutzung für die Windenergie 
sind alle anderweitigen Nutzungen - außer der im FNP weiterhin unterlagerte Darstellung „Flä-
chen für Wald“ – ausgeschlossen. Damit wird hinreichend das Gebot, die notwendige städte-
bauliche Entwicklung und Ordnung mittels Bauleitplan herzustellen, erfüllt. Die Aufstellung ei-
nes darüberhinausgehenden verbindlichen Bauleitplanes wird seitens der Gemeinde Hünxe 
nicht erfolgen, da auf Grund der Art der zulässigen Nutzungen („Windenergie“) innerhalb des 
Geltungsbereiches keine zusätzlichen räumlichen oder inhaltlichen Steuerungsmöglichkeiten 
(hier: Festsetzungen) gegeben wären, die rechtssicher einen Zugewinn im Sinne der herzu-
stellenden städtebaulichen Ordnung oder der Umweltbelange im Sinne des BNatSchG 
(BauGB § 1a Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz) darstellen könnten. 

Für forstrechtlich der Windenergie nicht zugängliche Laubwaldflächen innerhalb des Geltungs-
bereiches des Sondergebietes gilt, dass eine unmittelbare Inanspruchnahme in Form einer 
Überbauung durch den Mast oder das Fundament und die dauerhaften Kranaufstellflächen 
der Windenergieanlagen nicht zulässig ist (vgl. auch LEP NRW Ziel 10.2-6 - Laubwaldschutz). 
Das Überstreichen derartiger Flächen (Laubwaldflächen) durch die Rotorblätter der Windener-
gieanlagen ist jedoch möglich, da diese Bereiche dadurch weder unmittelbar in Anspruch ge-
nommen werden, noch deren Waldfunktionen erheblich beeinträchtigt werden.  

Für bodendenkmalpflegerisch der Windenergie nicht zugängliche Festsetzungsflächen inner-
halb des Geltungsbereiches des Sondergebietes gilt, dass eine unmittelbare Inanspruch-
nahme in Form einer Überbauung durch den Mast oder das Fundament der Windenergiean-
lagen nicht zulässig ist. Das Überstreichen derartiger Flächen (Bodendenkmale) durch die Ro-
torblätter der Windenergieanlagen ist jedoch möglich, da diese Bereiche dadurch weder un-
mittelbar in Anspruch genommen werden noch deren Funktion berührt sind.  

  

Abb. 13 Nicht dauerhaft überbaubare Flächen innerhalb des Geltungsbereiches  
„Sondergebiet SO Windenergie Steinberge“ (Quelle: Gemeinde Hünxe/tim.online.de) 
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Für die nach Beurteilung der Unteren Naturschutzbehörde höherwertigen Biotopteilflächen der 
(potentiellen und faktischen) Magerrasenstandorte, Heidereste, Teichflächen und lokalen 
Feuchtbereiche der Windenergie nicht zugängliche Teilflächen innerhalb des Geltungsberei-
ches des Sondergebietes gilt, dass eine unmittelbare Inanspruchnahme in Form einer Über-
bauung durch den Mast oder das Fundament der Windenergieanlagen nicht zulässig ist. Eine 
Genehmigung der Inanspruchnahme würde im nachgelagerten Genehmigungsverfahren nicht 
erfolgen. Das Überstreichen derartiger Flächen (landschaftsökologisch höherwertige Teilflä-
chen) durch die Rotorblätter der Windenergieanlagen ist jedoch möglich, da diese Bereiche 
dadurch weder unmittelbar in Anspruch genommen noch deren Funktionen berührt sind. 

Die forstrechtlichen, bodendenkmalpflegerischen oder landschaftsökologisch hochwertigen 
Bereiche, für die eine unmittelbare Überbauung durch den Windenergieanlagenturm oder des-
sen -fundament sowie durch die dauerhafte Kranaufstellfläche nicht zulässig ist bzw. zu er-
warten wäre, sind in der „Beikarte“ Anlage 8 („Darstellung der durch Windenergieanlagen nicht 
direkt überbaubare Flächen“ / vgl. nachstehende Abbildung) für das Sondergebiet räumlich 
abgegrenzt. Die Herleitung des Geltungsbereiches und der nicht dauerhaft (direkt) überbau-
baren Flächen ist in der obenstehenden Begründung in Kap. 3 und den zugehörigen Karten 
(Anlagen 1 – 7) sowie im gesonderten Umweltbericht detailliert dargelegt. 

 
Abb. 14 Zeichnerische Darstellung zur 56. FNP-Änderung „SO Windenergie  

Steinberge“ (Sonderbaufläche; o.M; Quelle: Gemeinde Hünxe) 

Die oben dargelegten Flächen, die in der Beikarte 8 als „Laubwald“, „Teiche; Feuchtflächen“ 
und „Pot. Magerasen; Heiden“ gekennzeichnet und abgegrenzt sind und die eine Ausschluss-
wirkung in Bezug auf die direkte Bebauung durch eine WEA (für Mast, Fundament und dauer-
hafte Kranaufstellfläche) auslösen, werden als „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
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Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 5 (2) 10 BauGB dar-
gestellt. Die Darstellung erfolgt überlagernd zur Darstellung „Flächen für Wald“ und als Um-
grenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft. 
Mit der Darstellung der ermittelten wertgebenden Wald- und höherwertigen Biotopflächen als 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft wird den Maßgaben der Entwicklungsziele und insbesondere den differenzierten 
Schutzzwecken des Landschaftsschutzgebietes L3 „Forstrevier Steinberge“ Rechnung getra-
gen. Mit dieser expliziten Darstellung wird dem gemeindlichen Willen Ausdruck verliehen, die 
mit der Darstellung als „SO Windenergie Steinberge“ zulässigen Windenergieanlagen und 
Standorte in Teilbereiche mit geringerer naturschutzfachlicher und landschaftsökologsicher 
Bedeutung des Geltungsbereiches zu steuern und die dort für Natur und Landschaft gem. 
BNatSchG wertgebenden Elemente und Strukturen zu schützen, zu erhalten und weiterzuent-
wickeln. 

Als „Nachrichtliche Übernahme“ wird im Geltungsbereich gemäß § 5 (4) und (4a) BauGB die 
aktuelle, festgesetzte Umgrenzung der Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen „Schutz-
gebiet für Grund- und Quellwassergewinnung“ (hier: Grenze Wasserschutzgebiet WSG „Haus 
Aap“) in Verbindung mit § 5 (2) 7 und (4) BauGB (Wasserflächen und Flächen für die Wasser-
wirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses) dargestellt. 

Die Darstellungen werden getroffen, um (wie im Kap. 1 beschrieben) der erheblichen Nach-
frage und des Bedarfs von geeigneten und genehmigungsfähigen Standorten für die Errich-
tung und den Betrieb von Windenregieanlagen sowie den erneut geänderten gesetzlichen 
Rahmenbedingungen und dem überragenden Interesse für die Windenergie im Sinne von § 2 
EEG 2023 gerecht zu werden. Die Gemeinde Hünxe beabsichtigt deshalb mit dem Sonderge-
biet „Windenergie Steinberge“ die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung 
der Windenergie im Gemeindegebiet über die in der 45. FNP-Änderung der Gemeinde Hünxe 
dargestellten drei Konzentrationszonen für die Windenergie hinaus zu schaffen. Die rechts-
wirksamen Darstellungen der 45. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Hünxe 
(Darstellung von drei Konzentrationszonen mit Ausschlusswirkung für die Windenergie) blei-
ben hiervon unberührt. 

Die beabsichtigte Darstellung des „Sondergebietes Windenergie Steinberge“ wahrt die Grund-
züge der Planung, die der 45. FNP-Änderung zu Grunde gelegt waren. Für die Herleitung des 
Geltungsbereiches (vgl. Kap. 1.4) wurde die grundsätzlich gleiche Vorgehensweise zur Ermitt-
lung möglicher Flächen für die Windenergie angewendet, wenngleich die Kriterien zur Fest-
stellung der Eignung auf die aktuelle Rechtslage und den Stand der Technik („Moderne, leis-
tungsstarke WEA“) angepasst wurden. Dadurch wird weiterhin die Planung im Sinne eines 
schlüssigen gemeindlichen Gesamtkonzeptes aufrechterhalten. 

Mit der 45. FNP-Änderung 2016 wurden auf einer Fläche von ca. 124,4 ha drei Konzentrati-
onszonen für die Windenergie im Gemeindegebiet der Gemeinde Hünxe dargestellt. Die mit 
der 45. FNP-Änderung dazu ermittelte Fläche, die nach Anwendung der harten Kriterien fest-
stellbar war, belief sich auf ca. 2.561 ha. Im Rahmen der Prüfung dieser Flächen auf tatsäch-
liche Eignung für die Windenergie wurden zunächst 17 Potentialflächen (P 01 bis P 17) fest-
gestellt. Von denen wurden 14 Flächen (Bezeichnung „Steckbrief W01, W02, W07, W08; W10-
W14, W16, W18, W19a, W19b) näher in Bezug auf die konkurrierenden Belange untersucht 
und bewertet. Von diesen Flächen wurde bei 11 Flächen u.a. dem Belang „Landschaftsschutz“ 
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(Landschaftsschutzgebiet) ein höheres Gewicht beigemessen als der Nutzung der Windener-
gie. Der Belang „Landschaftsschutz“ ist mittlerweile auf Grund des überragenden öffentlichen 
Interesses an den erneuerbaren Energien in der Gewichtung hinter die Belange der Windener-
gie zurückgetreten. Insofern wäre aus aktueller Sicht eine Ausweisung der seinerzeit vernein-
ten Flächenbereiche für die Windenergie denkbar. Auch für diese könnte – sofern nach allen 
Abwägungen belastbar - eine gesonderte Darstellung im Rahmen einer Isolierten Positivpla-
nung gemäß § 249 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vorstellbar sein. Um dieses zu klären bzw. 
begründen, wurden für die 56. FNP-Änderung alle seinerzeitig nach Abwägung der konkurrie-
renden Belange nicht weiterverfolgten Potentialflächen erneut überprüft und die aktualisierten 
harten und weichen Kriterien erneut angewendet. Die Klärung bzw. Begründung legt maßgeb-
lich das zusätzliche Begründungserfordernis dar, welches für die Wahrung der Grundzüge der 
bisherigen Planung ist nach § 245e Abs. 1 BauGB erforderlich ist. 

Unter zu Grunde Legung der oben im Kap. 1.4 aufgeführten und aus dem bisherigen gesamt-
räumlichen Konzept übertragenen sowie überprüften Tabukriterien und den veränderten pla-
nerischen Vorgaben (hier insbesondere: Regionalplan Ruhr, RVR, i.d.F.v. 28.02.2024) erge-
ben sich diverse Bestätigungen der bisherigen Potentialflächen. Für einen Großteil ist festzu-
stellen, dass die Bereiche für die Windenergie nicht mehr zulässig sind, da diese mit Darstel-
lungen (zeichnerische Festlegungen) des Regionalplanes konfligieren. Insbesondere die ak-
tuellen Festlegungen zu den Bereichen zum Schutz der Natur (BSN) führen zu deutlich ande-
rem (geringerem) Potential- bzw. Eignungsflächen. 

Im Einzelergebnis lassen sich nach Anwendung der harten und weichen Tabukriterien die ak-
tuellen Ergebnisse im Vergleich zu den bisherigen, aus dem räumlichen Gesamtkonzept er-
mittelten Potentialflächen wie folgt beschreiben. Die räumliche Lage der nachfolgend aufge-
führten Flächen ist in Anhang 2 (Übersicht der Flächen für die Neubewertung (2025) der Po-
tentialflächen für die Windenergie, Blatt Nord / Blatt Süd; M = 1:15.000) zu entnehmen 

Potentialfläche ehem. P 01 (Steckbrief W 01): kein aktuelles Potential 
Flächenzuschnitt wird bestätigt, jedoch auf Grund des ungünstigen Flächenzuschnit-
tes keine Eignung für mind. 3 Referenzanlagen innerhalb der Flächen und der Maß-
gabe „Rotor-in“ gemäß Kriterienansatz 

Potentialfläche ehem. P 02 (Steckbrief W 02): Potential bestätigt (ca. 145,7 ha) 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept ein analoger Flächenzuschnitt 

Potentialfläche ehem. P 03 (Steckbrief W 07): Potential bestätigt (ca. 38,2 ha) 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept ein analoger Flächenzuschnitt 

Potentialfläche ehem. P 04 (Steckbrief W 08): Potential bestätigt (ca. 19,0 ha) 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept ein analoger Flächenzuschnitt 

Potentialfläche ehem. P 05 (Steckbrief W 10): kein aktuelles Potential 
Die zeichnerischen Festlegungen des aktuellen Regionalplanes weisen im Bereich 
der Tester Berge größerflächig Bereiche zum Schutz der Natur (BSN) aus; eine den 
Kriterien entsprechende geeignete Potentialfläche ergibt sich nicht mehr 
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Potentialfläche ehem. P 06 (Steckbrief W 16): Konzentrationszone Gemeinde Hünxe  
Bestehende, rechtswirksame Konzentrationszone der Gemeinde Hünxe gem.  
45. Änderung des FNP 

Potentialfläche ehem. P 07 (Steckbrief W 19a): Konzentrationszone Gemeinde Hünxe  
Bestehende, rechtswirksame Konzentrationszone der Gemeinde Hünxe gem.  
45. Änderung des FNP 

Potentialfläche ehem. P 08 (Steckbrief W 18): Konzentrationszone Gemeinde Hünxe  
Bestehende, rechtswirksame Konzentrationszone der Gemeinde Hünxe gem.  
45. Änderung des FNP 

Potentialfläche ehem. P 09 (Steckbrief W 19b):  kein aktuelles Potential 
Die zeichnerischen Festlegungen des aktuellen Regionalplanes weisen größerflächig 
Bereiche zum Schutz der Natur (BSN) aus; eine den Kriterien entsprechende geeig-
nete Potentialfläche (auch mehrkernig) ergibt sich nicht mehr 

Potentialfläche ehem. P 10 (Steckbrief W 12): kein aktuelles Potential 
Die zeichnerischen Festlegungen des aktuellen Regionalplanes weisen in diesem 
Bereich Flächen für Gewinnung von Steinen / Erden und Flächen für Deponien aus; 
eine den Kriterien entsprechende geeignete Potentialfläche ergibt sich nicht mehr. 

Potentialfläche ehem. P 11: Potential nur in Teilfläche gegeben 
Die zeichnerischen Festlegungen des aktuellen Regionalplanes weisen in diesem 
Bereich Teilflächen für Gewinnung von Steinen und Erden sowie Flächen für Depo-
nien aus; es ergibt sich eine verkleinerte Potentialfläche mit anderem Flächenzu-
schnitt in den östlichen Teilflächen. 

Potentialfläche ehem. P 12: Potential bestätigt 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept ein analoger Flächenzuschnitt 

Potentialfläche ehem. P 13: Potential bestätigt 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept ein analoger Flächenzuschnitt 

Potentialfläche ehem. P 14: Potential bestätigt 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept ein analoger Flächenzuschnitt 

Potentialfläche ehem. P 15 (Steckbrief W 13):  Potential bestätigt, Fläche erweitert (131,8 ha) 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept zum einen der bisherige Flächenzuschnitt und 
zuzüglich im Südosten eine Flächenerweiterung, da die zeichnerischen Festlegungen 
des aktuellen Regionalplanes den Bereich zum Schutz der Natur (BSN) in geringe-
rem Flächenumfang darstellen. 
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Potentialfläche ehem. P 16 (Steckbrief W 14): Potential bestätigt (15,1 ha) 
Es ergibt sich zum bisherigen Konzept zum einen der bisherige Flächenzuschnitt und 
zuzüglich im Südosten eine Flächenerweiterung, da die zeichnerischen Festlegungen 
des aktuellen Regionalplanes den Bereich zum Schutz der Natur (BSN) in geringe-
rem Flächenumfang darstellen. 

Potentialfläche ehem. P 17:   kein aktuelles Potential 
Die zeichnerischen Festlegungen des aktuellen Regionalplanes weisen größerflächig 
Bereiche zum Schutz der Natur (BSN) aus; eine den Kriterien entsprechende geeig-
nete Potentialfläche ergibt sich nicht mehr. 

Die oben dargestellten neun Flächenbereiche, für die ein Potential als Flächen für die Wind-
energie weiterhin bestätigt wird, sind hinsichtlich der tatsächlich zu erwartenden Vollzugfähig-
keit in Bezug auf die konkurrierenden Belange erneut abzuprüfen. In einem weiteren Prüfschritt 
werden - analog zum bisherigen gesamträumlichen Konzept - die verbliebenen Bereiche da-
hingehend analysiert, ob erkennbare konkurrierende Belange ein so hohes Gewicht haben 
werden, dass eine hinreichende Vollzugsfähigkeit innerhalb der vorgeschlagenen Darstel-
lungs- bzw. Festlegungsflächen nicht gegeben erscheint. 

In den Bereich der ermittelten bzw. überprüften Potentialbereichen führen die verschiedenen 
konkurrierenden Belange in punktuellen oder in kleineren Teilflächen zu Einzelkonflikten oder 
einem Teilflächenausschluss. Die zusätzlichen „Restriktions- oder auch Ausschlussflächen“ 
sind bei der Planung zu berücksichtigen. Zu diesen konkurrierenden Belangen zählen maß-
geblich Bau- und Bodendenkmäler, Leitungsgebundene Infrastruktur, Altlastenflächen bzw. 
Altlastenverdachtsflächen, sowie geschützte Landschaftsbestandteile, Naturdenkmale und ge-
setzlich geschützte Biotope. 

In den verbliebenen neun Flächen sind bezüglich dieser Belange Betroffenheit in unterschied-
licher Ausprägung erkennbar. Unter Maßgabe des aktuellen Kenntnisstandes und nach erneu-
ter Überprüfung der Flächen hinsichtlich dieser Belange darf festgehalten werden, dass der 
jeweilige oben aufgeführte Belang – sofern er in der Potentialfläche einschlägig ist - die Poten-
tialflächen flächenhaft nicht in der Form beeinträchtigt bzw. bezüglich der Bebaubarkeit ein-
schränkt, dass eine hinreichende Vollzugsfähigkeit nicht mehr erkennbar wäre.  

Für den Belang „Freizeit und Erholung“, den Belang „Naturpark“ und „militärische Belange“ 
sind keine, zum bisherigen gesamträumlichen Konzept abweichende Feststellungen gegeben. 
Die Belange schränken die ermittelten Flächen (als Potentialfläche) nicht oder nicht grund-
sätzlich ein. Eine grundsätzlich negative Wirkung der Belange auf die Eignung als Windener-
giebereich in den Potentialflächen ist nicht erkennbar. 
Die flächenrelevant konkurrierenden Belange – und für den aktuellen Prüfschritt wesentlichen 
– können wie folgt zusammengefasst werden: 

Forstrechtliche Belange / Wald  

Artenschutzrechtliche Belange (hier u.a. BNatSchG § 45b) 

Belange durch Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Landschaftsschutzgebiete, Biotopkatasterflächen 
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Nachstehend werden die oben mit „Potential bestätigt“ gekennzeichneten Flächenbereiche 
hinsichtlich dieser vier Belange nochmals näher abgeprüft und die Eignung als Fläche für eine 
mögliche Festlegung als Windenergiebereich bewertet.  

Überprüfung Potentialfläche P02 (ehem. Steckbrief W02) 

Bei der Potentialfläche P02 (W02) handelt es sich um die aktuelle Vorhabenfläche der 56. 
FNP-Änderung (Geltungsbereich). Nähere Ausführungen zur Eignung sind hier evident (Dar-
legungen siehe oben). 

Überprüfung Potentialfläche P03 (ehem. Steckbrief W07) 

Forstrechtliche Belange 

An der bisherigen grundsätzlichen Bewertung der Waldflächen innerhalb der Potentialzone 
hat sich zu den Einschätzungen im gesamträumlichen Konzept keine wesentliche Verschie-
bung ergeben. Die Flächen sind mit etwas weniger als die Hälfte mit Misch- oder Laubwald 
bestanden. Bei den übrigen Flächen handelt es sich um Nadelwaldbestände. Flächen mit 
Misch- oder Laubwaldbeständen sollen aufgrund ihrer hohen naturschutzfachlichen Bedeu-
tung nicht für die Windenergienutzung zur Verfügung stehen. Aufgrund des ausreichenden 
Anteils an Nicht-Laubwaldflächen steht der Belang Forst / Wald der Windenergie in diesem 
Flächenbereich weiterhin nicht grundsätzlich entgegen. 

Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche keine unmittelbaren Hinweise (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b) vor. 
Konflikte durch konkurrierende Belange mit WEA-sensiblen Tierarten, die nicht durch Maß-
nahmen lösbar wären, sind mit derzeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. Insofern darf an-
genommen werden, dass Artenschutzrechtliche Belange der Windenergie in diesem Flä-
chenbereich nicht grundsätzlich entgegenstehen. 

Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt mit über 2,5 km in erheblicher Distanz zum nächstgelegenen FFH-
Gebiet bzw. Vogelschutzgebiet (VSG). Der Belang „NATURA-2000-Gebiete“ ist nicht bzw. 
nicht negativ berührt. 

Landschaftsschutz / Biotopverbundfläche 

Die Fläche befindet sich mitten im Landschaftsschutzgebiet und macht etwas mehr als 3 % 
der Gesamtfläche aus. Hinsichtlich der Schutzziele Erhaltung und Wiederherstellung werden 
vor allem Wald- und Ackerflächen beeinträchtigt. Grünlandflächen werden nur geringfügig in 
Anspruch genommen. Mit Ausnahme der Südspitze liegt nahezu die gesamte Fläche inner-
halb einer Biotopverbundfläche mit herausragender Bedeutung (VB-D-4306-002 Wald-Grün-
land-Komplex zwischen Tester Berge und Kaninchenberge). Das LSG wird zur siedlungsna-
hen Erholung genutzt. Das Bodendenkmal „Landwehr“ befindet sich im östlichen Teil der 
Fläche. 

Ein wesentliches Entwicklungsziel, der Erhalt der naturnah bestockten Waldflächen, wird 
durch die Windenergienutzung nicht beeinträchtigt, da es sich dabei um Ausschlussflächen 
für die Windenergie handelt. Es erfolgt auch kein Eingriff in die Fließgewässersysteme oder 
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die Landwehr. Die Windenergienutzung steht auch nicht im Widerspruch zum Erhalt, zur 
Pflege und zur Ergänzung von gliedernden und biotopvernetzenden Landschaftselementen. 
Die Erschließung der Fläche für die Errichtung von Windenergieanlagen ist über den Voerder 
Weg gegeben, sodass nur in geringem Maße Erschließungswege angelegt werden müssten. 

Abwägungsergebnis für die Fläche P03 (W07): 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend ist kein Belang flächenhaft für die Potentialfläche er-
kennbar, dem an dieser Stelle ein höheres Gewicht beigemessen werden müsste als der Nut-
zung für die Windenergie.  

Im Rahmen des Beteiligungsverfahren zur 1. Änderung des Regionalplan Ruhr („Windener-
gie“) hatte die Gemeinde Hünxe dem Regionalplanungsträger (RVR) im März 2025 mitgeteilt, 
dass seitens der Gemeinde der Vorschlag für eine mögliche Festlegung des Bereiches „Fläche 
P03“ als Windenergiebereich im Regionalplan als vollzugsfähig einzustufen sei. 

Überprüfung Potentialfläche P04 (ehem. Steckbrief W08) 

Forstrechtliche Belange 

Die Potentialfläche ist zu 15 % mit Misch- oder Laubwald bestanden. Bei den übrigen Flä-
chen handelt es sich um Offenlandflächen. Flächen mit Misch- oder Laubwaldbeständen 
sollen aufgrund ihrer hohen naturschutzfachlichen Bedeutung nicht für die Windenergienut-
zung zur Verfügung stehen. Aufgrund des sehr hinreichenden Anteils der Offenlandflächen 
und der Möglichkeit, die Waldflächen durch den Rotor überstreichen zu lassen, steht der 
Belang Forst/Wald dem Vorschlag einer Festlegung als Windenergiebereich nicht entgegen. 

Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche keine unmittelbaren Hinweise (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b) vor. 
Konflikte durch konkurrierende Belange mit WEA-sensiblen Tierarten, die nicht durch Maß-
nahmen lösbar wären, sind mit derzeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. Insofern darf an-
genommen werden, dass Artenschutzrechtliche Belange der Windenergie in diesem Flä-
chenbereich nicht grundsätzlich entgegenstehen. 

Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt mit über 1,5 km Distanz westlich zum nächstgelegenen FFH-Gebiet 
bzw. Vogelschutzgebiet (VSG). Der Belang „NATURA-2000-Gebiete“ ist nicht bzw. nicht ne-
gativ berührt. 

Landschaftsschutz 

Die Fläche befindet sich mitten im Landschaftsschutzgebiet und macht weniger als 2 % der 
Gesamtfläche aus. Hinsichtlich der Schutzziele Erhaltung und Wiederherstellung der glie-
dernden Elemente im Landschaftsraum werden vor allem Acker- und zu einem kleineren Teil 
Grünlandflächen beeinträchtigt. Ein Teil der Nordhälfte der Fläche liegt innerhalb einer Bio-
topverbundfläche mit herausragender Bedeutung (VB-D-4306-002 Wald-Grünland-Komplex 
zwischen Tester Berge und Kaninchenberge). Dieser Bereich bildet den Verbindungskorridor 
zwischen dem NSG Kaninchenberge und dem Bereich Testerberge. Ein wesentliches Ent-
wicklungsziel, der Erhalt der naturnah bestockten Waldflächen, wird durch die Windenergie-
nutzung nicht beeinträchtigt, da es sich dabei um Ausschlussflächen für die Windenergie 
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handelt. Es erfolgt auch kein Eingriff in die Fließgewässersysteme. Die Windenergienutzung 
steht auch nicht im Widerspruch zum Erhalt, zur Pflege und zur Ergänzung von gliedernden 
und biotopvernetzenden Landschaftselementen. 

Abwägungsergebnis für die Fläche P03 (W07): 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend ist kein Belang flächenhaft für die Potentialfläche er-
kennbar, dem an dieser Stelle ein höheres Gewicht beigemessen werden müsste als der Nut-
zung für die Windenergie.  

Im Rahmen des Beteiligungsverfahren zur 1. Änderung des Regionalplan Ruhr („Windener-
gie“) hatte die Gemeinde Hünxe dem Regionalplanungsträger (RVR) im März 2025 mitgeteilt, 
dass seitens der Gemeinde der Vorschlag für eine mögliche Festlegung des Bereiches „Fläche 
P03“ als Windenergiebereich im Regionalplan als vollzugsfähig einzustufen sei. 

Überprüfung Potentialfläche P11  

Forstrechtliche Belange 

Die gesamte Potentialfläche ist Wald im Sinne des LFoG bzw. wird forstwirtschaftlich ge-
nutzt. Der nördliche Teil der Fläche wird aus einer mit Laubwald bestockte, rekultivierte Ab-
lagerungsfläche gebildet. Der sonstige Flächenbereich weist überwiegend aus Laubwald 
und Mischwaldformen auf. Nur kleinere Teilflächen sind als reine Nadelwaldflächen anzu-
sprechen. Flächen mit Misch- oder Laubwaldbeständen sollen aufgrund ihrer hohen natur-
schutzfachlichen Bedeutung nicht für die Windenergienutzung zur Verfügung stehen. 

Ein ausreichender Anteil an Nicht-Laubwaldflächen ist in der Potentialfläche P11 nicht zu 
erkennen. Benötigte Flächen für den Betrieb der Anlagen aber vor allem für den Bau stehen 
nur unter Inanspruchnahme wertvoller Waldelemente und -flächen zur Verfügung. 

Die Belange des Forstes / Wald sind erheblich berührt. Es ist nicht erkennbar, dass für die 
Potentialfläche auch unter Hinzuziehung von Waldumwandlungen und Ersatzaufforstungen 
der Belang überwunden werden kann. 

Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche Hinweise auf den Uhu vor (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b). Da bei 
einer späteren WEA ein Abstand der Rotorblattspitze von über 50 m zum Grund für den 
Vorhabenträger zumutbar ist, wäre im Tiefland keine zusätzliche Betroffenheit der Tierart 
anzunehmen. Zum Vorkommen des Rotmilans liegen gesicherte Erkenntnisse zu Horstplät-
zen in der Lippeaue vor. Ebenso westlich des Gartroper Busches sowie südlich Gartrop-
Bühl. Die hierzu anzunehmenden Abstände sind in jedem Falle im erweiterten Prüfbereich, 
voraussichtlich jedoch im zentralen Prüfbereich. Eine negative Betroffenheit kann mit der-
zeitigem Kenntnisstand nicht ausgeschlossen werden. Weitere Konflikte durch konkurrie-
rende Belange mit WEA-sensiblen Tierarten, die nicht durch Maßnahmen lösbar wären, sind 
mit derzeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. 

Insofern ist anzunehmen, dass Artenschutzrechtliche Belange der Windenergie in diesem 
Flächenbereich nicht grundsätzlich entgegenstehen, die Bewältigung jedoch schwierig und 
ggfs. mit erheblichem Aufwand verbunden steht. 
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Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt unmittelbar in Benachbarung zum westlich gelegenen FFH-Gebiet 
„Gartroper Mühlenbach“ (Gewässer nebst naturnaher Gewässeraue) und südlich des Vogel-
schutzgebietes (VSG) „Lippeaue“ (ca. 1,0 km Distanz).  

Die Ziele und verschiedene Anhang I, II und IV-Arten in den LRT des FFH-Gebietes könnte 
betroffen sein. Ob die Betroffenheit zu einer negativen Wirkung führen könnte, wäre mittels 
NATURA-2000-Vorprüfung gesondert festzustellen. Auf Grund der gemeldeten Arten ist die 
Wahrscheinlichkeit einer Betroffenheit überschlägig als gering zu beurteilen. 

Landschaftsschutz 

Die gesamte Fläche innerhalb einer Biotopverbundfläche mit besonderer Bedeutung (VB-D-
4306-014 Hünxer Wald). Die Biotopverbundfläche stellt in diesem Bereich eine Verbindung 
zwischen den Naturschutzgebieten Bachtäler südöstlich Hünxe im Westen und Gartroper 
Mühlenbach im Osten dar. Im Norden liegt kleinflächig eine Biotopverbundfläche mit heraus-
ragender Bedeutung (VB-D-4306-012) innerhalb der Fläche und setzt sich am Westrand der 
Fläche fort. Der Fläche kommt eine hohe Pufferfunktion insbesondere gegenüber den um-
liegenden Naturschutzgebieten zu. Vorbelastungen für das Landschaftsbild und die Erho-
lungseignung bestehen nur durch die Deponiekörper.  

Hinsichtlich der Entwicklungsziele ist für die nördlichen beiden Drittel der Fläche festzustel-
len, dass durch die Windenergienutzung keine Beeinträchtigungen der Fließgewässersys-
teme, Moore oder Natura 2000-Gebiete zu erwarten sind. Eine Überführung der Nadelholz-
forste in Laubwald ist im Falle der Windenergienutzung nicht möglich.  

Abwägungsergebnis für die Fläche P11: 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend ist eine erhebliche Betroffenheit des Belanges Forst / 
Wald flächenhaft für die Potentialfläche erkennbar. Ein Großteil der Waldflächen ist der Wind-
energie nicht zugänglich, da diesen ein höheres Gewicht beizumessen ist.  

Die Potentialfläche ist in Summe für die Nutzung für die Windenergie nicht geeignet. 

Überprüfung Potentialfläche P12 

Forstrechtliche Belange 

Mittlerweile ist die gesamte Potentialfläche Wald im Sinne des LFoG bzw. wird forstwirt-
schaftlich genutzt. Der ehemals landwirtschaftlich genutzte südwestliche Bereich wurde auf-
geforstet. Der sonstige Flächenbereich weist überwiegend aus Laubwald und Mischwaldfor-
men auf. Nur im nördlichen Teil ist eine als reine Nadelwaldfläche anzusprechende Teilflä-
che verblieben. Flächen mit Misch- oder Laubwaldbeständen sollen aufgrund ihrer hohen 
naturschutzfachlichen Bedeutung nicht für die Windenergienutzung zur Verfügung stehen. 

Ein ausreichender Anteil an Nicht-Laubwaldflächen ist in der Potentialfläche P12 nicht zu 
erkennen. Benötigte Flächen für den Betrieb der Anlagen aber vor allem für den Bau stehen 
nur unter Inanspruchnahme wertvoller Waldelemente und -flächen zur Verfügung. Die Be-
lange des Forstes / Wald sind erheblich berührt. Es ist nicht erkennbar, dass für die Potenti-
alfläche auch unter Hinzuziehung von Waldumwandlungen und Ersatzaufforstungen der Be-
lang überwunden werden kann. 
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Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche Hinweise auf den Uhu vor (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b). Da bei 
einer späteren WEA ein Abstand der Rotorblattspitze von über 50 m zum Grund für den 
Vorhabenträger zumutbar ist, wäre im Tiefland keine zusätzliche Betroffenheit der Tierart 
anzunehmen. Zum Vorkommen des Rotmilans liegen gesicherte Erkenntnisse zu Horstplät-
zen in der Lippeaue vor. Ebenso westlich des Gartroper Busches sowie südlich Gartrop-
Bühl. Die hierzu anzunehmenden Abstände sind in jedem Falle im erweiterten Prüfbereich, 
voraussichtlich jedoch im zentralen Prüfbereich. Eine negative Betroffenheit kann mit der-
zeitigem Kenntnisstand nicht ausgeschlossen werden. Weitere Konflikte durch konkurrie-
rende Belange mit WEA-sensiblen Tierarten, die nicht durch Maßnahmen lösbar wären, sind 
mit derzeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. 

Insofern ist anzunehmen, dass Artenschutzrechtliche Belange der Windenergie in diesem 
Flächenbereich nicht grundsätzlich entgegenstehen, die Bewältigung jedoch schwierig und 
ggfs. mit erheblichem Aufwand verbunden steht. 

Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt unmittelbar in Benachbarung zum östlich gelegenen FFH-Gebiet 
„Gartroper Mühlenbach“ (Gewässer nebst naturnaher Gewässeraue) und südlich des Vogel-
schutzgebietes (VSG) „Lippeaue“ (ca. 1,0 km Distanz).  

Die Ziele und verschiedene Anhang I, II und IV-Arten in den LRT des FFH-Gebietes könnte 
betroffen sein. Ob die Betroffenheit zu einer negativen Wirkung führen könnte, wäre mittels 
NATURA-2000-Vorprüfung gesondert festzustellen. Auf Grund der gemeldeten Arten ist die 
Wahrscheinlichkeit einer Betroffenheit überschlägig als gering zu beurteilen. 

Landschaftsschutz 

Die gesamte Fläche innerhalb einer Biotopverbundfläche mit besonderer Bedeutung (VB-D-
4306-014 Hünxer Wald). Die Biotopverbundfläche stellt in diesem Bereich eine Verbindung 
zwischen den Naturschutzgebieten Bachtäler südöstlich Hünxe im Westen und Gartroper 
Mühlenbach im Osten dar. Im Norden liegt kleinflächig eine Biotopverbundfläche mit heraus-
ragender Bedeutung (VB-D-4306-012) innerhalb der Fläche und setzt sich am Westrand der 
Fläche fort. Der Fläche kommt eine hohe Pufferfunktion insbesondere gegenüber den um-
liegenden Naturschutzgebieten zu. Vorbelastungen für das Landschaftsbild und die Erho-
lungseignung bestehen nur durch die Deponiekörper.  

Hinsichtlich der Entwicklungsziele ist für die nördlichen beiden Drittel der Fläche festzustel-
len, dass durch die Windenergienutzung keine Beeinträchtigungen der Fließgewässersys-
teme, Moore oder Natura 2000-Gebiete zu erwarten sind. Eine Überführung der Nadelholz-
forste in Laubwald ist im Falle der Windenergienutzung nicht möglich.  

Abwägungsergebnis für die Fläche P12: 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend ist eine erhebliche Betroffenheit des Belanges Forst / 
Wald flächenhaft auch für die Potentialfläche P12 erkennbar. Ein Großteil der Waldflächen ist 
der Windenergie nicht zugänglich, da diesen ein höheres Gewicht beizumessen ist.  

Die Potentialfläche ist in Summe für die Nutzung für die Windenergie nicht geeignet. 
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Überprüfung Potentialfläche P13 

Forstrechtliche Belange 

Alle Flächen der Potentialfläche sind als Wald anzusprechen. Die Waldfläche besteht wei-
testgehend aus forstwirtschaftlich genutzten Flächen, von denen wiederum der überwie-
gende Teil aus Nadelwäldern (Kiefer) gebildet wird. Reine Laubwaldflächen sind verstreut 
im gesamten Flächenbereich gegeben. Eine Erschließung der Fläche für den Bau von po-
tentiellen WEA über den Jagdhausweg erscheint auf Grund der räumlichen Enge und der 
fehlenden Anbindung schwierig. 

Aufgrund des ausreichenden Anteils an Nicht-Laubwald/Mischwaldflächen (hier: Nadelholz-
forste) aber der schwierigen Erschließungssituation im Wald steht der Belang Forst / Wald 
dem Vorschlag einer Festlegung als Windenergiebereich bedingt entgegen. 

Landschaftsschutz 

Die Fläche befindet sich vollständig innerhalb der östlichen Teilfläche des Landschafts-
schutzgebietes Hauptterrasse südlich Hünxe. Da Nadelwaldflächen in Anspruch genommen 
werden, kommt es zu keiner signifikanten Beeinträchtigung des in den Schutzzielen genann-
ten Erhalts von Laubwaldbeständen oder Fließgewässern. Die Fläche liegt innerhalb einer 
Biotopverbundfläche mit besonderer Bedeutung (VB-D-4306-014 Hünxer Wald) und mit dem 
Nordrand innerhalb einer Biotopverbundfläche mit herausragender Bedeutung (VB-D-4306-
012). Die Biotopverbundflächen verlaufen parallel zu dem Naturschutzgebiet Gartroper Müh-
lenbach.  

Der Fläche kommt eine hohe Pufferfunktion insbesondere gegenüber dem umliegenden Na-
turschutzgebiet zu. Hinsichtlich der Entwicklungsziele ist festzustellen, dass durch die Wind-
energienutzung keine Beeinträchtigungen der Fließgewässersysteme, Moore und Natura 
2000-Gebiete zu erwarten ist. Eine Überführung der Nadelholzforste in Laubwald ist im Falle 
der Windenergienutzung auf der entsprechenden Fläche nicht möglich. Die Erschließung der 
Fläche für die Errichtung von Windenergieanlagen ist über Gemeindestraßen und –wege 
bedingt gegeben. 

Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche Hinweise auf den Uhu vor (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b). Da bei 
einer späteren WEA ein Abstand der Rotorblattspitze von über 50 m zum Grund für den 
Vorhabenträger zumutbar ist, wäre im Tiefland keine zusätzliche Betroffenheit der Tierart 
anzunehmen. Zum Vorkommen des Rotmilans liegen gesicherte Erkenntnisse zu Horstplät-
zen in der Lippeaue vor. Ebenso westlich des Gartroper Busches sowie südlich Gartrop-
Bühl. Die hierzu anzunehmenden Abstände sind in jedem Falle im erweiterten Prüfbereich, 
voraussichtlich jedoch im zentralen Prüfbereich. Eine negative Betroffenheit kann mit der-
zeitigem Kenntnisstand nicht ausgeschlossen werden. Weitere Konflikte durch konkurrie-
rende Belange mit WEA-sensiblen Tierarten, die nicht durch Maßnahmen lösbar wären, sind 
mit derzeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. 

Insofern ist anzunehmen, dass Artenschutzrechtliche Belange der Windenergie in diesem 
Flächenbereich nicht grundsätzlich entgegenstehen, die Bewältigung jedoch schwierig und 
ggfs. mit erheblichem Aufwand verbunden steht. 
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Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt unmittelbar in Benachbarung zum östlich gelegenen FFH-Gebiet 
„Gartroper Mühlenbach“ (Gewässer nebst naturnaher Gewässeraue). Die Ziele und ver-
schiedene Anhang I, II und IV-Arten in den LRT des FFH-Gebietes könnten betroffen sein. 
Ob die Betroffenheit zu einer negativen Wirkung führen könnte, wäre mittels NATURA-2000-
Vorprüfung gesondert festzustellen. Auf Grund der gemeldeten Arten ist die Wahrscheinlich-
keit einer Betroffenheit überschlägig als gering zu beurteilen. 

Flugsicherheit 

Die Potentialfläche liegt teilweise innerhalb des festgesetzten Bauschutzbereiches von 4,0 
km Radius um den Flugplatz „Schwarze Heide“. Daraus können sich ggf. Nutzungsbe-
schränkungen insbesondere in Form von Höhenbeschränkungen ergeben. Die Lage inner-
halb eines Bauschutzbereiches führt aber nicht zwangsläufig zum Ausschluss der Fläche für 
die Windenergienutzung. 

Abwägungsergebnis für die Fläche P13: 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend steht der Belang Forst / Wald bedingt gegen die Po-
tentialfläche. Da die Flächengröße der Potentialfläche mit ca. 18 ha voraussichtlich maximal 
nur 3 WEA (Referenzanlage) ermöglichen wird, sollte diese Fläche zurückgestellt werden und 
in im Falle eine begründeten Zusatzbedarfes in Betracht gezogen werden. 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahren zur 1. Änderung des Regionalplan Ruhr („Windener-
gie“) hatte die Gemeinde Hünxe dem Regionalplanungsträger (RVR) im März 2025 mitgeteilt, 
dass seitens der Gemeinde keine begründete Veranlassung besteht, den Bereich „Fläche 
P13“ als Windenergiebereich im Regionalplan darzustellen. 

Überprüfung Potentialfläche P14 (ehem. Steckbrief W11) 

Forstrechtliche Belange 

Nur ca. 20 % der Fläche ist mit Misch- oder Laubwald bestanden. Bei den übrigen Flächen 
handelt es sich um Nadelwaldbestände und kleinflächig Offenlandflächen. Flächen mit 
Misch- oder Laubwaldbeständen sollen aufgrund ihrer hohen naturschutzfachlichen Bedeu-
tung nicht für die Windenergienutzung zur Verfügung stehen. Aufgrund des deutlich ausrei-
chenden Anteils an Nicht-Laubwaldflächen steht der Belang Forst / Wald der Windenergie 
in diesem Flächenbereich weiterhin nicht grundsätzlich entgegen. Die Erschließung ist durch 
die angrenzenden kommunalen Wegeflächen als gesichert einzustufen. 

Landschaftsschutz 

Die Fläche befindet sich im Norden des Landschaftsschutzgebietes und nimmt eine Teilflä-
che von weniger als 1 % der Gesamtfläche ein. Der betroffene Teilraum des LSG lässt sich 
durch die Naturschutzgebiete Hünxer Bachtal und Bachtäler südöstlich Hünxe im Südwes-
ten, den Ossenbergweg / Hardtbergweg im Osten abgrenzen. Da nur Nadelwaldflächen in 
Anspruch genommen werden, kommt es zu keiner Beeinträchtigung des in den Schutzzielen 
genannten Erhalts von Laubwaldbeständen oder Fließgewässern. Die Umsetzung des Ziels 
Wiederherstellung von Laubwäldern, ist im Falle einer Windenergienutzung auf der entspre-
chenden Fläche nicht möglich. Nahezu die gesamte Fläche liegt innerhalb einer Biotopver-
bundfläche mit besonderer Bedeutung (VB-D-4306-014 Hünxer Wald).  
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Die Schutzziele sehen den Erhalt der naturnahen Waldflächen, der Bachtäler sowie des Ge-
ländereliefs vor. Zudem grenzt die Fläche unmittelbar an das Naturschutzgebiete Hünxer 
Bachtal und Bachtäler südöstlich Hünxe. Die Schutzziele für das LSG sehen den Erhalt der 
naturnahen Waldflächen, der Bachtäler sowie des Geländereliefs vor. Ein wesentliches Ent-
wicklungsziel, der Erhalt der naturnah bestockten Waldflächen, wird durch die Windenergie-
nutzung nicht beeinträchtigt, da es sich dabei um Ausschlussflächen für die Windenergie 
handelt. Eine Erhöhung Anteil standortgerechter, naturnaher Waldbestände ist im Falle der 
Windenergienutzung auf der entsprechenden Fläche nicht möglich. Es erfolgt kein Eingriff in 
die Fließgewässersysteme. Die Windenergienutzung steht jedoch im Widerspruch zum Er-
halt der Grünlandnutzung auf Kuppen zum Schutz gegen Winderosion. 

Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche Hinweise auf den Uhu vor (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b). Da bei 
einer späteren WEA ein Abstand der Rotorblattspitze von über 50 m zum Grund für den 
Vorhabenträger zumutbar ist, wäre im Tiefland keine zusätzliche Betroffenheit der Tierart 
anzunehmen.  

Zum Vorkommen des Rotmilans liegen gesicherte Erkenntnisse zu Horstplätzen westlich 
des Gartroper Busches sowie südlich Gartrop-Bühl vor. Die hierzu anzunehmenden Ab-
stände sind in jedem Falle im erweiterten Prüfbereich, voraussichtlich jedoch im zentralen 
Prüfbereich oder eventuell im Nahbereich. Eine negative Betroffenheit kann mit derzeitigem 
Kenntnisstand nicht ausgeschlossen werden. Weitere Konflikte durch konkurrierende Be-
lange mit WEA-sensiblen Tierarten, die nicht durch Maßnahmen lösbar wären, sind mit der-
zeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. Insofern ist anzunehmen, dass Artenschutzrechtli-
che Belange der Windenergie in diesem Flächenbereich grundsätzlich entgegenstehen 
könnten, die eine Bewältigung unmöglich, in jedem Falle aber schwierig machen und mit 
erheblichem Aufwand verbunden sein werden. 

Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt mit über 1,2 km in Distanz zum nächstgelegenen FFH-Gebiet bzw. 
Vogelschutzgebiet (VSG). Der Belang „NATURA-2000-Gebiete“ ist nicht bzw. nicht negativ 
berührt. 

Flugsicherheit 

Die Potentialfläche liegt teilweise innerhalb des festgesetzten Bauschutzbereiches von 4,0 
km Radius um den Flugplatz „Schwarze Heide“. Daraus können sich ggf. Nutzungsbe-
schränkungen insbesondere in Form von Höhenbeschränkungen ergeben. Die Lage inner-
halb eines Bauschutzbereiches führt aber nicht zwangsläufig zum Ausschluss der Fläche für 
die Windenergienutzung. 

Abwägungsergebnis für die Fläche P14: 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend steht der Belang des Artenschutzes der Windenergie 
mit gewisser Wahrscheinlichkeit entgegen. Da die Flächengröße der Potentialfläche mit eben-
falls nur ca. 18 ha voraussichtlich maximal 3 WEA (Referenzanlage) ermöglichen wird, sollte 
diese Fläche zurückgestellt werden und in im Falle eine begründeten Zusatzbedarfes in Be-
tracht gezogen werden. 
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Im Rahmen des Beteiligungsverfahren zur 1. Änderung des Regionalplan Ruhr („Windener-
gie“) hatte die Gemeinde Hünxe dem Regionalplanungsträger (RVR) im März 2025 mitgeteilt, 
dass seitens der Gemeinde keine begründete Veranlassung besteht, den Bereich „Fläche 
P14“ als Windenergiebereich im Regionalplan darzustellen. 

Überprüfung Potentialfläche P15 (ehem. Steckbrief W13) 

Forstrechtliche Belange 

In der Potentialfläche sind ca. 80 % der Flächen als Wald anzusprechen (verbleibenden 
Nutzungen als Acker / Grünland). Die Waldfläche bestehen nahezu vollständig aus forstwirt-
schaftlich genutzten Flächen, von denen wiederum der überwiegende Teil aus Nadelwäldern 
(Kiefer) gebildet wird. Reine Laubwaldflächen sind in verstreuten Parzellen der forstlichen 
Unterabteilungen im gesamten Flächenbereich gegeben. Auf verschiedenen, verteilt liegen-
den Teilflächen sind im Wald Maßnahmen aus dem „Ökokonto Nagell“ und „Ökokonto 
Thyssen Vermögensverwaltung“ umgesetzt. 

Aufgrund des ausreichenden Anteils an Nicht-Laubwald/Mischwaldflächen (Nadelholzforste 
und Offenland ca. 75 % der Potentialfläche) steht der Belang Forst / Wald dem Vorschlag 
einer Festlegung als Windenergiebereich nicht grundsätzlich entgegen. 

Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche Hinweise auf den Uhu vor (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b). Da bei 
einer späteren WEA ein Abstand der Rotorblattspitze von über 50 m zum Grund für den 
Vorhabenträger zumutbar ist, wäre im Tiefland keine zusätzliche Betroffenheit der Tierart 
anzunehmen. Zum Vorkommen des Rotmilans liegen gesicherte Erkenntnisse zu Horstplät-
zen nordwestlich der Flächenbereiche (westlich des Gartroper Busches) sowie südlich 
Gartrop-Bühl vor. Die hierzu anzunehmenden Abstände sind in jedem Falle im erweiterten 
Prüfbereich, voraussichtlich jedoch im zentralen Prüfbereich. Eine negative Betroffenheit 
kann mit derzeitigem Kenntnisstand nicht ausgeschlossen werden. Weitere Konflikte durch 
konkurrierende Belange mit WEA-sensiblen Tierarten, die nicht durch Maßnahmen lösbar 
wären, sind mit derzeitigem Kenntnisstand nicht erkennbar. Insofern ist anzunehmen, dass 
Artenschutzrechtliche Belange der Windenergie in diesem Flächenbereich nicht grundsätz-
lich entgegenstehen, die Bewältigung jedoch schwierig und mit erheblichem Aufwand ver-
bunden sein. 

Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt unmittelbar in Benachbarung zum östlich und südöstlich gelegenen 
FFH-Gebiet „Gartroper Mühlenbach“ (Gewässer nebst naturnaher Gewässeraue). Die Ziele 
und verschiedene Anhang I, II und IV-Arten in den LRT des FFH-Gebietes könnte betroffen 
sein. Ob die Betroffenheit zu einer negativen Wirkung führen könnte, wäre mittels NATURA-
2000-Vorprüfung gesondert festzustellen. Auf Grund der gemeldeten Arten ist die Wahr-
scheinlichkeit einer Betroffenheit überschlägig als gering zu beurteilen. 

Landschaftsschutz 

Die Fläche befindet sich in der Osthälfte des Landschaftsschutzgebietes und nimmt ca. 4 % 
von dessen Gesamtfläche ein. Der betroffene Teilraum des LSG lässt sich durch das Natur-
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schutzgebiet Gartroper Busch im Osten und den Ossenbergweg / Hardtbergweg im Westen 
abgrenzen. Da nur Nadelwaldflächen in Anspruch genommen werden, kommt es zu keiner 
Beeinträchtigung des in den Schutzzielen genannten Erhalts von Laubwaldbeständen oder 
Fließgewässern.  

Mit Ausnahme der Südspitze befindet sich die gesamte Fläche innerhalb einer Biotopver-
bundfläche mit besonderer Bedeutung (VB-D-4306-014 Hünxer Wald). Die Biotopverbund-
fläche stellt in diesem Bereich eine Verbindung zwischen den Naturschutzgebieten Bachtäler 
südöstlich Hünxe im Westen und Gartroper Mühlenbach im Osten dar. Die Fläche weist eine 
mosaikartige Struktur mit kleinflächigen Laub-, Misch-, Nadel- und Offenlandflächen im 
Wechsel auf, denen eine hohe Pufferfunktion insbesondere gegenüber den umliegenden 
Naturschutzgebieten zukommt.  

Hinsichtlich der Entwicklungsziele ist festzustellen, dass der Erhalt und die Erhöhung des 
standortgerechten, naturnahen Waldes sowie der Erhalt der Grünlandflächen im Falle der 
Windenergienutzung auf der entsprechenden Fläche nicht möglich. Die Erschließung der 
Fläche für die Errichtung von Windenergieanlagen ist gering, sodass der Ausbau von Wegen 
erforderlich würde. 

Flugsicherheit 

Die Potentialfläche liegt teilweise innerhalb des festgesetzten Bauschutzbereiches von 4,0 
km Radius um den Flugplatz „Schwarze Heide“. Daraus können sich ggf. Nutzungsbe-
schränkungen insbesondere in Form von Höhenbeschränkungen ergeben. Die Lage inner-
halb eines Bauschutzbereiches führt aber nicht zwangsläufig zum Ausschluss der Fläche für 
die Windenergienutzung. 

Abwägungsergebnis für die Fläche P15 (W13): 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend ist kein Belang flächenhaft für die Potentialfläche er-
kennbar, dem an dieser Stelle ein höheres Gewicht beigemessen werden müsste als der Nut-
zung für die Windenergie. 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahren zur 1. Änderung des Regionalplan Ruhr („Windener-
gie“) hatte die Gemeinde Hünxe dem Regionalplanungsträger (RVR) im März 2025 mitgeteilt, 
dass seitens der Gemeinde der Vorschlag für eine mögliche Festlegung des Bereiches „Fläche 
P03“ als Windenergiebereich im Regionalplan als vollzugsfähig einzustufen sei. 

Überprüfung Potentialfläche P16 (ehem. Steckbrief W14) 

Forstrechtliche Belange 

Die Fläche ist überwiegend durch Laubwaldflächen und Mischwaldflächen geprägt. Reine 
Nadelwaldflächen sind nicht gegeben. Kleinflächig sind randlich landwirtschaftlich genutzte 
Flächen gegeben. Flächen mit Misch- oder Laubwaldbeständen sollen aufgrund ihrer hohen 
naturschutzfachlichen Bedeutung nicht für die Windenergienutzung zur Verfügung stehen.  

Aufgrund des fehlenden Anteils an Nicht-Laubwaldflächen steht der Belang Forst / Wald der 
Festlegung der Windenergie eindeutig entgegen. Es ist nicht anzunehmen, dass eine Über-
windung des Belangs durch z.B. Waldumwandlungen und Ersatzaufforstungen erreicht wer-
den kann. 
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Artenschutzrechtliche Belange 

Hinsichtlich der Bereiche zur Prüfung bei kollisionsgefährdeten Brutvogelarten liegen für die 
Potentialfläche Hinweise auf den Uhu vor (gem. Anlage 1, Abs. 1 BNatSchG §45b). Da bei 
einer späteren WEA ein Abstand der Rotorblattspitze von über 50 m zum Grund für den 
Vorhabenträger zumutbar ist, wäre im Tiefland keine zusätzliche Betroffenheit der Tierart 
anzunehmen.  

Zum Vorkommen des Rotmilans liegen gesicherte Erkenntnisse zu Horstplätzen nordwest-
lich der Flächenbereiche (westlich des Gartroper Busches) vor. Die hierzu anzunehmenden 
Abstände sind in jedem Falle im erweiterten Prüfbereich, voraussichtlich jedoch noch im 
zentralen Prüfbereich. Eine negative Betroffenheit kann mit derzeitigem Kenntnisstand nicht 
ausgeschlossen werden. Weitere Konflikte durch konkurrierende Belange mit WEA-
sensiblen Tierarten, die nicht durch Maßnahmen lösbar wären, sind mit derzeitigem Kennt-
nisstand nicht erkennbar. 

Insofern ist anzunehmen, dass Artenschutzrechtliche Belange der Windenergie in diesem 
Flächenbereich nicht grundsätzlich entgegenstehen, die Bewältigung jedoch schwierig und 
ggfs. mit erheblichem Aufwand verbunden ist. 

Annäherung an NATURA-2000-Gebiete 

Die Potentialfläche liegt unmittelbar in Benachbarung zum nordwestlich gelegenen FFH-
Gebiet „Gartroper Mühlenbach“ (Gewässer nebst naturnaher Gewässeraue). Die Ziele und 
verschiedene Anhang I, II und IV-Arten in den LRT des FFH-Gebietes könnte betroffen sein. 
Ob die Betroffenheit zu einer negativen Wirkung führen könnte, wäre mittels NATURA-2000-
Vorprüfung gesondert festzustellen. Auf Grund der gemeldeten Arten ist die Wahrscheinlich-
keit einer Betroffenheit überschlägig als gering zu beurteilen. 

Landschaftsschutz 

Die Fläche befindet sich im Osten des Landschaftsschutzgebietes und nimmt eine Teilfläche 
von weniger als 1 % der Gesamtfläche ein. Der betroffene Teilraum des LSG wird vom 
Naturschutzgebiet Gartroper Mühlenbach umschlossen. Die Fläche liegt fast vollständig 
innerhalb einer Biotopverbundfläche mit besonderer Bedeutung (VB-D-4306-014 Hünxer 
Wald). Die Biotopverbundfläche ergänzt die Bereiche um das Naturschutzgebiet Gartroper 
Mühlenbach. Die Schutzziele bestehen im Erhalt der wenigen naturnah bestockten 
Waldflächen, der Beibehaltung der Grünlandnutzung und dem Erhalt des Geländereliefs. 

Hinsichtlich der Entwicklungsziele ist festzustellen, dass durch die Windenergienutzung 
keine Beeinträchtigungen der Fließgewässersysteme, Moore und Natura 2000-Gebiete zu 
erwarten ist. Eine Überführung der Nadelholzforste in Laubwald ist im Falle der 
Windenergienutzung auf der entsprechenden Fläche nicht möglich. Die Erschließung der 
Fläche für die Errichtung von Windenergieanlagen ist gering, sodass ein erheblicher Ausbau 
von Wegen erforderlich würde. 

Flugsicherheit 

Die Potentialfläche liegt teilweise innerhalb des festgesetzten Bauschutzbereiches von 4,0 
km Radius um den Flugplatz „Schwarze Heide“. Daraus können sich ggf. Nutzungsbe-
schränkungen insbesondere in Form von Höhenbeschränkungen ergeben. Die Lage inner-
halb eines Bauschutzbereiches führt aber nicht zwangsläufig zum Ausschluss der Fläche für 
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die Windenergienutzung. 

Abwägungsergebnis für die Fläche P16 (W14): 

Dem Ergebnis der Abschätzung folgend steht der Belang Forst / Wald der Windenergie erheb-
lich entgegen. Eine Wahrscheinlichkeit der Überwindung des Belanges darf als nicht gegeben 
eingestuft werden. Da die Flächengröße der Potentialfläche mit nur ca. 15 ha voraussichtlich 
nur maximal 3 WEA (Referenzanlage) bei optimaler Lageverteilung ermöglichen würde, ist 
diese Fläche für eine Festlegung als Windenergiebereich als nicht geeignet zu bewerten. 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahren zur 1. Änderung des Regionalplan Ruhr („Windener-
gie“) hatte die Gemeinde Hünxe dem Regionalplanungsträger (RVR) im März 2025 mitgeteilt, 
dass seitens der Gemeinde keine begründete Veranlassung besteht, den Bereich „Fläche 
P16“ als Windenergiebereich im Regionalplan darzustellen. 

Zusammenstellung der Ergebnisse der Überprüfung der Potentialflächen 

Unter Maßgabe der oben dargelegten aktualisierten Abschätzung bzw. Bewertung zu den kon-
kurrierenden Belangen ist für die neun möglichen Potentialflächen im Gemeindegebiet der 
Gemeinde Hünxe festzustellen, dass sich für drei Bereiche keine Bestätigung als hinrei-
chende Eignungsfläche ergibt (Potentialfläche P11: Bereich „Gartroper Mühlenbach Nordost“ 
/ Potentialfläche P12: Bereich „Gartroper Mühlenbach Nordwest“ / Potentialfläche P16 (W14): 
Bereich „Flächen westlich Munitionsdepot“). Für zwei weitere Flächenbereiche ergibt sich eine 
nur sehr eingeschränkte, bedingte Bestätigung (Potentialfläche P13: Bereich „Fläche nördlich 
Meesenmühlenweg“ / Potentialfläche P14 (W11): Bereich „Fläche am Langebiesenweg“). 

Für vier Flächenbereiche bzw. die Potentialflächen P02 (W02): Bereich „Steinberge“, P03 
(W07): Bereich „Tendering Nord“ und P04 (W08): Bereich „Tendering Nordost sowie die Po-
tentialfläche P15 (W13): Bereich „Gartroper Busch“ ergibt sich eine Bestätigung der anzuneh-
menden grundsätzlichen Eignung der Potentialflächen. Die Gemeinde Hünxe hat diese Flä-
chen als zusätzliche Flächenkontingente für Windenergie im Gemeindegebiet identifiziert und 
festgestellt, dass diese grundsätzlich im Einklang mit dem gesamträumlichen Konzept zur 
Windenergie stehen und keine willkürliche Abweichung darstellen. Um der Windenergie diesen 
zusätzlichen Raum planerisch geben zu können, hat die Gemeinde zum einen den Potential-
flächenbereich P02 (W02) „Steinberge“ in einem ersten Schritt zum Gegenstand der Planung 
des Sondergebietes „Windenergie Steinberge“ im Rahmen einer isolierten Positivplanung ge-
macht.  

Zum anderen hat die Gemeinde Hünxe dem Träger der Regionalplanung, hier Regionalver-
band Ruhr RVR, im Rahmen des Beteiligungsverfahren zur 1. Änderung des Regionalplan 
Ruhr („Windenergie“) im März 2025 mitgeteilt, dass seitens der Gemeinde die Potentialflä-
chenbereiches P03 (Bereich „Tendering Nord“, ca. 38,2 ha) und P04 (Bereich „Tendering 
Nordost, ca. 19,0) sowie die Potentialfläche P15 (Bereich „Gartroper Busch“, ca. 131,8 ha) für 
eine mögliche Festlegung als Windenergiebereich im Regionalplan vorschlage (ca. 189,0 ha). 
Die Gemeinde Hünxe hat auf Grund der derzeit parallel zur 56.-FNP-Änderung in Planung 
befindlichen 1. Änderung des Regionalplan Ruhr („Windenergie“) zunächst davon abgesehen, 
aktuell für die drei weiteren geeigneten Potentialflächen eine isolierte Positivplanung zur Dar-
stellung als Sondergebiet im FNP der Gemeinde durchzuführen. 
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In der 45. FNP-Änderung hat die Gemeinde Hünxe 124,4 ha der Gemeindefläche als Konzent-
rationszone für die Windenergie erstmalig dargestellt („100%“). Mit der 56. FNP-Änderung 
„Sondergebiet Windenergie Steinberge“ (Potentialfläche P02) werden 145,7 ha hinzugefügt 
(zusätzlich ca. 117 %). Würden die ca. 189,0 ha großen, als „geeignet“ erkannten Potentialflä-
chen P03, P04 und P15 hinzugefügt, ergäbe sich eine Gesamt-Steigerung auf ca. 269 %. Bei 
allen Flächen - ob in potentieller Darstellung im FNP oder Festlegung im Regionalplan – blie-
ben die Grundzüge der Planung der Gemeinde zur Windenergie weiterhin schlüssig und ge-
wahrt. 
 

Der Ausgleich der dauerhaft in Anspruch genommenen Waldflächen (Wald gem. LFoG) wird 
als Ersatzaufforstung auf dazu geeigneten Flächen (z. B. landwirtschaftliche oder sonstige 
Nutzflächen) möglichst angrenzend oder im lokalen Umfeld zum Forstrevier erfolgen müssen. 
Das Verhältnis „dauerhafte Waldumwandlung“ zu „erforderliche Ersatzaufforstung“ wird bei 1 
zu 1,5 bis 1,6 liegen. Flächenmöglichkeiten für Ersatzaufforstungen sind hierzu grundsätzlich 
im Umfeld gegeben. Auch die Nutzung der lokal anerkannten „Ökokonten“, in denen „Wald“ 
als Erstaufforstung anerkannt ist, stellt eine zulässige Option für den zu erbringenden Nach-
weis dar. 

Angaben zum naturschutzrechtlichen Ausgleich sowie von notwendigen externen Ausgleichs-
flächen und -maßnahmen sind dem Kapitel 5.4 zu entnehmen. Vordringlich erfolgt der land-
schaftsökologisch begründete Ausgleich in Kombination (flächengleich) zu den Ersatzauffors-
tungsflächen, so dass zu diesen zusätzliche Flächenbedarfe nicht entstehen. 

Artenschutzrechtliche Konflikte können durch diverse Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen (Individuenschutz für spezielle Greifvogelarten / ubiquitäre Brutvogelarten der Wälder 
i.S. von u.a. Bauzeitenregelungen etc.) ausgeschlossen werden (vgl. Kapitel 5.3). Angaben 
zum naturschutzrechtlichen Ausgleich sowie von notwendigen externen Ausgleichsflächen 
und -maßnahmen sind dem Kapitel 5.4 zu entnehmen. Vordringlich erfolgt der landschaftsöko-
logisch begründete Ausgleich in Kombination (flächengleich) zu den Ersatzaufforstungsflä-
chen, so dass zu diesen zusätzliche Flächenbedarfe nicht entstehen.   

Besonders wertgebende Flächen für das Klima sind nicht erheblich nachteilig und nicht dau-
erhaft betroffen. Kaltluftentstehungsgebiete sind von der Planung nicht betroffen.  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bau-
liche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenent-
wicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Land-
wirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen 
Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung 
nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung von Flächen, 
die als Wald genutzt werden, soll begründet werden. 

Moderne Windenergieanlagen können – mit wenigen Ausnahmen – in der Regel nur im Au-
ßenbereich Platz finden. Der Siedlungsbereich zeigt sich als ungeeignet, da schutzwürdige 
Nutzungen des Innenbereiches vorrangig zur Windenergie stehen. Innerhalb der bestehenden 
gewerblichen Flächen sind keine Flächenpotenziale (in Eignung und Größenordnung) für die 
Windenergie nutzbar (auch nicht i.S. einer Wiedernutzbarmachung und / oder andere 
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Maßnahmen zur Innenentwicklung wie Brachflächen oder Baulücken, die für die Realisierung 
des Planungszieles „Schaffung von Flächen für die Windenergie“ herangezogen werden könn-
ten). Die Realisierung des Planungszieles kann nur über die Inanspruchnahme von Außenbe-
reichsflächen erfolgen. 

Durch die Lage des Geltungsbereichs im Interessenbereich der Luftverteidigungsradaranlage 
(LV-Radar) Marienbaum sind keine negativen Auswirkungen zu erkennen. In Anlehnung an 
die vorhandenen Konzentrationszonen der Gemeinde Hünxe und die dort errichteten Wind-
energieanlagen sind diesbezüglich nicht überwindbare Einschränkungen oder Hindernisse 
nicht erkennbar. 
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5. UMWELTSITUATION 

5.1 Umweltprüfung 

Gemäß § 2 Abs.4 bzw. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB ist zur 56. FNP-Änderung ein Umweltbericht 
gemäß Anlage 1 zum BauGB ebenengerecht zu erarbeiten. Für die Belange des Umweltschut-
zes wird eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Das 
Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. Der Umweltbericht ist 
der Begründung als Anlage 1 beigefügt.  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen auf 
das Schutzgut “Menschen” zu erwarten sind, da hinsichtlich der Aspekte “Erdrückende 
Wirkung” und “Immissionsschutz” ausreichende Tabuflächen im Sinne der Vorsorge und des 
Rücksichtnahmegebotes (weiches Tabukriterium) definiert wurden. Für die anderen 
Schutzgüter sind auf der Grundlage der Analyse vorhandener Daten durch den Plan 
voraussichtlich keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Mit der 56.FNP-Änderung und der Darstellung eines Sondergebietes für die Windenergie wird 
lediglich die Voraussetzung für eine mögliche Errichtung und den Betrieb von Windenergiean-
lagen vorbereitet. Die Auswirkungen treten erst durch die konkreten späteren Planungen bzw. 
Genehmigungen und der Errichtung / Betrieb der Windenergieanlagen auf. 

Das Schutzgut Menschen und menschliche Gesundheit wurde in der Planung und Herleitung 
des Bereiches für die Windenergie (das Sondergebiet) vorsorgend behandelt. Wesentliches 
Kriterium für die ermittelte Lage und die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Sonderge-
bietes stellt der gewählte Mindestabstand zu Wohngebieten bzw. zu Wohngebäuden im Au-
ßenbereich dar (als Mindestabstand: zu Wohnbauflächen 600 m; zu Wohngebäuden im Au-
ßenbereich 450 m), um den Menschen grundsätzlich im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 
und Grenzwerte zu schützen. 

Durch diese Mindestabstände bzw. die Kriterien der Standortwahl sind in der Regel keine 
erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Menschen und menschliche Gesund-
heit zu erwarten. Menschen können durch die Geräusche der Windenergieanlagen gestört 
werden. Das sind vor allem die Menschen, die in den Wohnhäusern in Benachbarung zu den 
Windenergieanlagen leben. In einer gesonderten Untersuchung (Schallimmissionsprognose 
im Rahmen des späteren konkreten Genehmigungsverfahrens nach BImSchG) müssen diese 
Auswirkungen im späteren Genehmigungsverfahren näher betrachtet werden. Die Anlagen 
müssen so betrieben werden, dass sie leise im Sinne einzuhaltender Lärmwerte sind, damit 
die Menschen im Wohnbereich nicht gestört werden. Die Lärmwerte, die einzuhalten sind, sind 
in der Technischen Anleitung „Lärm“ (TA Lärm) vorgegeben. 

Die Menschen die benachbart zu Windenergieanlagen wohnen, können durch Schattenwurf 
gestört werden. Durch die drehenden Rotoren der Windenergieanlagen kommt es zu einem 
Wechsel von Licht und Schatten. Davon könnten sich Bewohner einer Wohnung gestört füh-
len. Um die Auswirkungen zu untersuchen, wird eine Schattenwurfprognose im späteren Ge-
nehmigungsverfahren erforderlich. Die Anlagen sind so zu betreiben, dass der Schattenwurf 
nicht mehr als eine halbe Stunde am Tag bzw. nicht mehr als 30 Std. im Jahr an Wohnhäusern 
auftritt. Für Menschen, die in der näheren Umgebung von den Windenergieanlagen entfernt 
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wohnen, kann die Größe der Windenergieanlagen störend oder beängstigend sein. Dies nennt 
man optisch bedrängende Wirkung. Der Abstand einer Anlage zu Wohnbereichen hat nach 
Vorgabe des Gesetzgebers mindestens zweimal so weit zu sein, wie die Anlage selbst hoch 
um eine bedrängende Wirkung auszuschließen. Die möglichen Auswirkungen durch Emissio-
nen der Windenergieanlagen auf den Menschen können durch technische Maßnahmen auf 
das vorgeschriebene Maß reduziert werden. 

Durch die erhebliche Größe der modernen WEA werden die im Umfeld lebenden Menschen 
sowie z.B. Erholungssuchende die Anlage über weite Distanz (1,5-2 km) sehr deutlich sehen 
können. Der Anblick in der Landschaft kann auf Menschen störend wirken. Diese Auswirkun-
gen sind bei modernen Windenergieanlagen nicht mehr vermeidbar. Es ist deshalb ein Ersatz-
geld zu zahlen (Windenergieerlass 2018; an den Kreis Wesel UNB). Die Ersatzgelder werden 
im Landkreis primär in den Gemeinden eingesetzt mit dem Ziel, die geschädigte Landschaft 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege wiederherzustellen. 

Das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt wird durch die anlage- und baubedingte 
Inanspruchnahme von Forstflächen (Nadel- und Mischwald mit überwiegend Nadelholz) im 
Sondergebiet für die Windenergieanlagen und deren erforderliche Infrastruktur betroffen sein. 
Die zu erwartenden Umweltauswirkungen sind gering, bei den Tieren (bei einigen Vogelarten) 
mäßig oder auch hoch. Durch den Betrieb (Rotorbewegung, Lärmemission) der Anlagen 
könnte es zu Kollisionen mit bestimmten Vogel- und Fledermausarten und zur Einschränkung 
der Lebensräume von Tierarten kommen. Insofern werden zum Schutz der Vögel hinreichende 
Abstände der späteren WEA zum jeweiligen Brutplatz erforderlich oder technische Maßnah-
men an den WEA, die eine Kollision minimieren. Eine artenschutzrechtlich erste Prüfung ergab 
es im ersten Prüfschritt anhand vorliegender Daten Hinweise auf Vorkommen von drei kollisi-
onsgefährdeten Vogelarten (Rotmilan, Baumfalke, Wespenbussard) im Umfeld des beabsich-
tigten Sondergebietes. 

Auf Grundlage aktueller Untersuchungen und nachfolgender vertiefender artenschutzrechtli-
cher Prüfungen werden die möglichen Beeinträchtigungen von einzelnen Brutvogelarten, Nah-
rungsgästen und Fledermausarten genau festgestellt. Unter Berücksichtigung von Vermei-
dungsmaßnahmen (Anti-Kollisionssysteme / bedingte Abschaltung je nach Wetterlage) sind 
voraussichtlich jedoch keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf das Schutzgut 
„Tiere“ zu erwarten. Für das Schutzgut „Pflanzen“ sind ebenfalls keine erheblich nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten, da Vorkommen besonders geschützter Pflanzen (hier: wild-
lebende Formen der Stechpalme) Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen hinreichend 
geschützt werden können. 

Wertvolle Biotopkomplexe wie NATURA 2000-Gebiete oder Naturschutzgebiete sind durch 
Ausschluss als Tabuflächen nicht in Anspruch genommen. Besondere oder wertvolle Einzelbi-
otope sind im Sondergebiet nicht vorhanden. 

Das Schutzgut Boden wird durch die eher punktförmige und relativ zur Gesamtgröße des Son-
dergebietes kleinflächige Inanspruchnahme für die Windenergieanlage sowie deren erforder-
liche Infrastruktur im lokalen Waldbereich nicht erheblich nachteilig beeinträchtigt. Für den 
Mast und sein Fundament wird der Boden dauerhaft durch Versiegelung verändert; ebenso 
wird die erforderliche Kranaufstellfläche dauerhafte als teilversiegelte Flächen den Boden ver-
ändern. Für die potentiellen Standorte der WEA kann auf der nachgelagerten Genehmigungs-
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ebene sichergestellt, dass dauerhaft überbaute Flächen nicht im Bereich von besonderen oder 
seltenen bzw. schutzwürdigen Böden liegen. Die Inanspruchnahme der drei diesbezüglich 
höchst kleinflächigen Bodenbereiche lässt sich im Rahmen der konkreten Einzelplanung ver-
meiden. 

Das Schutzgut Wasser wird durch die eher kleinflächige Inanspruchnahme für die Windener-
gieanlage und deren erforderlicher Infrastruktur nicht erheblich nachteilig beeinträchtigt. Die 
möglichen Standorte der WEA liegen nicht in Wasserschutzgebieten. Das Grundwasser wird 
nicht nachteilig berührt. 

Das Schutzgut Fläche wird durch die Inanspruchnahme dauerhafter versiegelter und teilver-
siegelter Flächen am jeweiligen WEA-Standort und die erforderliche dauerhafte Infrastruktur 
nicht nachteilig beeinträchtigt. Dem Landschaftsraum wird nachhaltig und dauerhaft Fläche als 
möglicher Lebensraum für Natur und Landschaft entzogen; die anzunehmende Gesamtfläche 
ist jedoch im Bezug zum Gesamtgeltungsbereich des Sondergebietes als gering einzustufen 
und im Wirkgefüge der örtlichen Waldlandschaft als nicht erheblich nachteilig einzuschätzen. 

Das Schutzgut Klima und Luft erfährt durch die Windenergieanlagen keine nachteiligen Um-
weltauswirkungen. Die Veränderungen auf das örtliche Lokalklima durch die Anlagen selbst 
sind nicht nachteilig. Die WEA produzieren auch keine Schadstoffe oder Abgase. Windener-
gieanlagen dienen dem Schutzgut Klima und Luft erheblich, da sie dazu beitragen, Strom um-
weltfreundlich zu erzeugen und den derzeit klimaschädlichen Einsatz von fossilen Brennstof-
fen zur Energieerzeugung dauerhaft zu ersetzen. 

Das Schutzgut Landschaft ist im „Forstrevier Steinberge“ geprägt durch den ca. 4 km2 großen 
Waldkomplex mit seinen vor allem Nadelforsten und Mischwäldern. Durch die möglicherweise 
fünf bis sieben Einzelstandortbereich für WEA im Sondergebiet ist die lokale Wald-Landschaft 
nur punktuell betroffen. Die Auswirkungen auf die Landschaft sind diesbezüglich als nicht er-
heblich nachteilig einzustufen.  

Das Landschaftsbild und das Erleben der Landschaft an sich werden mit den WEA wesentlich 
verändert. Windenergieanlagen sind nicht Teil der örtlichen Landschaft, jedoch in der weiteren 
umgebenden Landschaft bereits vorhanden und sichtbar. Diese optischen Auswirkungen sind 
bei Windenergieanlagen nicht vermeidbar. Es ist deshalb ein Ersatzgeld zu zahlen (Windener-
gieerlass) mit dem die Landschaft wieder im Umfeld durch Maßnahmen verbessert werden 
soll. Das Sondergebiet liegt in Gänze innerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Forstrevier 
Steinberge“. Die hier betroffenen Belange des Schutzgutes Landschaft sind mit den Belangen 
einer weiteren Bereitstellung von Flächen für die Windenergie abzuwägen, wobei das überra-
gende öffentliche Interesse an der Windenergienutzung, das den Landschaftsschutz überragt, 
hier grundsätzlich zu beachten ist. 

Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter wird bezogen auf örtliche Baudenkmale nicht 
berührt. Baudenkmale sind im Sondergebiet und dem direkten Umfeld nicht direkt betroffen. 
Örtliche Bodendenkmale, die auch als solches festgesetzt sind, sind im Geltungsbereich vor-
handen. Diese werden von direkter Bebauung der WEA freigehalten, so dass erhebliche Aus-
wirkungen grundsätzlich ausgeschlossen werden können.   
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Für die Verdachtsflächen zu Bodendenkmalen ist eine gesonderte Prüfung je nach Lage der 
WEA geboten, Durch die eher kleinflächige Inanspruchnahme der Bodenflächen durch die 
Standorte von Windenergieanlagen und deren erforderliche Infrastruktur wird das Schutzgut 
nicht erheblich nachteilig beeinträchtigt sein. Auch hier bedarf es der Abwägung gegenüber 
dem Belang einer weiteren Bereitstellung von Flächen für die Windenergie und das überra-
gende öffentliche Interesse an der Windenergienutzung. 

Bezogen auf die sonstigen Sachgüter ist für das Sachgut „Jagd“ festzustellen, dass die Be-
lange berührt sind, jedoch erheblich negative Auswirkungen auf das Schutzgut auszuschlie-
ßen sind. Für die sonstigen Sachgüter sind keine Belange signifikant berührt und erheblich 
negative Auswirkungen auf das Schutzgut nicht zu erwarten.  

In Bezug auf die Wechselwirkungen wurde geprüft, ob es unter den Schutzgütern durch das 
Sondergebiet und die WEA weitere Auswirkungen geben wird. Für die meisten Schutzgüter 
sind zwar Wechselwirkungen vorhanden, diese führen jedoch nicht zu erheblichen Umwelt-
auswirkungen. Da weitere Windenergieanlagen oder Windparks erst in erheblicher Entfernung 
vorhanden sind, werden kumulative (sich häufende / überlagernde) Effekte nicht eintreten kön-
nen. Die bereits aufgeführten Auswirkungen auf die genannten Schutzgüter werden nicht 
durch Wechselwirkungen verstärkt. 

Nach dem derzeitigen Stand des Verfahrens und nach erfolgter der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange und deren Bewertung zur beabsichtigten Planung ist deutlich erkennbar, 
dass es durch die 56. FNP-Änderung mit der Darstellung des Sondergebietes „SO Windener-
gie Steinberge“ zu keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen kommen wird. 

In Einzelaspekten wurde deutlich, dass im Detail Abweichungen der Bewertung bestimmter 
Vorhabenwirkungen angeführt wurden (Landschaftsschutz), jedoch keine Feststellungen ge-
troffen wurden, die eine Unzulässigkeit der Planung vor dem Hintergrund fachgesetzlicher Vor-
gaben erkennen ließen. Für nachfolgende konkrete WEA-Planungen stehen grundsätzlich und 
lösungsorientiert umfassende Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sowie Aus-
gleichsmaßnahmen zur Verfügung, so dass derzeit bereits erkennbare zu erwartende negative 
Umweltauswirkungen vermieden werden können. Die Belange des Landschaftsschutzes sind 
gegen die des Klimaschutzes gegeneinander abzuwägen. 

5.2 NATURA 2000-Thematik 

Das nächstgelegene FFH-Gebiet (DE-4306-302 NSG-Komplex „In den Drevenacker Dünen“, 
mit Erweiterung) befindet sich in ca. 3,9 km Abstand zum Geltungsbereich des Sondergebietes 
SO „Windenergie Steinberge“ in südlicher Richtung. Das FFH-Gebiet DE-4206-301 Dämmer 
Wald liegt östlich in ca. 4,9 km Distanz. Das nächstgelegene Vogelschutzgebiet (DE-4203-401 
VSG Unterer Niederrhein) liegt in einem Abstand von ca. 7,2 km zum Geltungsbereich des 
Sondergebietes in westlicher Richtung. 

Aufgrund der Abstände sind Auswirkungen auf die NATURA 2000-Gebiete nicht zu erwarten. 
Eine NATURA 2000-Verträglichkeitsvorprüfung oder Verträglichkeitsprüfung ist daher nicht er-
forderlich. 
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5.3 Artenschutzrechtliche Ersteinschätzung 

Im Zuge einer Artenschutzrechtlichen Ersteinschätzung wurde ermittelt, ob für relevante Tier- 
und Pflanzenarten aufgrund der Lage ihrer Fundorte sowie ihrer Lebensansprüche eine Be-
troffenheit durch die geplanten Darstellungen im Flächennutzungsplan anzunehmen ist und 
ob artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 bzw. in Sinne von § 45 b BNatSchG 
erfüllt werden. Die Ergebnisse des Artenschutzrechtlichen Ersteinschätzung (als Ergebnis ei-
ner Vorprüfung) sind im Umweltbericht (Anlage 1 zur Begründung) integriert.  

Die Artenschutzrechtliche Ersteinschätzung kommt zu dem Ergebnis, dass nach derzeitigem 
Kenntnisstand unter Berücksichtigung von Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 bzw. § 45 b BNatSchG ausgelöst 
werden.  

Für die Errichtung von WEA werden anlagenbedingt lokale Habitate mit möglichen allgemei-
nen Lebensräumen sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie u.a. Jagdbereiche dauer-
haft in Anspruch genommen. Analog zum Schutzgut Pflanzen kommt es zu einem je WEA-
Standort lokalen, punktuellen Eingriff in die Habitatfläche bzw. den artspezifischen Lebens-
raum. Der bezüglich der Wirkungen auf die Arten wesentliche anlagen- und baubedingte Ver-
lust ist der der Alt-, Höhlen- und Horstbäume. Tierarten, die nicht / kaum auf diese Bäume 
angewiesen sind, können mittels gezielter artspezifischer Maßnahme in die randlichen, meist 
identischen Habitatflächen „abgedrängt“ werden, da hinreichend Flächen für die lokalen Po-
pulationen gegeben sind bzw. je nach Standortwahl gegeben scheinen (alle Tiergruppen, ins-
besondere auch Fledertiere). Bei den lokalen kleinflächigen Sonderhabitaten im Geltungsbe-
reich gilt dies einschränkend. 

Bei Verlust der oben angesprochenen Alt-, Höhlen- und Horstbäume bedarf es vor Zulässigkeit 
der Anlage der WEA der artenschutzrechtlichen Einzelprüfung, inwieweit diese für die Einzel-
art genutzt werden und wie und ob ein Ersatz der Funktion angezeigt ist. Für die Horstbäume 
wird – mit Ausnahme solcher Vogelarten, die in Anlage 1 zu § 45b BNatSchG gelistet sind – 
ein punktueller Verlust wahrscheinlich auf Grund der zusätzlichen räumlichen Potentialbäume 
für die brütenden planungsrelevanten Vogelarten im Populationszusammenhang zulässig 
sein. Die bisherigen örtlichen Fauna-Erfassungen aus 2021/2022 in Verbindung mit der Ana-
lyse der Waldstruktur und dessen -aufbau legen dieses nahe. Die Einhaltung der Vermeidung 
von Verbotstatbeständen im Sinne von unter anderem §43 und §44 BNatSchG für diese Vo-
gelarten ist im Geltungsbereich für die gesondert geplanten und zu genehmigenden WEA im 
jeweiligen Fachverfahren durch verschiedene Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
oder auch weitergehende Maßnahmen zur Funktionserfüllung sicher anzunehmen. 

Mögliche Auswirkungen auf weitere planungsrelevante, in diesem Kontext nicht WEA-empfind-
liche Arten lassen sich letztendlich durch artspezifische Vermeidungsmaßnahmen und Bau-
zeitenvorgaben, ggf. auch CEF-Maßnahmen für die anlage- und baubedingten Wirkungen so-
weit vermindern, dass keine artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß §44 BNatSchG 
einschlägig werden. 

Für die betriebsbedingten Auswirkungen der möglichen WEA auf die WEA-sensiblen Tierarten 
und die Vogelarten gem. Anlage 1, Abs.1 §45b BNatSchG ist die Prüfung in Sinne der arten-
schutzrechtlichen Ersteinschätzung weitreichender. Grundsätzlich stehen die WEA-sensiblen 
Gruppen der Vögel und der Fledertiere sowie weitere bodennahen Einzelarten im Fokus. 
Durch die Vorgaben der Neuregelungen des BNatSchG §45b ist für den Großteil der so 
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potentiell oder auch faktisch betroffenen Arten festgestellt, dass ein signifikant erhöhtes Tö-
tungs- und Verletzungsrisiko der den Bereich um eine WEA nutzenden Exemplare (Tiere) in 
Bezug auf den Erhaltungszustand der Population und der Einzelindividuen nicht vorliegt. Ge-
mäß Anlage 1 zu § 45b sind 15 Tierarten benannt, bei denen ein besonderes Risiko vorliegt 
und welche im Sinne des signifikant erhöhten Tötungsrisikos zu einem aktiven Brutplatz der 
jeweiligen Vogelart für den artspezifischen Nahbereich, den zentralen Prüfbereich und den 
erweiterten Prüfbereich zu überprüfen sind. Liegt zwischen dem Brutplatz einer Brutvogelart 
und der Windenergieanlage ein Abstand, der geringer ist als der in Anlage 1 Abschnitt 1 für 
diese Brutvogelart festgelegte Nahbereich, so ist das Tötungs- und Verletzungsrisiko der den 
Brutplatz nutzenden Exemplare per se signifikant erhöht und eine Errichtung und der Betrieb 
einer WEA unzulässig.  

Von den oben genannten Vogelarten der Anlage 1 §45b sind im Untersuchungsraum bzw. 
dem Gesamtraum gemäß der Prüfbereiche Rotmilan (Milvus milvus), Schwarzmilan (Milvus 
migrans), Baumfalke (Falco subbuteo), Wespenbussard (Pernis apivorus) und Weißstorch (Ci-
conia ciconia) und ergänzend Seeadler (Aquila maris) bekannt. Rotmilan, Baumfalke und Wes-
penbussard haben bekannte Brutplätze am Rand des Waldgebietes Steinberge oder in den 
angrenzenden Offenlandbereichen. Schwarzmilan, Weißstorch und Seeadler wurden unter-
schiedlich gesichtet, haben aber mit aktuellem Kenntnisstand keinen direkten Brutplatz, der in 
der artenschutzrechtlichen Würdigung bzw. Prüfung einschlägig wäre (Prüfbereiche). 

Die bekannten beiden (oben genannten) Rotmilanhorste (Brutplätze) liegen außerhalb des art-
spezifischen Nahbereiches, jedoch jeweils im zentralen sowie im erweiterten Prüfbereich. Un-
tersuchungen aus 2021/2022 (Ecoda 2022) zum Flugverhalten der Milane zeigen auf, dass 
die zentralen Waldflächen nur selten und mit sehr geringer Häufigkeit überflogen werden. In-
sofern wären zur Vermeidung der Tötung oder Verletzung von Exemplaren der Vogelarten 
durch mögliche Windenergieanlagen im Wald (dem Sondergebiet) fachlich anerkannte Schutz-
maßnahmen möglich und wirksam. Als wirksame Maßnahmen bieten sich Antikollisionssys-
teme oder auch eine phänologiebedingte Abschaltung der WEA an. Der bekannte derzeitige 
Horst eines Baumfalken liegt am Südwestrand der lokalen Strom-Freileitungstrasse in ca. 150-
200 m zum Geltungsbereich des Sondergebietes. Insofern sind geringe Teile des westlichen 
Bereiches des Sondergebietes der Windenergie nicht direkt zugänglich, da diese im artspezi-
fischen 350 m-Nahbereich zum Horst lägen. Der zentrale Prüfbereich umfasst 450 m. Auch 
hier ist eine Annäherung an den Horstplatz durch eine WEA zulässig, sofern wirksame Maß-
nahmen zum Schutz ergriffen werden. Die oben erwähnten Antikollisionssysteme oder auch 
eine phänologiebedingte Abschaltung der WEA wären auch hier anzuwenden. 

Der Wespenbussard hat einen bekannten derzeitigen Horst am Nordrand der Waldschneise 
der lokalen Strom-Freileitungstrasse in ca. 180-250 m zum Geltungsbereich der Sondergebie-
tes. Auch hier befinden sich geringe Teile des Sondergebietes im Nahbereich des Horstes 
(hier: 500 m) und sind somit der Windenergie nicht direkt zugänglich. Der zentrale Prüfbereich 
umfasst 1000 m. Bei dieser Vogelart ist eine Annäherung an den Horstplatz durch eine WEA 
ebenfalls zulässig, da auch hier wirksame Maßnahmen zum Schutz ergriffen werden können. 
Die oben er-wähnten Antikollisionssysteme oder auch eine phänologiebedingte Abschaltung 
der WEA wären auch hier anzuwenden. 

Innerhalb und unmittelbar benachbart zu den Einzelstandorten einer WEA können insbeson-
dere baubedingt mögliche Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Fortpflanzungs- und Nah-
rungshabitate und/oder Störungen für weitere planungsrelevante Arten auf der derzeitigen 
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Planungsstufe nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Mögliche Auswirkungen auf planungs-
relevante, nicht WEA-empfindliche Arten lassen sich durch artspezifische Vermeidungsmaß-
nahmen und Bauzeitenvorgaben, ggf. CEF-Maßnahmen soweit vermindern, dass keine arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG einschlägig werden. 

Unter Berücksichtigung der Möglichkeiten der artspezifisch angepassten bzw. optimierten 
Standortwahl einer WEA im Geltungsbereich in Bezug auf artenschutzrechtliche Konflikte und 
der fachlich anerkannten Möglichkeiten von Schutzmaßnahmen sowie grundsätzlichen Ver-
meidungs- und Ersatzmaßnahmen für planungsrelevante und windkraft-empfindliche Vogel- 
und Fledermausarten kann hinreichend sicher prognostiziert werden, dass Verbotstatbe-
stände nach § 44 BNatSchG Abs. 1 auf Ebene der 56. FNP-Änderung nach derzeitigem Kennt-
nisstand und im Vorgriff auf mögliche WEA-Standorte nicht erfüllt werden. Eine weitere Diffe-
renzierung der möglichen Konflikte und Spezifizierung der erforderlichen Schutzmaßnahmen 
sind in den nachfolgenden konkreten Planungsschritten im Rahmen einer vertiefenden Arten-
schutzrechtlichen Prüfung vorzunehmen. 

5.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich des Eingriffs 

Gemäß § 1a (3) BauGB bzw. § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, 
vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen. Ist eine Vermeidung nicht möglich, sind Be-
einträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszuglei-
chen, soweit es zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und des Landschaftsbildes 
erforderlich ist. 

Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung des Eingriffs ergeben sich aus der Berück-
sichtigung der harten und weichen Tabuzonen. Darin werden naturschutzfachlich wertvolle 
Bereiche (z. B. Naturschutzgebiete, NATURA 2000-Gebiete) für die Errichtung und den Be-
trieb von Windenergieanlagen ausgeschlossen. Im Bereich der Waldflächen werden Laub-
waldflächen im Sinne des LFoG für eine direkte Überbauung ebenfalls ausgeschlossen. 

Durch die Darstellung des Sondergebietes „SO Windenergie Steinberge“ im Flächennutzungs-
plan der Gemeinde Hünxe werden Eingriffe vorbereitet, für die Ausgleichsmaßnahmen und -
flächen getroffen bzw. bereitgestellt werden müssen. Die gilt auch für die Ersatzflächen für die 
Inanspruchnahme von Wald im Sinne des LFoG (Ersatzaufforstungsflächen für dauerhafte 
Eingriffe in Waldflächen). Der Kompensationsbedarf durch Eingriffe in den Naturhaushalt, ins-
besondere der in Biotoptypen und Boden (der sich aus den Mastfundamenten, den Arbeitsflä-
chen und Zuwegungen ergibt) ist in der Regel mäßig bis klein. Durch die Tatsache, dass alle 
potentiellen Anlagen- und Bauflächen im Wald liegen werden, wird der Bedarf je WEA eher 
mittel bis hoch sein. 

Insbesondere wird es zu einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes kommen. Die Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes wird nach dem „Verfahren zur Landschaftsbildbewertung 
im Zuge der Ersatzgeld-Ermittlung für Eingriffe in das Landschaftsbild durch den Bau von 
Windenergieanlagen“ ermittelt (Anlage 1 des Windenergie-Erlasses NRW 2015). Danach ist 
bei Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von über 100 m eine Landschaftsbildbewer-
tung in einem 10 km-Radius zu erstellen. Die beiden Kompensationsforderungen (land-
schaftsästhetische und landschaftsökologische Kompensation) können bei entsprechender 
Ausgestaltung im Sinne einer multifunktionalen Kompensation miteinander verrechnet wer-
den. Der Ausgleichsbedarf kann erst auf Grundlage einer genauen Windenergieanlagenpla-
nung im Rahmen des bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens quantifi-
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ziert werden. Folglich werden auf Ebene des Flächennutzungsplans keine Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt.  

Auf Grundlage einer ersten Grobabschätzung und von Erfahrungswerten aus vergleichbaren 
Vorhaben in Waldflächen ist mit einem Kompensationsbedarf von ca. 1,6 – 2,3 ha je Wind-
energieanlage zu rechnen. Bei eventuell 5 - 7 WEA, die bei vollständiger Ausnutzung des 
Sondergebietes insgesamt maximal möglich sein könnten, ergibt sich ein maximaler Kompen-
sationsbedarf von voraussichtlich ca. 16,0 ha. Da die forstrechtliche Kompensation mit hoher 
Wahrscheinlichkeit Ersatzaufforstungsfläche im Verhältnis (von mindestens) 1:1 erfordert, sind 
für eine Erstaufforstung genehmigungsfähige Flächen zu berücksichtigen.  

Der Ausgleich muss grundsätzlich in dem Naturraum ausgeglichen werden, in dem der Eingriff 
stattfindet. Es handelt sich dabei um den Naturraum „Niederrheinisches Tiefland und Kölner 
Bucht einschließlich Siebengebirge“ gemäß § 4a Abs. 2 LG NRW. Um möglichst großen räum-
lich-funktionalen Zusammenhang zwischen Eingriffs- und Ausgleichsort herzustellen, wäre es 
zu begrüßen, wenn der Ausgleich - sofern machbar und darstellbar - innerhalb des rechtsrhei-
nischen Teiles des Kreisgebietes des Kreises Wesel erfolgen würde. 

Im Gemeindegebiet Hünxe stehen beispielsweise Maßnahmen aus den anerkannten Ökokon-
ten der Thyssen Vermögensverwaltung oder der Stiftung Freiherr von Nagell´sche Forstver-
waltung zur Verfügung. Der Umfang der verfügbaren Maßnahmen dieser Ökokonten beträgt 
derzeit insgesamt über 480 ha. Darüber hinaus gibt es im Kreis Wesel weitere anerkannte 
Ökokonten, wodurch weitere große Ausgleichsflächen bereitgestellt werden können. 

Maßnahmen, ggf. auch vorgezogene Maßnahmen (CEF-Maßnahmen), für die Avifauna und 
Fledermäuse sowie erforderlichenfalls für weitere planungsrelevante Tierarten werden in der 
artenschutzrechtlichen Ersteinschätzung skizziert, die der Begründung als Anlage 1 (Umwelt-
bericht) beigefügt ist. Insgesamt sind die Maßnahmen so zu planen und zu gestalten, dass für 
die Avifauna und Fledermäuse attraktive Habitate geschaffen werden, die außerhalb des Ein-
flussbereiches der Windenergieanlagen liegen. Dabei ist darauf zu achten, dass die neuen 
Habitate räumlich so angeordnet werden, dass die Aktionsräume (z. B. Flugbewegungen zwi-
schen Brutplatz und Nahrungshabitat) sich auf die Bereiche außerhalb des direkten Wirkbe-
reiches der WEA verlagern. 

Neben den für die anlagen-, baubetriebsbedingten Wirkungen aufgezeigten Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich des Eingriffs ist noch darauf hinzuweisen, dass 
nach Ende der Betriebsphase im Zuge des Rückbaus eine geordnete und die Schutzgüter 
schonende bauliche Vorgehensweise einzuhalten ist. Die hierzu derzeit einschlägigen Hin-
weise zum Anlagenrückbau sind in die Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen einzu-
beziehen (vgl. Fachagentur Wind, Hintergrundpapier September 2021, „Rückbau von Wind-
energieanlagen - Ein Blick auf die Rückbauverpflichtung und weitere städtebauliche Instru-
mente“). 
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QUELLENVERZEICHNIS 

Gesetze und Regelwerke, etc. 

BAUGB - Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2023 (BGBl. I S. 1722) 

BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023 

BAUO NRW - Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. S. 1172), in Kraft getreten am 1. Januar 
2024. 

BARTSCHV– BUNDESARTENSCHUTZVERORDNUNG. Bundesartenschutzverordnung vom 16. 
Februar 2005 (BGBl. I S. 258, 896), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95)  

BBODSCHG – BUNDESBODENSCHUTZGESETZ. Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenver-
änderungen und zur Sanierung von Altlasten, Fassung vom 17. März 1998, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021  

BRPHV: Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hoch-
wasserschutz (BRPHV), in Kraft getreten am 01. September 2021, Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat 

BNATSCHG – BUNDESNATURSCHUTZGESETZ. Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), in Kraft getreten am 01.03.2010 zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 03.07.2024 (BGBl. I S. 225) m.W.v. 09.07.2024 

FACHAGENTUR WIND 2021: Rückbau von Windenergieanlagen - Ein Blick auf die Rückbauver-
pflichtung und weitere städtebauliche Instrumente, Hintergrundpapier September 2021 

FFH-RICHTLINIE – Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
und der wildlebenden Tiere vom 21.05.1992, zuletzt geändert am 01. Juli 2013 

GO NW - Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994, geändert durch Gesetz vom 5. März 2024 (GV. 
NRW. S. 136) 

LEITFADEN „Rahmenbedingungen für Windenergieanlagen auf Waldflächen in Nordrhein-
Westfalen 2012“  

LFOG - LANDESFORSTGESETZ FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN. Fassung vom 24. Ap-
ril 1980, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. März 2019  

LNATSCHG NRW – LANDESNATURSCHUTZGESETZ NORDRHEIN-WESTFALEN. Gesetz zum Schutz 
der Natur in Nordrhein-Westfalen, Fassung vom 21. Juli 2000, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. März 2024 (GV. NRW. S. 156), in Kraft getreten am 16. März 2024. 

https://dejure.org/BGBl/1990/BGBl._I_S._132
https://dejure.org/BGBl/2023/BGBl._I_S._176
https://dejure.org/BGBl/2009/BGBl._I_S._2542
https://dejure.org/BGBl/2024/BGBl._I_S._225
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LPlanG NW - Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 
430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) 

LWG - LANDESWASSERGESETZ. Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen, Fassung 
vom 8. Juli 2016, zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 29. Mai 2020 

MUNLV 2008: Hinweise zur Kompensation im Zusammenhang mit Wald; Ministerium für Um-
welt, Naturschutz, Landschaftspflege und Verbraucherschutz NRW, 2008 

ROG - Raumordnungsgesetz vom 18. August 1997, in der Fassung vom 22.12.2008, in Kraft 
getreten am 31.12.2008 bzw. 30.06.2009, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.03.2023 (BGBl. I S. 88) m.W.v. 28.09.2023 

UVPG - GESETZ ÜBER DIE UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. 
September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

PlanZV - Planzeichenverordnung 1990, vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

WINDENERGIEERLASS - Erlass für die Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen und 
Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung (Windenergie-Erlass) des Landes Nord-
rhein-Westfalen, vom 08. Mai 2018 

WindBG 2023: Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land 
(Windenergieflächenbedarfsgesetz)  

WIND-an-Land-Gesetz 2022: Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von 
Windenergieanlagen an Land, Bundesgesetzblatt Jahrgang 2022 Teil I Nr. 28, ausgege-
ben am 28.07.2022, Seite 1353 

WHG – WASSERHAUSHALTSGESETZ. Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts vom 
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), in Kraft getreten am 07.08.2009 bzw. 01.03.2010 zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.12.2023 (BGBl. I S. 409) m.W.v. 29.12.2023 

WRRL – EU-WASSERRAHMENRICHTLINIEN. Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik 

Karten und Planwerke 

Gemeinde Hünxe: Flächennutzungsplan der Gemeinde Hünxe, 1979, incl. der rechtswirksa-
men Änderungen des FNP 

Gemeinde Hünxe: Bebauungspläne und Satzungsbereiche im Gemeindegebiet der Gemeinde 
Hünxe 

https://dejure.org/BGBl/2023/BGBl._I_S._88
https://dejure.org/BGBl/2009/BGBl._I_S._2585
https://dejure.org/BGBl/2023/BGBl._I_S._409
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Gemeinde Schermbeck: Flächennutzungsplan der Gemeinde Schermbeck, incl. der rechts-
wirksamen Änderungen des FNP 

Fachinformationen zu Vogelarten (http://www.naturschutz-fachinformationssysteme-nrw.de/ 
ffh-arten/de/arten/vogelarten/kurzbeschreibung) 

Geologisches Dienst Nordrhein-Westfalen: Karte der Erdbebenzonen und geologischen Un-
tergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland, Blatt Nordrhein-Westfalen M. 
1:350.000, Ausgabe Juni 2006. Karte zu DIN 4149. Krefeld, Auskunftssystem BK 50.  

Geologischer Dienst NW (1985): Bodenkarte 1 : 50.000, Blatt L 4306 Dorsten 

Geologischer Dienst NW (1998): Schutzwürdige Böden in NRW, 1 : 50.000,  

LANUV: Infosysteme und Datenbanken, Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz, Biotopkataster der schutzwürdigen Biotope online / Geschützte Arten in Nord-
rhein-Westfalen online / Landschaftsinformationssammlung (Linfos) Naturschutzinfor-
mationen / Natura 2000-Gebiete in Nordrhein-Westfalen / Rote Liste der gefährdeten 
Pflanzen, Pilze und Tiere in NRW 

LEP NRW - Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen. Düsseldorf 2023, Ministerium für 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen (MURL):  

LEP NRW – 3. Änderung des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-Westfalen, Bekanntma-
chung Beteiligungsverfahren, Düsseldorf 14.03.2025, Ministeriums für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie NRW 

Landesumweltamt NW (2021): Wasserschutzgebiete digital 

Naturräumlichen Einheiten Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
(Hrsg.) 1977: Die naturräumlichen Einheiten auf Blatt 95/96 Blatt Kleve/Wesel, Geogra-
phische Landesaufnahme 1:200.000. Bad Godesberg 

Regionalplan Ruhr, RVR Regionalverband Ruhrgebiet, i.d.F.d.B. vom 28.02.2024  

Waldfunktionskarte NRW, Landesbetrieb Wald und Holz 

Landschaftsplan Raum Hünxe / Schermbeck, Kreis Wesel (2008) 

Stadt Hamminkeln: Flächennutzungsplan der Stadt Hamminkeln, incl. der rechtswirksamen 
Änderungen des FNP 

Stadt Wesel: Flächennutzungsplan der Stadt Wesel, incl. der rechtswirksamen Änderungen 
des FNP 

 

 

Ingenieur- und Planungsbüro LANGE GmbH & Co. KG 

Moers, 21. Mai 2025 

http://www.naturschutz-fachinformationssysteme-nrw.de/%20ffh-arten/de/arten/vogelarten/kurzbeschreibung
http://www.naturschutz-fachinformationssysteme-nrw.de/%20ffh-arten/de/arten/vogelarten/kurzbeschreibung
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